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Briefe an: 


Türkei-Informationen 


Am Sonntag, dem 28.3.1982 fand 
in Frankfurt die von der FIDEF or- 
ganisierte und durchgeführte Ver- 
anstaltung zum 80. Geburtstag von 
Nazim Hikmet statt. 

Ich schicke voraus, daß mir die Ver- 
anstaltung vom Programm her sehr 
gut gefallen hat. 

Was ich aber zu bemängeln habe: 
Zuerst einmal der verspätete Beginn 
der Veranstaltung. Wir haben uns 
zwar gedacht, daß es daran lag, daß 
wir erst so spät in die Räume durf- 
ten, aber einen kurzen Satz zur Er- 
klärung der Verspätung hätte wohl 
niemandem einen Zacken aus der 
Krone gebrochen. 


Was sehr erfreulich war — anfangs 
wenigstens —, war die meist ausführ- 
liche, gutverständliche Übersetzung 
ins Deutsche. Übrigens das erste 
Mal auf einer Veranstaltung der FI- 
DEF, auf der ich war. 


Leider wurde nach der Pause dieser 
große Vorteil für die Veranstaltung 
einfach ohne irgendeine Begrün- 
dung fallengelassen. Wie interessant 
der Beitrag türkischer Lieder für 
Deutsche ist, wenn es vor allem um 
den Text geht, könnt Ihr Euch 
wahrscheinlich nicht vorstellen, 
sonst wäre das wohl nicht vorge- 
kommen... 


Eine Anregung noch zum Schluß: 
Warum habt Ihr immer nur diesel- 
ben Künstler bei solchen Veranstal- 
tungen eingeladen? Habt Ihr etwas 
gegen deutsche Künstler? Ich meine 
deutsche Künstler mit deutschen 
Liedern. Ich meine damit nicht, daß 
ausschließlich deutsche Lieder oder 
Gruppen auftreten sollen, aber um 
auch überhaupt deutsche Genossin- 
nen und Genossen für solche Ver- 
anstaltungen zu gewinnen — ich hof- 
fe, daß das auch zu Euren Zielen 
gehört —, ist ein gemischteres Pro- 
gramm vonnöten. Außerdem ist es 
selbst für Türken mit den Jahren 
langweilig, wenn immer nur diesel- 
ben Künstler auftreten «.. 


Sabine Schwarz-Linek 
6800 Mannheim 


Lichtstr. 31, 4000 Düsseldorf1 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
als Richter einer mit Asylverfahren 
aus der Türkei befaßten Kammer 
des Verwaltungsgerichts Berlin bit- 
ten wir Sie, uns alle noch vorhande- 
nen Hefte der „Türkei-Informatio- 
nen“, die nach dem Militärputsch 
erschienen sind, zu übersenden. 
Besonders interessiert ist die Kam- 
mer an einem Sonderheft 1/82 
„Prozesse gegen DISK und andere 
demokratische Organisationen“. 

Ich bin Ihnen dankbar, wenn Sie in 
Zukunft dafür sorgen könnten, daß 
die Kammer die „Türkei-Informa- 
tionen“ fortlaufend erhält. 


19. Kammer 
Verwaltungsgericht Berlin 


Liebe Freunde! 

Eurem Kampf gegen die Militärdik- 
tatur in der Türkei gehört meine So- 
lidarität. 

Beiliegend schicke ich zwei Texte 
für die „Türkei-Informationen“, 

Mit solidarischem Gruß 

Walter Landin 

6800 Mannheim 


Walter Landin 

In der Fremde 

Mit dem Flugzeug 

bin ich gekommen 

aus dem anatolischen Dorf 

in die Großstadt im fremden Land, 

aus der Vertrautheit der Dorfgemein- 
schaft 

in die Isolation des Wohngettos, 

vom Klang meiner Sprache 

zu den unverständlichen Wörtern und 
Sätzen, 

vom steinigen Acker 

in die Gießerei der Fabrik. 


Mit dem Flugzeug 

bin ich gekommen, 

in wenigen Stunden 

ein Jahrhundert überflogen, 
von einer Welt 

in eine andere. 

Ich bin hier in der Fremde. 
Meine Seele geht zu Fuß, 
weit weg, 

auf den staubigen Straßen 
Anatoliens. 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich habe von aus Sicherheitsgründen 
nicht zu nennender Quelle die 
Nachricht erhalten, daß vor 4-4 1/2 
Monaten in Diyarbarkir/Türkisch- 
Kurdistan der Rechtsanwalt Hü- 
seyin Yildirim verhaftet worden ist. 
Dieser Rechtsanwalt war einziger 


"Rechtsanwalt für 2000 Angeklagte 


im Prozeß gegen angebliche PKK- 
Mitglieder in Diyarbakir. Er hat fer- 
ner angebliche KAWA-Mitglieder 
in Prozessen in Diyarbakir und Ela- 
zig vertreten. Der Rechtsanwalt 
selbst gehört keiner politischen Or- 
ganisation an. In dem PKK-Prozeß 
waren übrigens früher einmal fast 
ein Dutzend Verteidiger tätig, aber 
nach unmittelbaren Bedrohungen 
durch Militärs haben alle bis auf 
diesen einen sich aus der ‚Verteidi- 
gung zurückgezogen. 

Es besteht die Vermutung, daß die 
Verhaftung in Zusammenhang mit 
dem Besuch einer deutschen An- 
waltsdelegation in Diyarbakir An- 
fang September steht. Die „Frank- 
furter Rundschau“ hatte darüber 
am 2.10.1981 berichtet. Die deut- 
schen Rechtsanwälte hatten in der 
Bundesrepublik unter anderem dar- 
über berichtet, daß Folterungen im 
Militärgefängnis in Diyarbakir an 
der Tagesordnung seien und die 
Verteidigungsmöglichkeiten für An- 
wälte praktisch ausgeschlossen sei- 
en. Nähere Informationen hierüber 
sind zu erhalten über Rechtsanwalt 
Thomas Jung, Augustenstr. 38, 
2300 Kiel 14. 

Hüseyin Yildirim soll im Militärge- 
fängnis von Diyarbakir gefangen 
sein. Er soll schwer gefoltert worden 
sein und sich in Lebensgefahr befin- 
den. 

Sein Bruder, der gleichfalls Rechts- 
anwalt ist, ist vor etwa 10 Tagen für 
1 Woche festgenommen worden, 
weil er Hüseyin Yildirim im Ge- 
fängnis besucht hat. 

Es wird dringend gebeten, diese In- 
formation umgehend zu veröffentli- 
chen. 

Wenn ich weitere Informationen er- 
halte, werde ich mich an Sie wen- 
den. 

L. Wiethoff, Rechtsanwältin 

2300 Kiel e 


FIDEF-Presseerklärung 


6. FIDEF-Bundeskongreß in Essen: 


Gemeinsam gegen 

die Militärdiktatur! 
Gleichberechtigung statt 
Ausländerhetze! 


Kurz vor Redaktionsschluß die- 
ser Ausgabe, am 24.125. April 
1982 fand in Essen der 6. FIDEF- 
Bundeskongreß statt. Nachste- 
hend drucken wir die zum 
Schluß des Kongresses vom FI- 
DEF-Bundesvorstand herausge- 
gebene Presseerklärung ab: 
Solidarität mit den von der To- 
desstrafe bedrohten DISK-Ge- 
werkschaftern und allen inhaf- 
tierten Demokraten in der Tür- 
kei, effektive Intormationsarbeit 
gegen wachsende Ausländer- 
teindlichkeit, gerechte Bildung- 
schancen für ausländische Kin- 
der und Jugendliche und eine 
menschenwürdige Familienpoli- 
tik auch für die ausländischen 
Familien :- — das waren die 
Hauptforderungen der Delegier- 
ten während des 6. Jahreskon- 
gresses der FIDEF 

Die ca. 350 Delegierte und Gäste aus 
100 Städten der Bundesrepublik be- 
rieten sich am 24. und 25. April in 
Essen über die Probleme der auslän- 
dischen Arbeiter und ihrer Familien 
und formulierten ihre Forderungen 
an die politische Öffentlichkeit. Kri- 
tisiert wurde auch, daß die Massen- 
medien der Bundesrepublik nur äu- 
Berst selten über die Vorstellungen 
ausländischer Organisationen zur 
Ausländerpolitik berichten. 

Die Diskussionsbeiträge konzen- 
trierten sich auf vier Themenberei- 
che: Ausländerfeindlichkeit, Fami- 


lienzusammenführung, Bildungssi- 
tuation und die Situation in der Tür- 
kei. 


Die Delegierten betonten, daß die 
Ausländerfeindlichkeit, von der sie 
sich zunehmend physisch und psy- 
chisch bedroht fühlen, von Neo- 
Nazis und anderen rechtsextremisti- 


schen Kräften geschürt wird. Zu- 
gleich wurde hervorgehoben, daß die 
offizielle Ausländerpolitik die latent 
vorhandenen ausländerfeindlichen 
Tendenzen fördere und gewalttätige 
Auswüchse erst ermögliche. 

Als ein herausragendes Beispiel der 
offiziellen Ausländerfeindlichkeit 
wurden die drastischen Einschrän- 
kungen in der Familienzusammen- 
führung scharf kritisiert. Es sei vor 
allem für integrationswillige Auslän- 
der unmöglich, an die Ernsthaftig- 
keit von Integrationsbemühungen zu 
glauben, wenn gleichzeitig Familien 
zerstört würden und man ihnen 
„Hilfen” zur Rückkehr anbieten 
wolle, die darauf hinausliefen, daß 
erworbene soziale Rechte für einen 
Spottpreis verkauft werden sollten. 
Erlasse und Gesetzesvorschläge die- 
ser Art machten deutlich, daß man 
sich in Anbetracht der wirtschaftli- 
chen Krise eine gerechte Behandlung 
ausländischer Menschen nicht mehr 
leisten wolle: die ohnehin einge- 
schränkten Rechte von Ausländern, 
die seit 10, 20 oder gar 30 Jahren in 
der Bundesrepublik lebten und ar- 
beiteten, würden mit einem Feder- 
strich drastisch reduziert. 


Als skandalös müsse die Bildungsmi- 
sere ausländischer Kinder und Ju- 
gendlicher bezeichnet werden, die 
nicht mehr hinnehmbar sei. Obwohl 
seit Jahren gerade in diesem Bereich 
von den Ausländern, von Wissen- 
schaftlern und Pädagogen und von 
der GEW Konzepte entwickelt wor- 
den seien, zeichne sich eher eine Ver- 
schlechterung der schulischen und 
beruflichen Ausbildung für auslän- 
dische Kinder ab. Sie würden zuneh- 
mend in Sonderschulen abgescho- 
ben, im Berufsschulbereich würde 


sogar der Aufbau einer Sonderschu- 
le nur für ausländische Jugendliche 
betrieben: MBSE-Maßnahmen zur 
Berufsvorbereitung und sozialen 
Eingliederung. 


Freiheit für die von der Todesstrafe 
bedrohten 52 DISK-Gewerkschafter 
und Freilassung aller von der Junta 
inhaftierten Demokraten sowie Ver- 
stärkung der tatkräftigen Solidarität 
mit den verfolgten Demokraten der 
Türkei wurden als dringlichste Ziele 
hervorgehoben. Einhellig begrüßt 
wurde die erstmalige Teilnahme von 
mehreren Organisationen kurdischer 
und türkischer Arbeiter am Kongreß 
sowie die Teilnahme von Vertretern 
einer Reihe bundesdeutscher und 
ausländischer Organisationen. Als 
einziger Vertreter einer bundesdeut- 
schen Partei folgte Heinz Lang, Mit- 
glied des Parteivorstandes der DKP, 
der Einladung und hielt eine vielbe- 
achtete Rede. 


Bei den abschließenden Vorstands- 
wahlen am Sonntag wurde der Ge- 
schäftsführende Vorstand einstim- 
mig in seinem Amt bestätigt: Hasan 
ÖZCAN, Vorsitzender; Ali CAG- 
LAR, Generalsekretär; Hamdi MAS- 
KAR, Kassenwart. 


Zum Abschluß rief der Kongreß zur 
massenhaften Teilnahme an den 1. 
Mai-Demonstrationen des DGB und 
an der bundesweiten Demonstration 
gegenhinrichtung und Folter in der 
Türkei auf, die am 8. Mai von 21 Or- 
ganisationen kurdischer und türki- 
scher Arbeiter in Duisburg durchge- 
führt wird. 


Essen, den 25. April 1982 
FIDEF-Bundesvorstand 


Türkei 


Massenprozesse in der Türkei: 


„Den linken Flügel stutzen, 
den rechten fliegen lassen’’ 


Nach der Festnahme der füh- 
renden Mitglieder des Frie- 
denskomitees der Türkei, mit 
deren Verhaftung die Generale 
unter anderem den Progressi- 
ven Gewerkschaftsbund DISK 
seines Verteidigungsrechts be- 
rauben will — der Präsident des 
Friedenskomitees der Türkei, 
Rechtsanwalt Apaydin war 
gleichzeitig der Hauptverteidi- 
ger im DISK-Prozess —, machte 
die erneute Festnahme des 
ehemaligen Ministerpräsiden- 
ten und Vorsitzenden der Repu- 
blikanischen Volkspartei Ecevit 
in der westlichen Presse 
Schlagzeilen. Zur Zeit werden 
zahlreiche Massenprozesse 
überwiegend gegen linke Orga- 
nisationen geführt, während 
mehrere Funktionäre der fa- 
schistischen „Nationalen Ak- 
tionspartei“ MHP sich schon 
auf freiem Fuß befinden. 


DISK-Prozeß 


Der DISK-Prozeß, in dem für 52 
Gewerkschaftsführer die Todes- 
strafe gefordert wird, wird nach 
einer mehrwöchigen Pause ab 14.4. 
fortgeführt. Bisherige Verhandlun- 
gen befaßten sich mit der Verle- 
sung der 817seitigen Anklage- 
schrift. Am 5.3. stellten die Ange- 
klagten ein Ersuchen auf Freilas- 
sung, was aber vom Gericht abge- 
lehnt wurde (siehe TI Januar/ 
März/April 1982). Von den sich 
im Zusammenhang mit dem DISK- 
Prozeß seit dem Putsch in Un- 
tersuchungshaft befindenden 122 
Personen wurden 8. zwischenzeit- 
lich freigelassen. Außerdem wurde 
bekanntgegeben, daß die Bank- 
konten der Angeklagten und der 
mit ihnen im „engen Kontakt“ 
stehenden 107 Personen überprüft 
werden sollen. 


Die nächste Verhandlung wird sich 
mit der Anhörung des DISK-Vor- 
sitzenden Bastürk beschäftigen. 
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Prozesse gegen 
„IKP-Mitglieder’’ 


Die zur Zeit in Gölcük, Adana und 


Ankara gegen die angeblichen Mit- 
glieder der seit 60 Jahren verbotenen 
Kommunistischen Partei der Türken 
eröffneten Prozesse erregten in der 
sich ungehindert artikulierenden 
bürgerlichen und rechtsextremisti- 
schen Presse großes Aufsehen. Ins- 
besondere die auch in der Bundesre- 
publik erscheinende ‚‚Tercüman’’ 
machte es sich während der Verhaf- 
tungswelle gegen die „TKP-Mitglie- 
der’' zur Aufgabe, die Öffentlichkeit 
auf die „„Gefahr”' aufmerksam zu 
machen, die von der TKP ausgehen 
soll. Einem Mitarbeiter dieser Zei- 
tung, Tokay Gözütok, gelang es so- 
gar, für seine Serie — Akte TKP — 
einen Preis für die ‚beste Untersu- 
chung’ des Journalistenverbandes 
zu erringen. 

Die Anklageschrift des in Ankara 
gegen 205 Personen eröffneten Pro- 
zesses befaßt sich auf 55 Seiten mit 
„konspirativen’’ Aktivitäten der 
„TKP-Mitglieder''. Ihnen wird u.a. 
zum Vorwurf gemacht, auf Mikro- 
filme aufgenommene Staatsgeheim- 
nisse an das Zentralkomitee weiter- 
geleitet, sich an Bildungsseminaren 
über Marxismus-Leninismus in So- 
fia und Moskau beteiligt zu haben. 
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Seyit Konuk, Ibrahim E. Coskun, Necati Vardar: Am 12. März 1982 hingerichtet 


Auch die Verbindungen der Kom- 
munistischen Partei zu den Mitglie- 
dern der Republikanischen Volks- 
partei beschäftigen die Militärstaats- 
anwaltschaft in diesem Prozeß (Sie- 
he TI August/September 1981, März/ 
April 1982.). 

Anfang April wurden erneut 57 Per- 
sonen in den sogenannten ‚‚Komso- 
molzenoperationen’’ der Militärs 
festgenommen, denen die „‚Mitglied- 
schaft der KPdT’ vorgeworfen 
wird. o 


TIP-Prozeß 


Der gegen die 80 Mitglieder — dar- 
unter auch Vorstandsmitglieder — 
der Arbeiterpartei der Türkei — 
TIP — eröffnete Prozeß begann am 
15.4.1982. 

Die Militärstaatsanwaltschaft be- 
zieht sich bei diesem Prozeß auf die 
§§ 141, 142 des StGB und fordert 
Haftstrafen zwischen 30 bis 60 Jah- 
ren. 

In der Anklageschrift heißt es, daß 
TIP eine Klassenpartei sei und sich 
auf Marxismus-Leninismus berufe. 
Die Anklageschrift befaßt sich 
auch mit der „Front-Politik“, dem 
„Internationalismus-Prinzip” die- 
ser Arbeiterpartei und ihren Ver- 
bindungen zu Gewerkschaften und 
demokratischen Massenorganisa- 
tionen. In ihr wird die Behauptung 


aufgestellt, daß TIP die Gründung 
eines kommunistischen Regimes in 
der Türkei angestrebt haben soll. 


Andere Prozesse 


Mit den 186 Anträgen auf Todes- 
strafe und über 570 Angeklagten 
begann der DEV-YOL-Prozeß am 
26.2. in Ankara. Gegen diese aus 
Jugendprotesten der 60er Jahre 
hervorgegangene Organiation lau- 
fen zur Zeit in zahlreichen Städten 
der Türkei Prozesse, in denen 
1300mal die Todesstrafe gefordert 
wird, 

In mehreren Städten des Landes 
laufen Prozesse gegen eine Vielfalt 
von Organisationen. Dazu zählen 
Organisationen wie Dev-Sol (Re- 
volutionäre Linke), PKK (Arbei- 
terpartei Kurdistans), Kurtulus 
(Freiheit), KAWA (eine kurdische 
Organisation), TDKP (Revolutio- 


näre Kommunistische Partei der 


Türkei) usw, 


Am 11.4. wurde der ehemalige Mi- 
nisterpräsident Ecevit erneut ver- 
haftet. Der Grund für seine Ver- 
haftung waren seine Äußerungen in 
ausländischen Zeitungen und Fern- 
sehen. Die Militärbehörden werfen 
ihm vor, dem Ansehen des Staates 
im Ausland absichtlich geschadet 
zu haben. Das Militärgericht sah 
zwar keinen ernsthaften Anlaß zu 
seiner Verurteilung und überließ 
die Entscheidung der Kriegsrechts- 
behörde, aber seine Wiederfrei- 
lassung blieb aus. 


In seinem am 22.3. im „Der Spie- 
gel” veröffentlichten Beitrag heißt 
es: „Das Regime, das die Herr- 
schenden jetzt für die Türkei ins 
Auge gefaßt haben, ist einem Vo- 
gel vergleichbar mit nur einem Flü- 
gel, dem rechten Flügel. Natürlich 


Hinrichtungen in aller Stille: 


Todesurteile und Foltertote 
in der Türkei 


In der türkischen Stadt Izmir 
‚kam es in der Nacht vom 12.3. 
zum 13.3. zu einem ominösen 
Ereignis. Die Militärs ließen drei 
wegen „kommünistischer Um- 
triebe“ zum Tode durch den 
Strang verurteilte. Männer zwi- 
schen 22 und 24 Jahren: um 1.00 
Uhr nachts, ohne zuvor, wie 
sonst üblich, eine diesbezügli- 
che Pressemitteilung gemacht 
zu haben, erhängen.. 

Ähnliche Betroffenheit löste der 
kürzlich bekanntgewordene Fall 
dreier Bauern aus, die von zwei 
Armeeoffizieren zum Tode ġe- 
foltert wurden („Kölner Stadt- 
anzeiger“, 1.4.1982). Mit sol- 
chen und ähnlichen Maßnah- 
men gelingt es der Junta immer 
wieder, sich in allerdings un- 
rühmliche Szene zu setzen. 


Laut Angaben der Gefangenen- 
hilfsorganisation amnesty interna- 
tional wurden seit dem Putsch vom 
12.9.1980 70 Menschen zu Tode 
gefoltert. Offizielle Stellungnah- 
men zu den Angaben von amnesty 
international nehmen sich wie blan- 
ker Hohn aus. Staatsminister Öz- 


trak zufolge seien „nur 15" ‚Unter- 
suchungshäftlinge bei Folterungen 
ums Leben gekommen. 15 weitere 
seien „unter natürlichen Umstän- 
den“ während der Inhaftierung ge- 
storben. Drei Personen seien im 
Zuge bewaffneter Auseinanderset- 
zungen mit Sicherheitskräften ge- 
tötet worden. Öztrak im Wortlaut: 
„Wie wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht wurde, bewegt sich das Regi- 
me vom 12, September im Rahmen 
der gesetzlichen Normen. Nichtsde- 
stotrotz ist es möglich, daß gelegent- 
lich Nachrichten über Folterungen 
ans Tageslicht gelangen. 

Es ist jedoch eine Tatsache, daß in 
allen Ländern der Welt, selbst in 
den westlichen Demokratien, es ab 
und an zu solch fragwürdigen To- 
desfällen kommt” („ Milliyet”, 18. 
3. 1982). 


Folter bei fast allen 
Verhören 


Keinesfalls dürften laut Öztrak 
Folterungen als offiziell sanktio- 
nierte oder auch nur unterschwellig 
tolerierte Erpressung von Aussa- 


kann er nicht fliegen.“ 


Weitere Entlassungen 
für Faschisten 


Während gegen demokratische Or- 
ganisationen immer neue Prozesse 
eröffnet werden, erreichte die Zahl 
der freigelassenen, meist führenden, 
Mitglieder der faschistischen Natio- 
nalen Aktionspartei — MHP — in- 
zwischen 186. Für 29 Personen, für 
die die Todesstrafe gefordert wird, 
wurde Ersuchen auf Entlassung ge- 
stellt. Nach der Trennung des Ver- 
fahrens gegen den Faschistenführer 
Türkes und 305 Funktionäre der 
MHP von den Verfahren gegen die 
Mitglieder der Ortsgruppen, stehen 
nun nur 13 Personen für die gericht- 


. liche Anhörung im Rahmen dieses 


Prozesses bereit. ® 


gen betrachtet. werden. 

Demgegenüber stehen Berichte 
von Mitgliedern einer Delegation 
der internationalen Vereinigung für 
Menschenrechte in Paris und der 
französischen  Nationalversamm- 


"lung über systematische Folterun- 


gen an Untersuchungshäftlingen. 
Davon zeugen unter anderem die 
Schicksale so renommierter Per- 
sönlichkeiten wie des Bürgermei- 
sters der Stadt Diyarbakır M. Za- 
na ‚oder des DISK-Vorsitzenden 
Bastürk. Teilnehmer der Delega- 
tion berichteten: 


„Die gebräuchlichsten Foltermetho- 
den sind das Aufhängen an den Fü- 
ßen, E-Schock, Scheinerhängen ... 
sowie bei Frauen sexuelle Folte- 
rungen“ („Le Monde“, 19.2.1982). 
Ähnliches bezeugt auch Robert 
Marze, offizieller Vertreter einer 
CGT-Delegation, der den DISK- 
Prozeß verfolgte: 

„Einem’ Anwalt, der sich über Fol- 
terungen an seinem Klienten be- 
schwerte, antwortete der Staatsan- 
walt: Wie wollen Sie sie sonst zum 
Sprechen bringen? Einige Häftlinge‘ 


‚wurden vor den Augen ihrer Ver- 


wandten gefoltert. Die elektrische 
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Eolter an den Gliedmaßen, an den 
Geschlechtsteilen sowie Schändung 
und Vergewaltigung kommen lau- 
fend vor. Es gibt das Foltern durch 
Katzen. Man steckt den Häftling in 
einen Sack mit Katzen, und man 
schlägt den Sack mit Stöcken. Es 
gibt die Scheinhenkung. Man zieht 
den Strick um den Hals des Häft- 
lings. Man fordert ihn auf, zu geste- 
hen, seine Kameraden zu denunzie- 
ren, und wenn er sich weigert, führt 
man die Erhängung durch. Aber 
einige Sekunden danach schneidet 
man den Strick durch, und dann be- 
ginnt die Operation wieder von vor- 
ne („Frankfurter Rundschau“, 
6.4.1982). 


Ex-Polizist Ekrem Özbe schildert 
den Ablauf eines Verhörs folgen- 
dermaßen; 

„Offen gesagt, die Folter wurde im 
Polizei-Hauptquartier in Ankara 
bei fast allen Verhören eingesetzt“. 
Führt man sich die Aussagen des 
Polizeibeamten Rahman Gümrük- 
cü vor Augen, der im Prozeß gegen 
Mitglieder der linken Organisation 
„Revolutionärer Weg“ zu .Folter- 
vorwürfen Stellung beziehen muß- 
te, werden die Methoden der Er- 
mittlungsbehörden noch plakati- 
ver: 

„Sagt der Angeklagte die Unwahr- 
heit, wird er, nachdem man entwe- 
der etwas wartet oder ihn foltert, 
wieder verhört“ („Cumhunyet“, 
7.4.1982). 


Angesichts dieser an die Öffent- 
lichkeit gelangten Berichte ist die 
Junta gezwungen, punktuell auch 
gegen Ausartungen in den eigenen 
Reihen vorzugehen. Wie ein Gene- 
ral feststellte, „hat die Staatsan- 
waltschaft in 418 Fällen die Ermitt- 
lungen wegen Foltervorwürfen auf- 
genommen („Frankfurter Rund- 
schau“, 6.4.1982). Auf offizieller 
Seite werden 370 Ermittlungsver- 
fahren zugegeben. 


Trotzdem werden unter Folter er- 
preßte Aussagen noch immer ge- 
richtlich verwertet. So im Verfah- 
ren gegen angebliche Mitglieder 
der Kommunistischen Partei der 
Türkei. Die Angeklagten, insbe- 
sondere 32 weibliche Angeklagte, 
berichteten vor Gericht über 
schwere Mißhandlungen. Ein An- 
trag der Verteidigung, während der 
Untersuchungshaft gemachte Aus- 
sagen nicht zu berücksichtigen, 
wurde dennoch zurückgewiesen. ® 


Bericht aus dem Gefängnis: 
„Jedes Polizeirevier ist 
eine Folterkammer”’ 


Mitte April erreichte uns ein au- 
thentischer Folterbericht beson- 
derer Art: Bei dem Getfolterten, 
der In eindringlichen Worten sel- 
ne Verhaftung und die ausgeüb- 
te Folterpraxis schildert, handelt 
es sich um eine angesehene Per- 
sönlichkelt des öffentlichen Le- 
bens, deren Namen wir auf eige- 
nen Wunsch nicht veröffentli- 
chen. 

An jenem Tag wurde ich früh auf 
ganz andere Weise geweckt. Meine 
Wohnung war von zahlreichen Sol- 
daten belagert, die ihre Waffen auf 
das Haus richteten. In der Wohnung 
führten ca. 10-15 Polizisten in Zivil 
und in Uniform die Untersuchung 
weiter. Alle Räume, das Bad, die Kü- 
che, die Wände, das Dach, die Bü- 
cher, die Fotos wurden untersucht. 
Wir — meine ganze Familie - verfolg- 
ten diese hektische Szene mit gro- 
Ber Sorge. Alle Gegenstände im 
Haus wurden in kurzer Zeit durch- 
einander gebracht. 

Einer teilte mir mit, daß ich für län- 
gere Zeit „verreisen“ müsse und da 
sind alle Gerüchte, die ich bisher ge- 
hört hatte, wie ein Film vor meinen 
Augen vorbeigelaufen. 


„Ich dachte, er 
übertreibt”’ 


.Wir wurden durch zwei Eisentüren 


geführt. Unsere Augen waren so fest 
verbunden, daß es schwierig war 
einzuatmen, geschweige denn zu 
sehen. Ich wurde durch die geöffne- 
te Eisentür gestoßen. Grob wurde 
mir gesagt, daß ich nicht sprechen 
solle und mich ruhig verhalten solle. 
Für bestimmte Zeit wurde ich mit 
meinem Alleinsein alleingelassen. 
Nichts war zu hören außer Schritten 
im Korridor. Als ich mich 2-3 Stun- 
den (Minuten?) später auf den 
nackten Boden setzen wollte, habe 
ich bemerkt, daß auch andere Leute 
im Raum waren. Einer, der auf dem 
nackten Boden zu mir gekrochen 
kam, hat sich stöhnend mit heiserer 
Stimme vorgestellt und von den hier 
durchgeführten Mißhandlungen und 
Folterungen berichte. Es war 
schrecklich. Ich konnte das nicht 
glauben. Ich dachte er übertreibt 
oder will sich wichtig machen. 

Aber es war nicht nötig, sich darüber 
Gedanken zu machen, denn bei mei- 


ner „Vorstellung“ konnte ich dann 
noch alle hier angewandten Metho- 
den kennenlernen. Bisher konnte 
ich nicht einmal fragen, warum ich 
hierher gebracht worden war. Zu 
Hause hatten sie mir gesagt, daß sie 
einen Haftbefehl hätten. — Das war 
alles. Ich war auch gespannt, was sie 
mir vorwerfen würden... 


‚„„Schreie, schrill 
wie eine Sirene’’ 


ee se a 
In der Nacht habe ich versucht zu 
schlafen, indem ich mich auf den 
nackten Boden legte, der aber zu 
kalt war. Mein Zustand des Halb- 
schlafes wurde gegen Morgen durch 
gräßliche Schreie unterbrochen. Es 
waren tiefe Schreie, die dann schrill 
wie eine Sirene wurden. Diese er- 
sten Schreie hier werde ich nie aus 
meinen Ohren verbannen können. 
Unsere folgenden Nächte wurden 
von diesen Schreien begleitet, die 
an unseren Nerven rütteten und uns 
unter Spannung hielten. Unsere Zel- 
le wurde ab und zu voller und dann 
wieder leerer. Je mehr Menschen da 
waren, um so bedrohlicher wurde 
die Situation. Ein Polizist kam rein 
und ohrfeigte einige und die ande- 
ren trat er mit Füßen. Alle — mit ver- 
bundenen Augen — versuchten sich 
zu schützen, aber in dieser Hektik 
stürzten sie übereinander. Dieses 
hektische Übereinanderfallen von 
uns’ bereitete den Polizisten große 
Freude. 

3 Tage später habeh sie mich weg- 
gebracht. Sie haben die Binde an 
meinen Augen kontrolliert. Sie ha- 
ben mich durch die Saaltür geführt 
und in einen Raum gestoßen. Sie ha- 
ben mich auf einen Stuhl gesetzt. 
Mit einem harten Gegenstand im 
Genick wurden mir die Augen noch 
einmal verbunden und zwar so fest, 
daß mir das Blut in allen Adern, die 
zum Gehirn führen, stockte. Bei je- 
dem Pulsschlag hatte ich das Ge- 
fühl, daß mir der Kopf platzt. So saß 
ich auf dem Stuhl. Nur eine Person 
sprach, aber im Raum waren mehre- 
re Personen anwesend. Alle redeten 
sich mit „mein Kommandeur“ an. 
Sie sagten mir, daß sie alles über 
mich wußten, das aber einmal von 
mir hören wollten. Sie haben mich 
meinen Lebenslauf erzählen lassen 
und nach meinen politischen An- 


sichten — und warum ich sie habe — 
gefragt. Aus Listen, die sie hatten, 
haben sie mir Namen vorgelesen. 
Sie haben mich gefragt, wer das sei 
und welche politischen Ansichten 
diese Personen hatten. Diese Perso- 
nen waren zum Teil Intellektuelle, 
die allgemein bekannt waren und 
zum Teil mir unbekannte Namen. 
Meine Antworten haben sie wohl 
nicht überzeugt und sie fingen an, 
mir zu drohen. Dann fragte einer: 
„Wurdest du hier gefoltert? Wurde 
hier Gewalt gegen dich angewen- 
det?“ Ich antwortete: „Bis jetzt noch 
nicht“. Aber ich habe auch hinzuge- 
fügt, daß ich an die öffentliche Mei- 
nung glaube, daß bei der Polizei ge- 
foltert wird. Sie sind wieder zu ihren 
Fragen zurückgekehrt. Sie bestan- 
den beharrlich auf den Fragen nach 
den Namen. Aber ich kannte diese 
Personen nicht. Diese hohe Anspan- 
nung und die 3 Stunden dauernde 
„Unterhaltung“ mit Fragen und Ant- 
worten, hatten mich ziemlich ermü- 
det. Als ich sagte, daß mir die Binde 
Schmerzen verursacht, hat einer die 
Binde noch fester zugezogen. 

Man verlangte von mir Aussagen 
über die Namen. Immer wenn ich 
sagte, daß ich die Personen nicht 
kennen würde, schrien sie mich an 
und drohten mir damit, mich in Was- 
ser festzuhalten und mich unter 
elektrischen Strom zu setzen und 
mich mit Ketten zu fesseln. Dann ha- 
ben sie noch hinzugefügt, daß die 
Folterung was Unmenschliches ist. 
Als ich nichts sagte, sagten sie: 
„Überlege es dir gut, eine halbe 
Stunde später werden wir dich noch 
einmal holen, wenn du dann 
sprichst ist es o.k., wenn nicht, dann 
wissen wir, wie wir dich zum Spre- 
chen bringen können“. 


„Ermüden Sie uns 
nicht” 


Ich hatte nichts auszusagen. Weder 
durch Lügen noch durch falsche 
Aussagen konnte ich aber verursa- 
chen, daß andere Menschen an die- 
se unmenschliche Stelle gebracht 
werden würden. Die Fragen über 
mich hatte ich ausreichend beant- 
wortet, auch wenn ich sie nicht 
überzeugen konnte. Ich hatte nichts 
anderes aussagen können. 

Als ich eine halbe Stunde später 
noch einmal geholt wurde, hatte 
sich das Verhalten der Person, die 
mich am Arm aus dem Raum zog, 
völlig verändert. Während wir in den 
Verhörraum gingen, beschimpfte er 
mich und mein Kopf schlug rechts 
und links an die Wand, weil ich ja 
nichts sehen konnte. Als einer vor- 
beiging gab er mir einen Tritt und als 
wir uns dem Verhörraum näherten, 


nahmen die Mißhandlungen zu. Als 
ich im Raum war und mich gesetzt 
hatte, sagte einer mit entschlosse- 
ner Stimme zumir: „Wir haben auch 
Methoden. Wir dienen dem Staat. 
Wir haben kein Mitleid mit denjeni- 
gen, die uns nicht helfen. Schauen 
sie mal, sie sind ein Intellektueller. 
Und wir wollen ihnen nicht wehtun. 
Niemand ist aus diesem Raum her- 
ausgekommen, ohne auszusagen. 
Ermüden Sie uns nicht.“ 

Als ich sagte, daß ich alles gesagt 
hätte und auch nicht wüßte warum 
ich hier festgehalten würde, schrie 
einer: „Schlagt den Schwulen.“ Sie 
fingen an, mich auf den Rücken und 
auf die Beine mit Fäusten zu schla- 
gen und mit Füßen zu treten. Zuerst 


stand ich noch, dann konnte ich 
nicht mehr. Doch nach den ersten 
Faustschlägen nahm meine Wider- 
standskraft zu. Sie brachten mich 
wieder zum stehen und verwarnten 


mich noch einmal. Sie verlangten: 


von mir, daß ich aussagen solle. Als 
ich sagte, daß ich mehr nicht wisse, 
fingen sie wieder an, mich zu schla- 
gen. Unter Drohungen und Verwar- 
nungen brachten sie mich zur Zelle 
zurück. 

Als ich am nächsten Morgen wieder 
geholt wurde, war mein Körper vol- 
ler blauer Fiecke. Sie haben mir be- 
fohlen mich auszuziehen und ich 
habe meinen Oberkörper freige- 
macht. Sie haben kaltes Wasser auf 
mich gegossen und mich auf den 
Boden geworfen. Sie sagten, sie 
würden mich durch elektrischen 
Strom lähmen, wenn ich nicht alles 
sagen würde. Obwohl ich sagte, daß 
ich nichts wüßte und auch nicht ver- 
stünde, was sie hören wollten, hör- 
ten sie mir nicht zu. Dann haben sie 
an meiner Lippe und an meinem Pe- 
nis Metallklammern befestigt und 
unter Strom gesetzt. Wenn der 


Strom zunahm, zitterte mein ganzer ' 


Körper und auch meine Stimme vi- 


Gefangene werden vorgeführt: „‚Beweise’’ gegen Folter? 


brierte stark, meine Schreie halliten 
von den Wänden wider. Inzwischen 
goß einer ununterbrochen Wasser 
auf meine Beine. In kurzer Zeit wur- 
de ich ohnmächtig. 


„Unmöglich zu 
sitzen’ 


Als sie mich in die Zelle zurück- 
brachten, beendete ich den 4. Tag. 
der Woche, die ich unter Schmerzen 
verbringen sollte. Sie holten mich 
nicht wieder. Viele kamen und gin- 
gen. Ein paarmal wollte ich Tablet- 
ten und Medikamente, aber sie ga- 
ben mir keine. Die Tage vergingen, 


in denen ich die Schreie der jungen 
und alten Gefolterten hören mußte. 
Zuletzt haben sie mich ärztlich un- 
tersucht. Ich glaubte, daß ich freige- 
lassen würde und ich fing an, Hoff- 
nung zu schöpfen. Aber meine „lan- 
ge Reise“ war nicht zuende. Sie 
schickten mich in einer unbekann- 
ten Richtung auf den Weg. 

Seit etwa 20 Tagen war ich unrasiert 
und meine Haare waren dreckig und 
ungekämmt. Nach 20 Tagen wurde 
mir zum ersten Male die Augenbinde 


„abgenommen und ich konnte die 


Sonne wieder sehen. Während ich 
erwartete freigelassen zu werden, 
wurde ich in eine andere Stadt ab- 
transportiert. Als ich im Wagen nach 


dem Ziel fragte, sagten sie, daß 


sie nichts wüßten. Nach einer langen 
Reise, wurde ich ins Polizeipräsi- 
dium der Stadt gebracht. Diejeni- 
gen, die mich transportierten, über- 
gaben mich und fuhren wieder weg. 
Hier wurde ich nochmal durchsucht. 
Mir wurden alle persönlichen Sa- 
chen weggenommen und die Augen 
verbunden. Einer zerrte mich am 
Arm und ich wurde in eine Zelle ge- 
stoßen. Drinnen waren 30-35 Men- 
schen. Es war unmöglich in der Hok- 
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ke zu sitzen, geschweige denn sich 
hinzulegen. An den 10 Tagen, dieich 
hier verbringen mußte, sind täglich 
5-10 Menschen geholt und gebracht 
worden. Je größer die Anzahl der 
Personen in der Zelle war um so 
schwieriger wurde das Leben in der 
4-Mann-Zelle. Auf die Toilette ge- 
führt zu werden, war dem Mitleid 
des Polizisten überlassen, der Wa- 
che hatte. Das war mit die unange- 
nehmste Sache. Am Nachmittag 
desselben Tages wurde ich geholt. 
‚Unter die Augenbinde wurde noch 
einmal Watte geschoben und die 
Binde fester zugezogen. Ich wurde 
zum Verhörraum gebracht. An dem 
Benehmen der Leute erkannte man, 
daß sie Erfahrung hatten. Besser ge- 
sagt, sie waren professionelle Fol- 
terer. Sie haben mich noch einmal 
meinen Lebenslauf und meine politi- 
schen Anschauungen erzählen las- 
sen. Anschließend lasen sie noch 
einmal die Namen vor, und fingen 
an, mich danach zu fragen. 


„Die Kleiderhaken- 
Operation’ 


FE OA 
Sobald ich sagte: „Ich weiß nichts“, 
haben sie mich auf den Boden ge- 
worfen., Meine Arme wurden in 
Schulterhöhe auf den Boden ge- 
drückt und zwei Polizisten stellten 
sich auf meine Handgelenke, und 
einer setzte sich auf meine Beine. 
Ein anderer sprang auf meinen 
Brustkorb. Und er trat mit einem Fuß 
auf meinen Kehlkopf. Ich konnte 
nicht atmen und schrie so laut ich 
eben konnte. Aus meinem Mund lief 
Speichel. Ein anderer sprach mir mit 
sanfter Stimme ins Ohr: „Gestehe al- 
les, laß dir nicht weh tun“. Das Gan- 
ze hat ca. 10-15 Minuten gedauert 
und während der Zeit drohte ich 
3-4mal zu ersticken. Beim letzten- 
mal fiel ich in Ohnmacht. Als sie mir 
Wasser über den Kopf gossen, kam 
ich wieder zu mir. Ich durfte mich 
anziehen und wurde in einen Raum 
gebracht. Meine Kehle brannte, ich 
mußte ununterbrochen husten und 
der ganze Brustkorb schmerzte. 

Nachdem sie gesagt hatten, daß ich 
es mir noch einmal überlegen solle 
und sie mich morgen noch einmal 
holen wollten, wurde ich in die Zelle 
zurückgebracht. Ich fiel wie ein 
Holzklotz auf den Zellenboden und 
die anderen in der Zelle haben jedes 
Kleidungsstück, das sie entbehren 
konnten ausgezogen und mich da- 
mit zugedeckt. Sie sind noch enger 
zusammengerückt um Platz zu ma- 
chen, damit ich mich hinlegen konn- 
te. Am nächsten Tag gab es die 
„Kleiderhaken“-Operation. Mein 
Oberkörper war frei und meine Hän- 
de wurden auf dem Rücken zusam- 


mengebunden und ich wurde an den 
Händen nach oben gezogen. 1-2 
Sekunden später steigt dir das Blut 
ins Gehirn und dir wird siedend- 
heiß und du fängst an zu schwitzen. 
Jetzt legen sie dir einen Autoreifen 
über den Kopf auf die Schultern, 
damit ein größeres Gewicht auf' die 
Muskeln drückt. Das kannst du nicht 
mehr aushalten und deshalb stellen 
sie dich für 1-2 Sekunden auf den 
Boden. Sie gießen auf deinen ge- 
schwächten Körper kaltes Wasser 
und dann stellen sie dich vor große 
Ventilatoren und du zitterst und 
frierst. Dann hängen sie dich noch- 
mal auf und du schwitzt wieder und 
wieder. Wasser und wieder Wind aus 
den Ventilatoren. Ihr Ziel ist, dich 
völlig zu lähmen. 

Ein bis zwei Tage später holten sie 
mich diesmal für die Strom-Opera- 
tion. Es war für mich unmöglich, die 
Sachen, die sie von mir hören woll- 
ten, zu gestehen. Dies waren sol- 
che Sachen, von denen ich keine 
Ahnung hatte. Ich schrie und ich 
lehnte die unwahren Behauptungen 
ab. Abgesehen von meinen Über- 
zeugungen hatte ich mich in keine 
Aktion eingemischt. Und die Über- 
zeugungen sollten auch frei sein. 
Hier in diesem Gefängnis können sie 
mit dem elektrischen Strom besser 
umgehen und so versuchen sie dem 
Menschen besonders weh zu tun, 
ohne daß er in Ohnmacht fällt. Sie. 
bringen den Strom bis zu einem ge- 
wissen Punkt, den der Mensch aus- 
halten kann, falls der Mensch in 
Ohnmacht zu fallen droht, schalten 
sie ab und danach fangen sie sofort 
wieder an. 


„Nach langer Zeit 
ein Arzt’’ 


Danach haben sie mich nicht mehr 
gefoltert. Jetzt fing die Pflege an. 
Weil wir lange Zeit nicht mehr geholt 
wurden, hoffte ich, daß wir freigelas- 
sen würden. Es mußten unsere Aus- 
sagen geschrieben werden. Schließ- 
lich haben sie uns geholt, um unsere 
Aussagen zu Protokoll zu nehmen. 
Sie protokollierten was wir sagten 
und unsere Augen blieben verbun- 
den. Obwohl ich wußte, daß sie nie- 
manden seine Aussage lesen lassen, 
bestand ich darauf und erst dann 
habe ich sie unterschrieben. Natür- 
lich stand unter meiner Aussage der 
Satz: „In der Zeit, in der ich in der 
Politischen Abteilung des Polizei- 
präsidiums war, wurde ich in keiner 
Weise mißhandelt“. 

Einen Tag später wurde ich von 
einem Arzt untersucht. Mir waren 
die Augen wieder verbunden. Als der 
Arzt mich fragte, habe ich gesagt, 
daß ich gefoltert wurde. „Nein, das 


alles hast du wohl selber gemacht", 
sagte der Arzt und damit war die Sa- 
che erledigt. Nachdem sie überzeugt 
waren, daß wir gesund genug waren, 
wurden wir vom Polizeipräsidium 
mit polizeilicher Begleitung abge- 
holt und ins militärische Untersu- 
chungsgefängnis gebracht. 


„45 Tage bis zur 
Freilassung” 


Bevor wir ins militärische Untersu- 
chungsgefängnis gebracht wurden, 
wurden wir noch einmal von einem 
Arzt untersucht. Bei dieser Untersu- 
chung war auch eine Frau dabei. Als 
die Frau dem Arzt die Wunden und 
die blauen Flecke an ihrem Körper 
zeigte, sagte der Arzt: „Woher soll 
ich denn wissen, daß du das nicht 
alles selbst gemacht hast“. Dieses 
Ganze verlief planmäßig und ge- 
schah nur um Formalitäten zu erfül- 
len. Sonst waren für diese Leute we- 
der die Wunden, noch die blauen 
Flecke, noch die Spuren der Folte- 
rungen von Interesse. 

Im militärischen Untersuchungsge- 
fängnis wurden wir 7-8 Tage festge- 
halten, bis zu dem Tag, wo wir vor 
Gericht gestellt wurden. Auch hier 
gab es keine Medikamente. Aber uns 
waren die Augen nicht verbunden. 
Wir konnten durch die Fensterschei- 
ben nach draußen sehen. Mit den 
anderen Verhafteten konnten wir 
sprechen. Man konnte, wenn man 
wollte, zur Toilette gehen. Hier gab 
es sogar auch Betten. Auch wenn 
um das Gefängnis herum die Solda- 
ten mit aufgepflanzten Bajonetten 
Wache hielten, waren die Bedingun- 
gen hier besser als im Folterhaus 
des Polizeipräsidiums. 

Als wir von der Staatsanwaltschaft 
freigelassen wurden, waren 45 Tage 
vergangen. Das ist jetzt in der Türkei- 
die höchstzulässige Untersuchungs- 
zeit. Das ist die Situation heute 
in der Türkei, in die jeder Mensch 
auf Grund seiner Überzeugungen 
geraten kann, obwohl er an keiner- 
lei Aktionen beteiligt war. Diejeni- 
gen, die vor der Presse, vor dem 
Fernsehen, vor der Öffentlichkeit 
behaupten: „In der Türkei wird nicht 
gefoltert“, wissen ganz genau, daß 
jedes Polizeipräsidium, jedes Poli- 
zeirevier in eine Folterkammer ver- 
wandelt wurde. Das alles haben sie 
in dieser Form selbst geplant. Über 
das alles wissen sie Bescheid. Ich 
wende mich an die guten Menschen 
in der Welt, an die ehrlichen und 
aufrechten Demokraten in der Welt 
und ich klage an, die Hände der Fol- 
terer, die sich gegen die ehrlichen 
Menschen, gegen die Demokraten 
und gegen die Intellektuellen rich- 
ten. ® 


Juristen aus der BRD besuchen die Türkei: 


‚Mehrfach Verstöße gegen 
rechtsstaatliche Grundsätze”’ 


Ende Januar 1982 bereisten drei 
Juristen, Rechsanwältin Veroni- 
ka Arendt-Rojahn (Internationale: 


-Liga für Menschenrechte), Rich- 


ter Hans-Jürgen Brandt (ÖTV Be- 
zirksverband Berlin) und Recht- 
sanwalt Udo Grönheit (Vereini- 
gung Berliner Strafverteidiger) 
mehrere Städte in der Türkei. Im 
Gegensatz zu einigen Polit- 
Touristen aus Bonn, die Ihre Rei- 
sen nachträglich mit peinlichen 
Erklärungen über eine angebli- 
che Rückkehr zur Demokratie 
rechtfertigen müssen, konnte die 
Delegation mit mehreren Persön- 
lichkeiten aus dem politischen 
und sozialen Bereich Kontakt 
aufnehmen: In ihrem Bericht, in 
dem politische Prozesse in der 
Türkei (u.a. gegen die TIKP, DISK, 
CHP) geschildert werden, . kom- 
men sie zu dem Schluß: „Es ist 
unverständlich, wie die Delega- 
tion des Bundestages, die im 


‚Herbst vergangenen Jahres in 


der Türkei wellte, zu dem Ergeb- 
nis kommen konnte, daß es in 
der Türkei keine systematische 
Folter gebe.” 

Wir veröffentlichen einige Auszü- 
ge: 


Zur Aufgabe und zum 
Selbstverständnis 


der Delegation: 


Seit dem Militärputsch in der Türkei 
‘vom 12.9. 1980 häufen sich besorgnis- 
erregende Meldungen über staatliche 
Verfolgungsmaßnahmen gegen Ange- 
hörige oppositioneller Gruppierun-. 
gen sowie deren Sympathisanten. 
Nach offiziellen Angaben türkischer 
Stellen befanden sich im November. 
1981 ca. 30.000 Türken aus politi- 
schen Gründen in Haft. Gegen 
40.000 Personen sollen seit dem 
Putsch politische Strafverfahren ein- 
geleitet worden sein. Nach einer am 
25.1.1981 veröffentlichten Meldung 
Amnesty Intefnationals werden die 
Gefangenen gefoltert, mehr als 70 
Personen sollen in der Haft an der 
Folter gestorben sein. 

Aufgabe der Delegation war es, sich 
vor Ort einen Eindruck von den ak- 
tuellen politischen Strafverfahren zu 


verschaffen und zu überprüfen, ob 
und ggf. in welcher Weise die Men- 
schenrechte der Beschuldigten ver- 
letzt und ob die allgemeinen rechts- 
staatlichen Verfahrensgarantien be- 
achtet werden. In zahlreichen Ge- 
sprächen mit Rechtsanwälten, Pro- 
fessoren, Richtern, Journalisten und 
weiteren bekannten Persönlichkeiten 
aus dem politischen bzw. kulturellen 
Bereich konnten die Mitglieder der 
Delegation eine Fülle von Informa- 
tionen gewinnen. Darüber hinaus 
nahm die Delegation die Gelegenheit 
wahr, sich einen unmittelbaren Ein- 
druck von dem Ablauf politischer 
Strafverfahren zu verschaffen, indem 
sie einen Verhandlungstag des Mili- 
tärgerichtes Nr. 2 der Kommandan- 
tur des Ausnahmezustandes in Anka- 
ra gegen 23 Mitglieder der TIKP 
(Arbeiter- und Bauernpartei der Tür- 


Ex-Oberbürgermeister von Istanbul 
als 53. Angeklagte 


kei) sowie ein weiteres Verfahren ge- 
gen mehr als 100 Angeklagte der fa- 
schistischen MHP (Partei der Natio- 
nalen Bewegung) beobachtete. Die 
Erfahrungen der Delegation sind in 
dem nachfolgenden Bericht ausge- 
wertet worden. Es bedarf u.E. kaum 
der Erwähnung, daß sich die Mitglie- 
der der Delegation als neutral und 
unabhängig verstanden und in der 
kritischen Auseinandersetzung mit 
den vorgefundenen Fakten nur dem 
dargelegten Erkenntnisziel verpflich- 


‘ tet waren, 


Es erscheint der Delegation erwäh- 
nenswert, daß wenige Tage nach ihrer 
Rückkehr aus Ankara von der türki- 
schen Militärregierung einschneiden- 
de Beschränkungen bei der Kontakt- 
aufnahme zwischen Vertretern Öf- 
fentlicher Institutionen und Auslän- 
dern verfügt worden sind, nach de- 
nen Persönlichkeiten des öffentlichen 


Lebens praktisch untersagt ist, gegen- 
über ausländischen Delegationen 
Stellungnahmen zur gegenwärtigen 
Situation in der Türkei abzugeben. 


Die Haltung der Botschaft 
der Bundesrepublik 
Deutschland zu den politi- 
schen Prozessen und den 
Menschenrechtsverletzungen 


Ein Mitglied der Delegation hatte ge- 
gen Ende des Türkeiaufenthaltes die 
Gelegenheit, ein Gespräch mit einem 
Gesandten und einem Attaché der 
Botschaft über die Vorgänge in der 
Türkei zu führen. Der Gesandte gab 
sich wenig informiert über die Men- 
schenrechtssituation und die politi- 
schen Verfolgungen. Zwar sei nicht 
zu vermuten, daß alle 30.000 Inhaf- 
tierten auch Terroristen seien, der 
Botschaft seien jedoch keine nach- 
prüfbaren Fälle von ungerechtfertig- 
ten Verfolgungsmaßnahmen und 
Folterungen bekannt — mit Ausnah- 
me der beiden Fälle, in denen türki- 
sche Polizisten wegen Folter verurteilt 
worden sind. Zwar entzieht sich der 
Kenntnis, aus welchen Quellen die 
deutsche Botschaft ihre Information 
bezieht, jedoch verstärkte sich bei 
dem Delegationsmitglied der Ein- 
druck, daß die Botschaft in erster Li- 
nie ihr Wissen aus offiziellen Stellen 
gewinnt. Es dürfte auf der Hand lie- 
gen, welche Antworten aus Regie- 
rungskreisen zu Fragen nach Men- 
schenrechtsverletzungen zu erwarten 
sind. Daß in den Gefängnissen und 
vor allem auf den Polizeistationen ge- 
foltert wird, wurde uns von allen Ge- 
sprächsteilnehmern ausnahmslos be- 
stätigt. Zahlreiche glaubwürdige Per- 
sönlichkeiten, die auch der Botschaft 
für Informationen zur Verfügung ste- 
hen, können hierüber nachprüfbare 
Fakten bieten. Diese Möglichkeiten 
scheint die Botschaft jedoch nicht zu 
nutzen. Bezeichnenderweise bedankte 
sich der Attaché zum Schluß des Ge- 
spräches dafür, einmal einen Bericht 
gehört zu haben, der aus Quellen 
stammt, die der Botschaft nicht in 
gleicher Weise zugänglich seien. Be- 
richte der Botschaft in Auslieferungs- 
oder Asylverfahren solltcn deshalb 
mit besonderer Aufmerksamkeit ge- 
prüft werden. Möglicherweise liegt 
der Äußerung des Bundesaußenmini- 
sters, die türkische Militärverwaltung 


respektiere die demokratischen Rech- 
te (Zitat nach „‚Newspot, Turkish Di- 
gest”, 29. Jan. 1982, S. 6), ein ent- 
sprechender Bericht der Botschaft zu- 
grunde. 


Zur Rechtsstaatlichkeit der 
Militärgerichtsverfahren 

in der Türkei 

(Zuständigkeit, Besetzung des Ge- 
richts, Unabhängigkeit der Richter, 
Unparteilichkeit, Verfahrensabläufe) 


Zum Kernbereich rechtsstaatlicher 
Verfahrensabläufe gehören die Unab- 
hängigkeit und Unparteilichkeit des 
‘Gerichts sowie das Prinzip des „‚ge- 
setzlichen Richters” (Art. 6 Abs. 1 
MRK). Die Militärgerichtsverfahren 
in der Türkei verstoßen in mehrfa- 
cher Hinsicht gegen diese Grundsät- 
76. 


Seit dem Militärputsch vom 12. Sep- 
tember 1980 herrscht in der Türkei das 
Recht des Ausnahmezustandes. Ge- 
mäß Art. 15 des Ausnahmezustandsge- 
setzes fallen die Untersuchung und 
Verurteilung von ‚Straftaten gegen 
die Gesellschaft” i.S.d. §§ 125 - 156 
des Türkischen Strafgesetzbuches 
und darüber hinaus sämtlicher poli- 
tisch motivierter Straftaten nicht 
mehr in die Zuständigkeit der ordent- 
lichen Strafgerichte sondern in jene 
der Militärstrafgerichte. In Zweifels- 
fällen entscheidet über den Rechts- 
weg der Militärkommandeur. Inso- 
weit ist bereits festzustellen, daß die 
politischen Strafverfahren vor Aus- 
nahmegerichten stattfinden. Derarti- 
ge Gerichte, die erst nach Tatbege- 
hung zur Untersuchung und Aburtei- 
lung bestimmter Personen eingesetzt 
werden, sind dem Rechtsstaat we- 
sensfremd. 


Die Militärgerichte bestehen aus meh- 
reren Kammern, die mit drei bis fünf 
Richtern besetzt sind und Abteilun- 
gen, die von Einzelrichtern geleitet 
werden. Die innergerichtliche Zustän- 
digkeit ist nicht nach objektiven Kri- 
terien durch einen Geschäftsvertei- 
lungsplan geregelt. Vielmehr ent- 
scheidet die Militärstaatsanwaltschaft 
vor welcher Kammer bzw. Abteilung 
sie die Anklage’ erhebt. Der ‚‚gesetz- 
liche Richter” ist deshalb für jedes 
Verfahren nicht von vornherein fest- 
stellbar. Daher kann die Militärstaats- 
anwaltschaft — de facto der Militär- 
kommandeur — das Verfahren nach 
politischen Gesichtspunkten manipu- 
lieren, indem sie jeweils genehme 
Spruchkörper für die einzelnen Pro- 
zesse aussucht. 


Die Militärstaatsanwaltschaft klagt 
vor dem Militäreinzelrichter an, wenn 
eine Strafe bis zu fünf Jahren zu er- 
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warten ist und im übrigen vor den 
Kammern, die sich i.d.R. aus drei 
Richtern zusammensetzen. Den Vor- 
sitz in den Kammern führt ein Offi- 
zier, der keine juristische Vorbildung 
besitzt. Daher dürfte er auch bei der 
Beratung und Entscheidung fachlich 
überfordert sein. Während der Ver- 
handlung ist er für sitzungspolizeili- 
che Aufgaben zuständig. Die Ver- 


handlung selbst leitet ein Jurist (Rich- 


ter). Bei Strafverfahren gegen mehr 
als 200 Angeklagte setzt sich die 
Kammer aus fünf Richtern zusam- 
men. Da wegen der Vielzahl anhängi- 
ger politischer Strafverfahren seit 
dem Militärputsch (nach unbestätig- 
ten Berichten ca. 40.000) die Militär- 


strafjustiz (deren Richter gleichzeitig, 


Offiziere sind) überlastet war, wur- 
den nach einer entsprechenden Ände- 
rung der Verfahrensordnung Richter 
aus der ordentlichen Strafjustiz zu 
den Militärgerichten 
abkommandiert. Über 
die Auswahl der Richter 
und die Zusammensetzung 
der Spruchkörper ent- 
scheidet der Militärkom- 
mandeur. Es besteht 
deshalb Grund zu der 
Befürchtung, daß bei der 
Auswahl politische 
Kriterien angewandt, 
werden und daß infol= 
gedessen die Unparteilich 
keit der Richter nicht in 
allen Fällen gewährleistet 
ist. 


Die Richter genießen de facto nicht 
das erforderliche Maß an Unabhän- 
gigkeit. Zwar haben de jure alle Rich- 
ter — auch die Offiziere ohne juristi- 
sche Vorbildung — einen Militärrich- 
terstatus, durch den die Entschei- 
dungsfreiheit der Richter abgesichert 
und ihre Beeinflussung durch den Mi- 
litärkommandeur bzw. den Nationa- 
len Sicherheitsrat verhindert werden 
soll. In rechtsstaatlichen Verfahrens- 
ordnungen wird die Unabhängigkeit 
der Richter darüber hinaus dadurch 
geschützt, daß sie nicht gegen ihren 
Willen versetzt werden dürfen. Hier- 
durch soll ein mittelbarer Druck des 
Staates, politisch akzeptable Urteile 
zu fällen, ausgeschaltet werden. Eine 
solche Garantie der Unabhängigkeit 
ist bei den türkischen Militärstrafver- 
fahren nicht gewährleistet. Der Na- 
tionale Sicherheitsrat kann die Rich- 
ter jederzeit versetzen bzw. während 
des Prozesses auswechseln, ohne daß 
vorangegangene Verfahrensabschnit- 
te wiederholt werden müssen. So 
wurde z.B. der Vorsitzende des 2. 
Militärgerichts der Kommandantur 
des Ausnahmezustandes in Adana, 
Ayhan Ulusoy, während des Verfah- 
rens gegen Mitglieder der faschisti- 
schen MHP zunächst nach Ankara 
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und später nach Izmir versetzt. Zu 
Beginn des Prozesses war das Gericht‘ 
mit drei, später mit fünf Richtern be- 
setzt. Die bis dahin abgeschlossenen 
Verfahrensabschnitte wurden nicht 
wiederholt. Die neuen Richter konn- 
ten daher keinen unmittelbaren Ein- 
druck von den vorangegangenen 
Aussagen der Angeklagten und Zeu- 
gen gewinnen. Der Vorsitzende des 1. 
Ausnahmegerichts in Ankara, Hamdi 
Sevinc, soll in Ungnade gefallen sein, 
weil er inhaftierten Mitgliedern der 
Heilspartei Haftverschonung gewähr- 
te und entgegen einer gesetzlichen Re- 
gelung nicht bei einer Hinrichtung zu- 
gegen war. Daraufhin soll ihm nahe- 
gelegt worden sein, um seine Verset- 
zung in den Ruhestand zu bitten. 
Auch Militärstaatsanwälten droht die 
Versetzung, wenn sie sich in den 
Strafverfahren nicht so verhalten, wie 
die Militärs es von ihnen erwarten. So 


sollen vier Anklagevertreter, die mit 
dem MHP-Prozeß in Ankara befaßt 
worden waren, aus politischen Grün- 
den in die Provinz versetzt worden 
sein. 


Zur Situation von Beschul- 
digten und Verteidigern 

Die gegenwärtige Situation in der 
Türkei ist auf dem Gebiet des Straf- 
verfahrens durch weitgehende Recht- 


losigkeit der Beschuldigten und der 


Verteidigung gekennzeichnet; dies gilt 
für die Verfahren mit einem politi- 
schen Hintergrund oder Bezug. 


Folter 

Gefangene sind körperlicher Miß- 
handlung ausgesetzt. Dies geht von 
psychischer Bedrückung etwa durch 
den Zwang, Lobeshymnen auf Ata- 
türk zu singen oder Atatürk-Texte 
auswendig zu lernen, über grundlose 
Schläge bis zur Folter im klassischen 
Sinne, also Zufügung körperlicher 
Schmerzen, um ein Geständis zu er- 


zwingen. 
Mehr als 20 Fälle von Folterungen 
mit Todesfolge bzw. schwersten Ver- 


letzungen sind durch offizielle Stellen 
in der Türkei selbst eingeräumt wor- 
den. Amnesty international hat Bele- 
ge für 65 Folterungen mit Todesfolge 
unter der Herrschaft der Generäle in 
der Türkei. Wie ein Kenner der Mate- 
rie berichtete, soll auf etwa 1.000 Fäl- 
le von Folterungen ein Todesopfer 
kommen. 


Es ist unverständlich, wie die Delega- 
tion des Bundestages, die im Herbst 
vergangenen Jahres in der Türkei 
weilte, zu dem Ergebnis kommen 
konnte, daß es in der Türkei keine sy- 
stematische Folter gebe. Nach den 
von unterschiedlichen Stellen gegebe- 
nen Informationen sind Folterungen 
an von der Polizei Festgenommenen 
an der Tagesordnung. Je nach dem 
Standort des Gesprächspartners wur- 
den Positionen bezogen wie, daß es in 
der Türkei schon immer Folter gege- 
ben habe, bis zu, daß die Polizei in 
der Türkei systematisch in der Ausü- 
bung von Brutalitäten trainiert wer- 
de. ee wurde aber die 
Existenz der Folter im großen Stil be- 
stätigt. 


Hierbei ist allerdings festzustellen, 
daß unserer Delegation keine Fälle 
bekannt geworden sind, in denen die 
Folter etwa auf Grund eines geradli- 
nig bis zur Spitze der Diktatur zu- 
rückzuverfolgenden Befehls oder ei- 
ner allgemeinen Anordung ange- 
wandt wurde. Die Folter wird jedoch 
von dem Militärregime geduldet. 


Es ist sehr schwer, ein Verfahren we- 
gen eines Foltervorwurfes in Gang zu 
bringen. Voraussetzung der Verfol- 
gung durch den Staat ist, daß es zum 
Tod des Opfers oder zu schweren 
Verletzungen gekommen ist. Es gibt 
zwar staatliche Untersuchungen hin- 
sichtlich angezeigter oder öffentlich 
gewordener Folterungen. Die Ergeb- 


Militärische Präsenz überall spürbar 


nisse sind jedoch äußerst dürftig. 
Von über 300 solcher Verfahren sind 
bis auf etwa 105 bereits alle vor Erhe- 
bung einer Anklage mit dem Resul- 
tat, daß nicht gefoltert worden sei, 
eingestellt worden. Von den verblie- 
benen Verfahren sind bisher nur etwa 


'25 bis zur Anklage gediehen. 


Auch wenn es zu einem Gerichtsver- 
fahren wegen einer Folterung 
kommt, bedeutet dies keineswegs, daß 
ein Folterer mit einer Strafverbüßung 
rechnen muß. So wurde in dem Ver- 
fahren gegen den Polizeibeamten 
Mustafa HASKÜC — sein Opfer war 


an den Folgen der Folter gestorben — 


die Verhandlung mit einer Verurtei- 
lung zu 14 Jahren Haft beendet. Das 
Gericht hatte jedoch Hasküg zwei Sit- 
zungstage vor dem Urteil aus der Un- 
tersuchungshaft entlassen. Hasküc 
konnte sich so in aller Ruhe in die 
BRD absetzten. 


Die systematische Mißhandlung von 
Gefangenen wurde in einem Strafver- 
fahren gegen zwei Gendarmen und 
einen Unteroffizier des Mamak-Ge- 
fängnisses in Ankara in einer Ge- 
richtsverhandlung offenbar. Den bei- 
den Gendarmen wurde vorgeworfen, 
den Publizisten Mustafa ERDOST 
und seinem Bruder Ilhan ERDOST 
bei der Einlieferung in das Mamak- 
Gefängnis auf Anweisung des Unter- 
offiziers mißhandelt zu haben. Ilhan 
Erdost starb an den erlittenen Verlet- 
zungen; Mustafa Erdost wurde 
schwer verletzt. Der Unteroffizier, 
der nicht in Untersuchungshaft ge- 
nommen wurde, erklärte im Verfah- 
ren, daß es im Mamak-Gefängnis üb- 
lich sei, neu eingelieferte Gefangene 
zu verprügeln, „um so die Disziplin 
im Gefängnis aufrecht zu erhalten.” 
Ein als Zeuge gehörter hoher Offizier 
bestätigte, daß dies die Übung gewe- 
sen sei. 


Die Ausübung der Folter wird durch 
die Befugnis der Polizei begünstigt, 
„Verdächtige’” bis zu 45 Tage ohne 
richterliche Kontrolle und ohne daß 
der Verdächtige Gelegenheit hätte, ei- 
nen Verteidiger zu kontaktieren, fest- 
zuhalten. Die 45-Tage-Frist kann die 
Polizei einmal um weitere 45 Tage 
verlängern. Die Verfassung der Tür- 
kei sieht ein solches Festnahmerecht 
nur für 2 Tage vor. 


Wird ein Gefangener gefoltert, so 
sind die Folterspuren nach der langen 
unkontrollierten Polizeihaft im allge- 
meinen so verheilt, daß ein Nachweis 
der Folter durch den Gefangenen 
nicht mehr zu führen ist. Selbst wenn 
noch Spuren der Folter nach der Poli- 
zeihaft vorhanden sind, ist es prak- 
tisch sehr schwierig, einen Arzt zu 
finden, der ein Attest darüber erstel- 
len würde. Auch die Ärzte müssen 
mit Sanktionen rechnen, wenn sie 
derartige Atteste ausstellen.. 


Dem Verlangen der türkischen An- 
waltsorganisation, den Verteidigern 
in der Voruntersuchung, insbesonde- 
re bei Vernehmungen ein Anwesen- 
heitsrecht einzuräumen, um so die 
Folter einzudämmen, wurde nicht 
entsprochen. 


Eine Änderung des Gesetzes über den 
Ausnahmezustand sieht vor, daß die 
Polizei Gefangene, die sie bereits an 
die Militärorgane zur weiteren 
Durchführung des Strafverfahrens. 
übergeben hat, wieder zurückverlan- 
gen kann. Da die Folterungen in aller 
Regel durch die Polizeikräfte erfol- 
gen, wird durch diese Änderung des 
Gesetzes die Folterung von Gefange- 
nen objektiv begünstigt. 


Unter der Folter erzwungene Ge- 
ständnisse werden verwertet. Das ge- 
schieht dadurch, daß die Anwendung 
der Folter durch die Vernehmungsbe- 
amten bestritten wird und das Gericht 
die Protokolle der polizeilichen Ver- 
nehmungen durch die Aussagen der 
Beamten in das Verfahren einführt. 
Es wird dann im Wege der richterli- 
chen Beweiswürdigung die Richtig- 
keit des Geständnisses bejaht oder 
verneint. Selbst wenn das Gericht die 
Folter als Vernehmungsmittel als er- 
wiesen ansieht, bedeutet dies nicht 
automatisch, daß die Aussage nicht 
verwertetwird. Das Gericht kann in 
Verbindung mit weiteren Beweismit- 
teln wiederum im Wege der freien Be- 
weiswürdigung von der Richtigkeit 
des Geständnisses ausgehen. In jüng- 
ster Zeit hat es keine Urteile des ober- 
sten türkischen Gerichtshofes gege- 
ben, in denen Urteile der unteren In- 
stanz wegen der Verwertung eines un- 
ter Folter erzwungenen Geständnisses 
aufgehoben worden wären. 


Fortsetzung folgt im nächsten Heft 


Ein kurdischer Kollege 
aus Türkei-Kurdistan: 


Gegen Nationalismen 
auf beiden Seiten 


Ende März beging das kurdische Volk 
seinen Nationalfeiertag, den Newroz. 
Auch In der Bundesrepublik fanden 
zahlreiche Veranstaltungen aus die- 
sem Anlaß statt, von denen einige 
von kurdischen und türkischen Kolle- 
gen gemeinsam organisiert wurden. 
Diese gemeinsamen Aktionen der 
kurdischen und türkischen Demokra- 
ten aus der Türkei sollten einerseits 
die Solidarität mit dem unterdrückten 
kurdischen Volk in Türkel-Kurdistan 
unterstreichen; zugleich brachten sie 
die Entschlossenheit der Werktäti- 
gen beider Völker zum gemeinsamen 
Kampf gegen ihre gemeinsamen 
Feinde zum Ausdruck. 

Die kaum beschreibliche, rassisti- 
sche Unterdrückung der Kurden In 
Türkel-Kurdistan wurde seit der 
Machtübernahme der NATO-Generäle 
weiter verschäft: Die Generäle hatten 
bereits In der ersten Erklärung nach 
ihrem Putsch die „separatistischen 
Bestrebungen” als einen ihrer Haupt- 


beweggründe dargestellt. 


Über die Zahl der in Türkei-Kurdistan 
lebenden Kurden gehen die Schätzun- 
‚gen weit auseinander: Genannt wer- 
den Zahlen von acht bis zwölf Millio- 
nen. Verläßliche Statistiken hierüber 
liegen nicht vor, denn offiziell wird 
die Existenz der Kurden scheinbar ig- 
noriert; es ist verboten zu erwähnen, 
daß es in der Türkei überhaupt Kur- 
den gibt. 

Folgerichtig sind für die herrschende 
Bourgeoisie, die die rassistische Un- 
terdrückung und Zwangsassimilie- 


rung der Kurden zur Regierungspoli- 


tik gemacht hat, diejenigen Kurden, 
die sich zu ihrer Nationalität beken- 
nen, lediglich ‚‚Separatisten’’, die mit 
aller Härte bestraft werden müssen. 
Diese Verfolgung hat unter den Be- 
dingungen einer reaktionären Militär- 
diktatur noch schärfere Konturen an- 
genommen. So wurde z.B. Serafettin 
Elçi, ein angesehener kurdischer Ab- 
geordneter und Minister in der letzten 
Ecevit-Regierung, von den Kriegs- 
rechtbehörden mit der Begründung 
inhaftiert, daß er während seiner 
Amtszeit von der Existenz der Kur- 
den gesprochen und öffentlich erklärt 
habe: „Ich bin selbst ein Kurde.” 
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Im Zuge der zahlreichen „‚Operationen” 
unter Beteiligung von starken Armee- 
und Gendarmerie-Einheiten wurden 
seit der Errichtung der Militärdikta- 
tur in Türkei-Kurdistan Zehntausen-. 
de von Menschen verhaftet, gefoltert 
und aus ihren Wohnorten vertrieben. 
Unter den Verhafteten und Gefolter- 


ten befinden sich neben Frauen, Ar- 


beitern und Bauern zahlreiche Bür- 
germeister, Parlamentsabgeordnete, 
Gewerkschafts- und Verbandsfunk- 
tionäre. 

Erst vor wenigen Wochen gab Gene- 
ral Evren, Vorsitzender des Nationa- 
len Sicherheitsrates, bekannt, daß er- 


neut eine ganze Armeedivision von’ 


der Westküste nach Türkei-Kurdistan 
verlegt worden ist. Damit wurde auch 
signalisiert, daß in dieser Region mit 
noch größeren „Operationen” zu 
rechnen ist. Bereits seit mehreren Mo- 
naten sind etliche kurdische Dörfer 
umzingelt; Zugänge zu größeren 
Städten in den kurdischen Provinzen 
werden ständig von Armeepatrouillen 
kontrolliert. 

Die blutigen Verfolgungen der Junta- 
Generäle richten sich neben der Ar- 
beiterbewegung in erster Linie gegen 
das kurdische Volk und die kurdi- 
schen Demokraten. 


Zur nationalen Frage 


Bei der Vielzahl der Erklärungen von 
verschiedenen Organisationen zur na- 
tionalen Frage in der Türkei im allge- 
meinen, zur Kurden-Frage im, beson- 
deren, werden einige Merkmale der 
demokratischen Bewegung in der 
Türkei sichtbar. Nicht zu übersehen 
ist vor allem das Vorhandensein brei- 
ter kleinbürgerlicher Schichten in der 
anti-imperialistischen, antifaschisti- 
schen Bewegung, die sich von klein- 
bürgerlich-nationalistischen Vorstel- 
lungen noch nicht gänzlich befreien 
konnten. Immer mehr Demokraten 
türkischer Nationalität erkennen je- 
doch den rassistischen Charakter der 
Verfolgung von kurdischen Demo- 
kraten durch die herrschenden Klas- 
sen und kämpfen für die Zurück- 
drängung bzw. Überwindung der 
Einflüsse des türkischen Nationalis- 
mus. 


Wohlwissend, daß von einer Demo- 
kratie in der Türkei nur dann gespro- 
chen werden kann, wenn die nationa- 
le Unterdrückung des kurdischen 
Volkes beendet wird, setzen sie sich 
für die Respektierung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Kurden ein. Ih- 
nen geht es dabei jedoch nicht um ei- 
ne Lostrennung von der Türkei unter 
allen Umständen: Unabhängig da- 
von, wie das kurdische Volk sein 
Selbstbestimmungsrecht ausüben 
wird, kämpfen sie unter gegenwärti- 
gen Bedingungen für die Errichtung 
einer gemeinsamen Aktionseinheit, 
kämpfen sie gemeinsam mit kurdi- 
schen Demokraten gegen die nationa- 
le Unterdrückung des kurdischen 
Volkes, welches nichts anderes will, 
als die ungehinderte Ausübung seines 
Selbstbestimmungsrechtes. 


„Nationalismus’’ 
auf beiden Seiten 


Diese Entwicklung muß im Zusam- 
menhang mit der qualitativen und 
quantitativen Zunahme der Arbeiter- 
bewegung in den sechsziger und sieb- 
ziger Jahren beobachtet werden. Pa- 
rallel hierzu erlebte auch die kurdi- 
sche Nationalbewegung einen Auf- 
schwung: Die nationale Frage wurde 
zu einem der wichtigsten Bereiche im 
Kampf der demokratischen Kräfte. 
Mit zunehmender Klassendifferenzie- 
rung gewannen in der kurdischen Na- 
tionalbewegung die fortschrittlichen 
Tendenzen immer mehr Einfluß. 

Doch auch die Einflüsse der halbfeu- 
dalen und kleinbürgerlichen Kreise in 
der kurdischen Nationalbewegung 
sind bis auf den heutigen Tag nicht zu 
übersehen. Begünstigt von entspre- 
chend ähnlichen nationalistischen 
Elementen auf türkischer Seite pro- 
pagieren sie unter Mißachtung aller 
Erfahrungen der nationaldemokrati- 
schen Bewegungen die ‚„‚getrennte’ 
Organisierung der Werktätigen bei- 
der Völker. Einige Kräfte nutzen die 
Tatsache, daß das kurdische Volk auf 
verschiedene Länder verteilt lebt, da- 
hingehend aus, daß sie in erster Linie 


— mn nn nn 


Ozals „Exportoffensive” bei Massenverlegung: 
Im Teufelskreis der 
Auslandsschulden 


Mit überschwenglichem Optimis- 
mus verkündet der „Architekt” des 
wirtschaftlichen Sanlerungspro- 
gramms, stellvertretender Mini- 
sterpräsident der Junta, daß das 
Land im letzten Jahr mit 4,4 % 
ein Rekordwachstum erreicht ha- 
be. Die OECD-Prognosen hatten 
bereits Mitte 1981 für das Jahr ei- 
ne Wachstumsrate von vier Pro- 
zent vorausberechnet. Mit dieser 
Entwicklung läge die Türkei an 
der Spitze aller 20 OECD-Staaten, 
wußten die juntafreundlichen 
Blätter In großer Aufmachung zu 
berichten. 

Eine weitere Feststellung der 
OECD wird jedoch von der Junta- 
Regierung kaum erwähnt: Im 
gleichen Zeitraum hat die Türkei 
allein bei den Verbraucherprel- 
sen mit 28,6 Prozent die zwelt- 
höchste Teuerungsrate erreicht: 
Der Friedmann-Schüler Özal 
spricht selbst von einer infla- 
tionsrate um 35 %, wobei die 
amtlichen Statistiken bezüglich 
der wirtschaftlichen Situation im- 
mer mehr an Glaubwürdigkeit 
verlieren. 


Die vertraulichen OECD-Berichte 
verwiesen bereits 1981, daß die zu er- 
wartende Wachstumsrate in der Tür- 
kei mit den Daten der vorangegange- 
nen Jahre in Relation gesetzt werden 
müßten: Das Land hatte 1979 nur 
Nullwachstum zu verzeichnen; die 
industrielle und landwirtschaftliche 
Produktion ging sogar um über ein 
Prozent zurück . 


Verglichen mit den Zahlen von 1979 
und 1980 war es also nicht verwun- 
derlich, daß die Durchsetzung des 
„sSanierungsprogramms’’ mit Bra- 
chialgewalt zu einem relativen 
Wachstum führte. Auch der relative 
Rückgang der Inflationsrate (laut 


‚offizieller Angaben 1980 über 100 %) 


kann kaum darüber hinwegtäuschen, 
daß zwischen den beschönigenden 
Zahlen der Juntaadministration und 
den Lebensbedingungen der arbei- 
tenden Bevölkerung eine große Dis- 
krepanz herrscht. 


Turgut Özal: Stellvertretender Ministerpräsident 


Massenkaufkraft 
weiter gesunken 


Das bereits im Januar 1980 unter der 
damaligen Demirel-Regierung einge- 
leitete Sanierungsprogramm Özals 
hatte von Anfang an — getreu den 
Prinzipien des Chicago-Monetaris- 
mus — zwei Hauptziele: Bekämp- 
fung der Außenhandelsdefizite 
durch Steigerung der Exporte und 
die Senkung der Inflationsrate. So 
wurde das neue ‚‚Programm’”’ mit ei- 
ner-erneuten Abwertung von 33 Pro- 
zent eingeleitet. Davor, im Juni 
1979, hatte bereits Ecevit unter dem 
Druck des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) eine drastische 
Abwertung und erhebliche Preisstei- 
gerungen vornehmen müssen. Auch 
Demirel verdoppelte mit einem 
Schlag die Preise für fast alle Waren 
und Dienstleistungen. Dadurch wur- 
den die Reallöhne, die seit 1977 min- 
destens um ein Drittel gesunken wa- 
ren, noch einmal um die Hälfte re- 
duziert. 1981 wurde die türkische 
Währung erneut in mehreren Etap- 
pen um 48 o abgewertet. 


Was die amtlichen Zahlen ver- 
schweigen, wird deutlich in der Mel- 
dung einer Tageszeitung: ‚Seit 1976 
stiegen die Mieten um 1500 %’’ 
(Günaydin, 14.1.1982). Die umsich 
greifende Verelendung der Massen 


bereitet neuerdings sogar den Unter- 
nehmern Kopfschmerzen. Die Spre- 
cher einer der wichtigsten Industrie- 
kammern des Landes, der Ägäischen 
Industiekammer, erklärten: „Es ist 
heute nicht mehr möglich, von ge- 
rechten Löhnen zu sprechen. Durch 
die eintretenden Verzögerungen bei 
der Erneuerung des Tarifabkommen 
durch die Oberste Schiedsstelle ver- 
schlechtert sich die Situation der ab- 
hängig Beschäftigten zusehends.’’ 
(Günaydin, 24.3.1982). 


Wie ‚„Monetaristen’ die 
Inflation bekämpfen... 


Die Architekten und Befürworter 
der neuen Wirtschaftspolitik gaben 
von Anfang an zu, daß es ihnen 
nicht so sehr auf die Verbesserung 
der Lebensbedingungen ankam. 
Wenn das Ziel in erster Linie die Be- 
kämpfung des Zahlungsbilanzdefi- 
zits und der Inflation sei, müßten zu- 
nächst auf diesen Gebieten Erfolge 
erzielt werden. Dabei müßten die 
Masseneinkommen bewußt einge- 
schränkt werden, wie dies auch vom 
IWF zur Bedingung für die Weiter- 
gabe von Krediten gemacht worden 
war. Auch die Bedingung, daß ‚bei 
sinkenden Reallöhnen die Preise für 
Güter des Massenbedarfs und wich- 
tige Grundstoffe der Industrie er- 
höht werden sollten, konnte zur Zu- 
friedenheit der westlichen Kreditge- 
ber, erfüllt werden. Andererseits 
wurde mit einer Änderung des Steu- 
ergesetzes die Körperschaftsteuer 
um 10 % gesenkt, und durch weitere 
Besteuerung der Löhne und Gehälter 
neue Geldquellen erschlossen. Der 
dabei verfolgte Zweck: Alle Mög- 
lichkeiten sollen der exportfähigen 
Industrie zur Verfügung gestellt wer- 
den, damit die „‚Exportoffensive” 
vorangetrieben werden kann. Be- 
denkt man weiterhin, daß die Prei- 
serhöhungen vom Januar 1979 bis 
Ende 1981 mindestens um 122 % be- 
trugen und die große Mehrheit der 
Arbeiter nicht einmal in den Genuß 
der von der Junta verordneten 
70%igen Lohnerhöhung kamen. ° 


kann leicht errechnet werden, daß 
die Massenkaufkraft in diesem Zei- 
traum um mehr als die Hälfte gesun- 
ken ist. 


Inlandnachfrage 
erdrosselt 


Die rapide Senkung der Inlandnach- 
frage bei gleichzeitigem Anstieg der 
Kreditzinsen, führte die mittleren 
und kleineren Unternehmen in der 
Türkei in den Ruin. Die Firmen, die 
trotz schwindender Nachfrage weiter 
produzieren, müssen auf weitere 
Preiserhöhungen verzichten bzw. ih- 
re Preise teilweise senken, um zu- 
mindest einen Teil ihrer Produkte 
verkaufen zu können. Auch diese 
Art von „Preisstabilität’’ gilt für die 
Junta-Regierung als ein Schritt zur 
Sanierung der wirtschaftlichen Si- 
tuation! 


Doch diese Art von ‚„‚Sanierung’”’ hat 
nicht nur für die Bevölkerung ver- 
heerende Auswirkungen: Die kleine- 
ren und mittleren Unternehmer, die 
auf den Inlandmarkt orientiert sind 
und nicht in den Segen der für die 
Exportwirtschaft vorgesehenen Be- 
günstigungen kommen, müssen ent- 
weder Konkurs anmelden oder aber 
werden von größeren Unternehmern 
geschluckt. Dadurch wächst einer- 
seits die Zahl der Arbeitslosen stän- 
dig; andererseits wird der Monopoli- 
sierungsprozeß weiter vorangetrie- 
ben. Allein 1981 haben die sieben 
größten „‚Holdinggesellschaften’’ 
des Landes 30 ‚,‚kleinere’’ Aktienge- 
sellschaften aufgekauft . (Cumhuri- 
yet, 9.2.1982) 


Özal’s 
Exportoffensive 


Nach Statistiken des Handelsmini- 
steriums konnte 1981 der Export auf. 
4,7 Mio. Dollar gesteigert werden. 
Das Ergebnis des Vorjahres betrug 
2,9 Mio. Dollar. Özal spricht in sei- 
nen Erklärungen von einer Verbesse- 
rung der türkischen Wirtschaft, die 
einmalig auf der Welt sei. Bewußt 
vermeidet er, auf die negativen Sei- 
ten dieser Zwangsoperation einzuge- 
hen: Zum einen steht fest, daß die 
Erhöhung der. landwirtschaftlichen 
Exporte, die einen Großteil der Ex- 
porte ausmachen, nicht durch neue 
Investitionen sondern nur dadurch 
ermöglicht wurden, daß diese Pro- 
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dukte dem Inlandmarkt entzogen 
wurden, Das hatte zur Folge, daß die 
ohnehin miserable Nahrungsmittel- 
versorgung der Bevölkerung durch 
nach wie vor steigende Preise in die- 
sem Bereich noch schlechter gewor- 
den ist (Günaydin, 4.1.1982). In- 
nerhalb der letzten drei Jahre sind 
nach Berechnungen der Experten die 
Preise für Mehl um 515 %, für Reis 
260 %, Käse 278 %, Butter 422 o, 
Fleisch 247 o, Eier 364 o gestiegen 
(Hürriyet, 4.2.1982). Allein im Fe- 
bruar 1982 nahmen die Preise für ge- 
trocknete Bohnen um 39,1 %, für 
Fleisch und Butter um 30 %, für 
Brot um 35 % zu. 


EN, 


Kinder im Osten der Türkei 


Auch bei den Industrieprodukten 
haben die Erfolgsmeldungen über 
die Ergebnisse der Exportoffensive 
einige Haken. Im Gegensatz zur 
landwirtschaftlichen Produktion, in 
der zur Erhöhung der Produktions- 
steigerung erhebliche Investitionen 
hätten getätigt werden müssen, wa- 
ren hier keine neuen Investitionen 
notwendig. Denn mangels Devisen, 
die für den Import von Rohstoffen 
und Vorprodukten nötig gewesen 
wären, lagen die vorhandenen Pro- 
duktionskapazitäten zu einem erheb- 
lichen Teil brach. 


Die Erweiterung des Exportvolu- 
mens in diesem Bereich konnte also 
nur durch Lenkung aller verfügba- 
ren finanziellen Mittel (neue Kredite 
der westlichen Industrieländer, 
Überweisungen der im Ausland ar- 
beitenden Türken) zur Deckung des 
Devisenbedarfs in diesem Sektor er- 


‚möglicht werden. Aus der Erhöhung 


des Außenhandelsdefizits trotz rela- 
tiv großer Exportsteigerung geht je- 
doch hervor, daß auch eine weitere 


Steigerung der Exporte für die Wirt- 
schaft des Landes keine Lösung be- 
deutet, solange diese ‚‚exportorien- 
tierten Bereiche” sehr stark von den 
zu importierenden Rohstoffen, Er- 
satzteilen usw. abhängig sind. Da die 
Mehrzahl der türkischen Industrie- 
produkte auf den internationalen 
Märkten kaum konkurrenzfähig 
sind, profitieren nur wenige Indu- 
striezweige von dieser „Export um 
jeden Preis’’-Politik. 


Erhöhung der 
Auslandsschulden 


Die Abwertung des türkischen Lira, 
zur Ankurbelung der Exporte, führ- 


‘te auch dazu, daß der nominelle 
Wert der Exporte nur um 64,4 9 


stieg, während das Warenvolumen 
um 82,2 % zunahm. Auf der Ein- 
fuhrseite besteht eine Paralelle: Für 
nur 10,9 % mehr Waren mußte eine 
nominelle Erhöhung der Importaus- 
gaben um 15,4 % hingenommen 
werden . (T. Is Bankasi: Review of 
Economic Conditions, Ankara, 
Sept.-Okt. 1981) 


Die Auslandsverschuldung bereitet 
einigen Kreditgebern der Türkei zu- 
nehmende Schwierigkeiten. Ende Ja- 
nuar wurde aus Ankara gemeldet, 
daß von Januar bis November 1981 
zurückgezahlte Verbindlichkeiten im 
Ausland 2,58 Mio. Dollar betrugen. 
Demgegenüber stünden neue Aus- 
landsanleihen im Werte von 1,95 
Mio. Dollar. In diesem Zusammen- 
hang mußte der OECD-Sekretär E. 
van Lennep seinen für Anfang Fe- 
bruar geplanten Besuch zurückstel- 
len. Bereits Ende 1981 hatte die 
Weltbank errechnet, daß sich die 
Nettokapitalsumme "der Auslands- 
schulden der Türkei (ohne kurz-oder 
mittelfristige Anleihen und Zinsen) 
auf eine Summe von 21 Mio. Dollar 
beläuft. 


Die Experten gehen davon aus, daß 
allein diese Summe 1985 mindestens 
31 Milliarden Dollar betragen wird. 
Dann wird das Land nach Berech- 
nungen der Weltbank 41 % aller De- 
viseneinnahmen für die Tilgungsra- 
ten seiner Auslandsschulden auf- 
bringen müssen. Die zu erwartenden 
Transferzahlungen der im Ausland 
lebenden Arbeiter werden von Im- 
portausgaben verschlungen. 


Vor diesem Hintergrund wird die 
emsige Reisediplomatie Özals vor- 


nehmlich in die OPEC-Länder ver- 
ständlicher. 


Auf der Suche nach 
neuen Kreditgebern 


Die hohe Ölabhängigkeit der türki- 
schen Wirtschaft ist schließlich eine 
der wichtigsten Ursachen der kräftig 
steigenden Importausgaben. Doch 
weder die Verwirklichung der Pro- 
jekte zur Ölförderung noch die kost- 
spieligen Kohle- und Wasserkraft- 
werke können finanziert werden. 
den. 

Auch die westlichen Kreditgeber wie 
IWF und Weltbank, die auf Be- 
schränkung der öffentlichen Investi- 
tionsprogramme drängen, sind nicht 
daran interessiert, die Auslandsab- 
hängigkeit des Landes zu vermin- 
dern: „Die Weltbank hat der Türkei 
geraten, auch im Energiebereich auf 
große Investitionen zu verzichten” 
(Hürriyet, 10.10.1981). Seitdem die 
Experten der westlichen Kontrolleu- 
re an seinem Sanierungsprogramm 
Zweifel anmelden, legt Özal größten 
Wert darauf, die Handelsbeziehun- 
gen mit allen Nahost-Staaten zu in- 
tensivieren. 

Sehr bald wird allerdings festzustel- 
len sein, daß die zum Teil nur in 
Aussicht gestellten Kredite arabi- 
scher Länder die desolate wirtschaft- 
liche Situation kaum beeinflussen 
werden. Ob dann die vielbeschwore- 
ne Solidarität der islamischen Staa- 
ten für neue Gaben ausreichen wird, 
bleibt abzuwarten. 


Ruin der kleineren und 
mitleren Betriebe 


Die Auswirkungen des Sanierung- 


sprogramms, die eine weitere Vere- 
lendung der arbeitenden (und ar- 
beitslosen) Bevölkerung verursa- 
chen, treffen immer mehr auch die 
mittleren und kleineren Unterneh- 
men, die nicht in den exportorien- 
tierten Bereichen tätig sind. Wäh- 
rend die exportfähigen Holdingge- 
sellschaften Superprofite einstrei- 
chen, befinden sich die Mehrheit der 
mittleren und kleineren Unterneh- 
men in einem Überlebenskampf. Die 
großen Konzerne, die ihre Auslands- 
geschäfte forcieren, stellen sich auf 


‚eine anhaltende Stagnation im In- 


landmarkt ein, die sie durch ihre 
Traumgewinne und den Ruin ihrer 
lästigen Konkurrenten kompensie- 
ren können. 

Bereits feststehende Sieger des Sa- 
nierungsprogramms von Özal wer- 
den also einige große Monopolgrup- 
pen sein, die auch die wichtigsten 
Großbanken kontrollieren und mit 
internationalen Konzernen aufs eng- 
ste liiert sind. Sie haben auch direk- 
ten Einfluß auf den Zinsmarkt, in 
dem seit der Freigabe der Zinssätze 
exorbitante Steigerungen zu ver- 
zeichnen waren. 

Es war also nur eine Frage der Zeit, 
daß die Betriebe, die auf Bankkredi- 
te angewiesen sind, in ein Chaos 
stürzten. Die zunehmenden Konkur- 
se bedeuten auch eine Zunahme der 
Arbeitslosenzahl. 

Eine ähnliche Entwicklung ist für ei- 
ne Reihe von staatlichen Unterneh- 
men voraussagbar, die angeblich un- 
rentabel sind, in Wahrheit aber un- 
rentabel gehalten werden, um als- 
bald der Privatindustrie übereignet 
zu werden: auch in diesem Bereich 
wird in nächster Zukunft mit Entlas- 
sungen größeren Ausmasses zu rech- 
nen sein. 


„Sanierung ohne 
Perspektive” 


Das der Bevölkerung mit Kriegsrecht 
und Militärdiktatur aufgezwungene 
Sanierungsprogramm hat breite 
Massen bereits jetzt zum Verhun- 
gern verurteilt. Nicht von ungefähr 
planen die Junta-Strategen, die un- 
terdrückte Gewerkschaftsbewegung 
in der Zukunft nur noch im Rahmen 
eines strengen gesetzlichen Korsetts 
zuzulassen, das ihnen jegliche Hand- 


‚lungsautonomie aberkennt. 


Die immer stärker werdende Opposi- 
tion gegen die Wirtschaftspolitik der 
Junta verzeichnete einige unerwarte- 
te Verbündete: Immer mehr kleinere 
und mittlere Unternehmer, Vertreter 
des Mittelstandes, erkennen die Fol- 
gen dieser Politik. Der stellvertreten- 
de Vorsitzende der Industriekammer 
Istanbul, Murtaza Celikel, der in ei- 
nem Interview die von Özals Staatli- 
chem Planungsamt veröffentlichten 
Zahlen als „absolut unglaubwürdig’’ 
bezeichnete, beschrieb auch die Ziele 
des Sanierungsprogramms mit er- 
staunlicher Klarheit: 

„Das Hauptziel dieses Programms 
ist der Ausbau der Macht von eini- 
gen wenigen Holdinggesellschaften. 
An zweiter Stelle kommt die Um- 
schichtung der Einkommensstruktur 
zuungunsten der Lohn- und Gehalts- 
empfänger — obwohl die Türkei be- 
reits heute eine der ungesündesten 
Einkommensstrukturen in der gan- 
zen Welt aufweist. Es ist heute kaum 
zu bestreiten, daß die Rechnung für 
das „‚Sanierungsprogramm’” auf 
dem Rücken derjenigen beglichen 
wird, die in Wahrheit am dringend- 
sten Hilfe benötigen” (Arayis, No. 
53, vom 22.2.1982). [E] 


Geschichte 
der Arbeiterklasse 
der Türkei I 


Türkiye Isci Sinifi Tarihi 1 (Ge- 
schichte der Arbeiterklasse 
der Türkei 1): Oya Baydar, 380 
S, Ln. m. Schutzumschlag, 
ISBN 3-923327-00-5, 24,80 DM, 
Frankfurt/M., 1982 


Bezugsanschrift: Verlag Info- 
graph, Neuhofstraße 19, 6000 
Frankfurt/Main. 


Oya Baydar, renommierte türki- 
sche Wissenschaftlerin und Ko- 


lumnistin der verbotenen Gewerk- 
schaftszeitung „Politika”, legt mit 
diesem Buch, das sie „im Exil” 
veröffentlichen mußte, eine Neu- 
bearbeitung ihrer 1969 in Istanbul 
erschienenen, gleichnamigen Stu- 
die vor. In ihrern Vorwort schreibt 
sie dazu: 


Es wurde mir sehr schnell klar, 
daß mein Buch von der ersten bis 
zur letzten Seite neu geschrieben 
werden mußte. 


Hilfreich dabei war mir lediglich, 
daß ich noch die Ergebnisse mei- 
ner damaligen Quellenforschung. 
und alle Dokumente der ersten 
Auflage zur Hand hatte und als Er- 
kenntnisgrundlage verwerten‘ 
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Vorschläge für eine neue Verfassung: 


Demokratie unter Ausschluß 
von Demokraten? 


Nachdem der 5köpfige „Natlo- 
nale Sicherheitsrat” mit Hilfe der 
Provinzgouvemeure eine „Bera- 
tende Versammlung einsetzte 
und diese Ende November des 
letzten Jahres die sogenannte 
Verfassungskommission mit der 
Ausarbeitung der neuen Verfas- 
sung beauftragte, war für die re- 
aktionären Kreise im In- und Aus- 
land ein großer Schritt zur „Rück- 
kehr zur Demokratie” getan. 

Die „Verfassungskommission” 
wandte sich Anfang dieses Jah- 
res mit dem Auftrag an eine Rei- 
he von Personen und institutio- 
nen, sich über eine für die Türkei 
geeignete Verfassung zu äußern, 
Vorschläge zu erarbeiten. So de- 
mokratisch es klingen mag, soll- 
te dies Im Rahmen des im Fe- 
bruar vom „Nationalen Sicher- 
heitsrat” erlassenen Dekret Nr. 
65 geschehen. Es untersagt den 
führenden Mitgliedern der pollti- 
schen Parteien und der Vereine 
oder der Gruppen nicht nur die 
Beteiligung an den Diskussionen 
um die neue Verfassung, sondem 
jegliche politische Äußerungen. 


Mitte Februar meldete sich der Rat 
der Fakultät für politische Wissen- 
schaften in Ankara mit seinem Vor- 
schlagspapier zu Wort: ‚Die Unan- 
tastbarkeit und Achtung des Men- 
schenlebens und der Menschenwür- 
de müssen als das Grundprinzip des 
Staats- und Gesellschaftslebens und 
als Wesen und Philosophie der 
Grundrechte und -freiheiten in die 
neue Verfassung aufgenommen wer- 
den. Das Wesen jedes Rechtes bei 
den gesetzlichen Einschränkungen 
der Grundrechte und Freiheiten muß 
der Verfassung des Jahres 1961 ent- 
sprechend geschützt werden. Die 
Kompetenzen der Legislative müssen 
mit sicheren Maßen und Prinzipien 
verbunden werden, die willkürliche 
Einschränkungen hindern.” 

Das Wissenschaftliche Institut der 
Fakultät für politische Wissenschaf- 
ten der Universität Istanbul meinte: 
„Die neue Verfassung muß auf 
volksherrschaftlichen, freiheitlichen, 


demokratischen, pluralistischen, 
parlamentarischen und laizistischen 
Grundlagen beruhen. Sie muß sich 
im Sinne des sozialen Rechtsstaates 
den ökonomischen und sozialen Ent- 
wicklungen öffnen.” Das Institut 
nahm sogar gegen das Dekret Nr. 65 
der Militärs Stellung: „‚Der effektiv- 
ste Faktor für die Herstellung eines 
Gleichgewichts zwischen der Verfas- 
sung und dem System der politischen 
Parteien ist, daß sie vom Wesen her 
ein Produkt aller politischen Ten- 
denzen ist. Es wäre falsch, eine, 
mehrere oder ganze dieser Tenden- 
zen auszuschließen.” 


Meinung der Gewerkschaft 
nicht gefragt 


Die Festnahme der Vorstandsmit- 
glieder des Friedenskomitees, denen 
„kommunistische Umtriebe’’ vorge- 
worfen wird, der CHP-Mitglieder, 
die damit beschuldigt werden, mit 
der illegalen KPdT in Verbindung 
gestanden zu haben, die erneute Ver- 
haftung des ehemaligen CHP-Vor- 
sitzenden Ecevit deuten auf die Ent- 


‚werkschaften vorsieht, 


Verfassung gefragt. Der generale 
Bildungssekretät der TÜRK-IS, 
Kaya Özdemir beklagte sich in einer 
Gewerkschaftsversammlung: „Wäh- 
rend der Vorbereitungen der neuen 
Verfassung müssen auch die Ansich- 
ten der TÜRK-IS berücksichtigt wer- 
den. Die Stimme des türkischen Ar- 
beiters muß unbedingt gehört wer- 
den.” Er meinte, daß eine freie Ge- 
werkschaftstätigkeit nur in „einem: 
pluralistischen Demokratie-Leben’’ 
eine Existenzchance haben könne 
und sagte weiter: „‚Die Tarifautono- 
mie und das Streikrecht sind die un- 
verzichtbaren Rechte der Arbeiter. 
Ohne diese beiden Rechte kann man 
von »freien Gewerkschaften« nicht 
sprechen. Und ohne die freien Ge- 
werkschaften ist ein freies demokra- 
tisches System nicht zu verwirkli- 
chen.” 


Daß die Junta in ihrer „Demokratie” 
keinen großen Raum für die Ge- 
ist daran 
deutlich zu erkennen, daß das Mili- 
tärgericht 52 Funktionäre des Pro- 
gressiven Gewerkschaftsbundes an 
den Galgen schicken will. „Wir'über- 


(TISK) veröffentlicht seine Ansicht zur neuen Verfassung: 


tin Arbeiter soll streiken dürfen. Sollte ein Arbeiter ausnahmsweise doch streiken 
„dürfen, muß er als Voraussetzung nachweisen, daß er eine höhere Schule absolviert 
hat, mindestens eine Fremdsprache perfekt beherrscht und über 50 ist. 
Wenn der Arbeitgeber es will, kann er den Arbeiter kock-outen (aussperren) und 
knock-outen. 


Streikende Arbeiter sollen ein Fabrikgelände nicht besetzen dürfen. Sie dürfen im 

Gegenteil niemanden sagen, daß sie streiken, damit die Einheit und der Zusammen? 

halt des Lafides nicht gestört werden . . . und sie sollten so weiterarbeiten, als wäre 
gar nichts passiert. 


Gk) 


Die neue Verfassung sollte dem Begriff »Sozialer Staat« geschlossen und uns ganz of- 
. Š fen gegenüber stehen. 


M YAZAR. NARIN „=. KOCMAN ..... SABANCI- 


schlossenheit der Generale hin, die 
„Rückkehr zur Demokratie” ohne 
die „‚Linken’’ zu verwirklichen. 


Noch nicht einmal die einzige von 
der Junta zugelassene und kontrol- 
lierte Gewerkschaft TÜRK-IS wurde 
nach ihrer Meinung über die neue 


gaben die Gewerkschaftsführer den 
Gerichten”’, so General Evren in sei- 
ner Rede in der Stadt Bursa, „die 
unsere Arbeiter und Jugendlichen 
als Instrumente ausnutzten, sie auf 
die Straßen rissen, ihnen im Sinne 
schlechter Ideologen Waffen über- 
reichten und sie in den Terror führ- 


ten. Wır werden allestun, daß in die- 
sem Land der Frieden herrscht.’’ 


Recht auf Aufruhr 


Mitte März äußerte sich das Hohe 
Militärverwaltungsgericht über die 
gewerkschaftliche Tätigkeit in sei- 
nem Vorschlagspapier zu der neuen 
Verfassung ‚‚Es muß verhindert wer- 
den, daß die gewerkschaftliche Tä- 
tigkeit und das Streikrecht als Recht 
auf Aufruhr betrachtet wird und so- 
mit die Gewerkschaften als politi- 
sche Instrumente dienen. Besonders 
muß es verboten werden, daß die 
Gewerkschaften die Klassen, die sie 
vertreten, unter Druck setzen und 
gegen sie Gewalt ausüben. Es muß 
verhindert werden, daß die Gewerk- 
schaften zu den Vorreitern der natio- 
nalen Misere werden, entgleisen, in- 
dem sie nach höheren Löhnen stre- 
ben, verhandeln und miteinander 
‚konkurrieren. Sie dürfen nicht zu ei- 
ner Kraft ausarten, die die Wirt- 
schaft des Landes vernichtet, die na- 
tionale Gemeinschaft zerstört und 
somit für vorbestimmte Personen 
Gewinne geschlagen werden.” 


Arbeitgeberinteressen 
unter Schutz 


Zu den vom Vorsitzenden der ‚‚Ver- 
fassungskommission’’ Orhan Aldi- 
kacti zur Beteiligung an der Verfas- 
sungsdiskussion aufgeforderten Or- 
ganisationen zählte auch ‚‚Der Ver- 
ein der Industriellen und Arbeitge- 
ber der Türkei” (TÜSIAD). TÜ- 
SIAD schlug Ende Februar selbstsi- 
cher die Gründung eines „‚Ökono- 
misch-Sozialen Rates’ vor, dessen 
Stellung ‚strukturell und funktio- 
nal’’ in der neuen Verfassung festge- 
legt werden soll. Dieser Rat soll nach 
Meinung des Vereins der Arbeitge- 
ber „die Fragen der Regierungen 
hinsichtlich der Gesetzesvorschläge, 
Erlasse oder Beschlüsse beantwor- 
ten.” TÜSIAD stellt dafür ein Mit- 
glied des Vereins diesem ‚‚Rat’’ zur 
Verfügung, das im Parlament die 
Ansichten des Rats zur Sprache brin- 
gen soll. Die Arbeitgeber sind der 
Ansicht, daß die Bedingungen der 
freien Marktwirtschaft „wie in allen 
modernen Verfassungen der Welt” 
garantiert werden sollten, geben 
hierbei sich mit der Aufnahme eines 
Paragraphen in die Verfassung zu- 
frieden, der lauten sollte: ‚Die Pri- 
vatinitiativen sind in der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung der freien 
Preisbestimmung und der Konkur- 


renz gesetzlich garantiert und ge- 
schützt.” 


Was sollten die Militärs gegen die 
Aufnahme eines solchen Paragra- 
phen in die Verfassung haben, deren 
eigenes Unternehmen OYAK zu den 
größten in der Region zählt, die die 
Gewerkschaften als Todfeinde be- 
trachten und sie brutal unter- 
drücken? 


Sozialismus nicht 
zugelassen 


Ebenfalls in seiner Bursa-Rede be- 
tonte der Junta-Chef, daß „Kommu- 
nismus, Faschismus und Theokratis- 
mus’’ in der neuen Verfassung nicht 
zugelassen werden sollen: „Die Tür- 
kei hat eine Kommunistische Partei 
nicht nötig. Wenn einige Länder die 
Kommunistische Partei zugelassen 
haben, heißt es nicht, daß auch die 
Türkei dies tun soll. Die Kommuni- 
stische Partei hat in der Türkei 
nichts zu suchen.” 


Das Hohe Militärverwaltungsgericht 
forderte nicht nur „‚die Ablehnung 
des Sozialismus durch die neue Ver- 
fassung’’, sondern auch die Errich- 
tung von Sicherheitsgerichten, die 
sich sowohl in Notstandssituationen 


Sadi Irmak: Vorsitzender 
der „‚Beratenden Versammlung” 


wirtschaftlicher Art, als auch gegen 
Anarchie, Terror und jegliche gegen 
die Ganzheit des Staates gerichteten 
Vergehen betätigen sollen. 


In den Vorschlagspapieren verschie- 
dener Institutionen und Staatsorga- 
ne wurden auch Meinungen dazu ge- 
äußert, welches Staatssystem für die 
Türkei in Frage käme. So untersuch- 
te z.B. die Professoren-Beratungs- 
kommission der Fakultät für Rechts- 
wissenschaften in Istanbul u.a. das 
Staatssystem nach „‚amerikanischem 
Muster”’, das sie allerdings ‚‚nicht 
für unser Land geeignet” hielten. 
„Sowie in manchen lateinamerikani- 


schen Ländern, die sich nicht auf die 
Eigenschaften, parlamentarischen 
Traditionen, politische Moral und 
Kompromissfähigkeiten wie in der 
USA stützen können, artet ein sol- 
ches System zu einer Diktatur aus. 
Auch die Türkei besitzt keine tradi- 
tionellen Organe und Institutionen, 
um eine Konfliktsituation zwischen 


der Legislative und der Exekutive 


behandeln zu können.” 


Die Professoren einigten sich auf 
den Parlamentarismus. Sie beschäf- 
tigten sich auch mit dem Begriff 
„Nationalismus’’ und betonten, daß 
es ohne eine klare Definition dieses 
Begriffs zu Mißverständnissen füh- 
ren und daß er so seitens mancher 
ausländischer Kreise mißbraucht 
werden könne. „Dies kann dazu 
führen”, meinen die Professoren, 
„daß die Türkei mit » Aggressivität 
und Chauvinismus« beschuldigt 
wird”. Sie empfehlen, den Begriff 
„Atatürk-Nationalismus’ zu ver- 
wenden. 


Vollkommen neue 
Verfassung? 


Mehmet Barlas, der Kolumnist der 


liberalen Tageszeitung ‚‚Milliyet”, 
schreibt am 2.3.1982: ‚Diese Nation 
wartet ungeduldig auf die Ergebnisse 
der errungenen Erfolge und der At- 
mosphäre der Ausgeglichenheit der 
letzten 17 Monate. Das konkreteste 
und endgültigste der erreichten Er- 
gebnisse wird »der verfassungsmäßi- 
ge Rechtsstaat« und ein »freiheit- 
lich-pluralistisches Regime« sein. 

. . . Es darf nicht vergessen werden, 
daß der 12. September gegen Anar- 
chie und Terror durchgeführt wurde. 
Er wurde unternommen, die Terror- 
banden auszuschalten, die die freien 
politischen Äußerungen hindern 
wollten. Und deshalb gewann er 
auch Unterstützung. Jetzt muß da- 
für gesorgt werden, daß die Ansich- 
ten und deren Denker unbehindert 
und ohne Befürchtung dem Volke 
dienen können.” 

Die Frage steht noch offen, ob die 
Junta sich mit dem Abstrich einiger 
Paragraphen aus der Verfassung des 
Jahres 1961 begnügen wird, und 
zwar derjenigen, die soziale und 
ökonomische Rechte der Werktäti- 
gen, die Meinungs- und Organisa- 
tionsfreiheit gewährleisteten, oder 
ob, um die Staatsgewalt zu Gunsten 
der Herrschenden auf lange Sicht zu 
sichern, eine vollkommen neue Ver- 
fassung benötigt wird. á 
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Tag der Arbeit in der Türkei: 


Zwangsarbeit am 1. Mai 


Die arbeitenden Menschen in 
der Türkei bereiten sich dieses 
Jahr unter den schweren Terror- 
und Unterdrückungsbedingun- 
gen der Junta-Herrschaft auf 
den 1. Mal, den Einheits-, Solida- 
ritäts- und Kampftag der Arbel- 
terklasse vor. Sicherlich wird es 
In diesem Jahr nicht möglich 
sein, den 1. Mal mit machtvollen 
Demonstrationen und Kundge- 
bungen zu begehen, wie es in 
den Jahren 1976 - 1979 der Fall 
war. Jedoch wird die Arbeiter- 
klasse der Türkei wissen, die 
Tradition des 1. Mai zu bewahren 
und diesen wichtigen Tag der Ar- 
beiterbewegung entsprechend 
den neuen Bedingungen mit 
schöpferlschen Aktionen zu fel- 
ern. Nachstehend geben wir el- 
ne kurze Übersicht der Kämpfe 
der Arbeiterbewegung der Tür- 
kel, den 1. Mal auch In der Türkel 
öffentlich felern zu können und 
das 1.Mal-Verbot zu durchkreu- 
zen: 


Die ersten Mai-Kundgebungen fan- 
den in der Türkei im Jahre 1922 in 
Istanbul und Ankara statt. Mitten 
im nationalen Befreiungskampf for- 
derten die Industrie- und Hafenar- 
beiter mit Nachdruck den Abzug der 
Besatzungsmächte aus der Türkei. 
1923 setzten sich hauptsächlich die 
Bergarbeiter, Drucker, Eisenbahner 
sowie die Landarbeiter für den 8- 
Stunden-Tag, die Anerkennung des 
1. Mai als internationalen Kampftag 


lichung der ausländischen Betriebe 
ein. 1924 konnte in der Türkei der 1. 
Mai zum letzten Mal öffentlich ge- 
feiert werden, bis 1976 das Verbot 
durchkreuzt wurde. 


1976 gelang es der Arbeiterbewe- 
gung der Türkei, trotz des weiter be- 
stehenden Verbotes, den 1. Mai wie- 
der öffentlich zu feiern. An der De- 
monstration und der Kundgebung, 
zu denen der Progressive Gewerk- 
schaftsbund (DISK) aufrief, nahmen 
500.000 Menschen, insbesondere 
aber die Industriearbeiter teil. 


1977 beteiligten sich Hunderttausen- 
de an der 1.Mai-Kundgebung, die 
wiederum von DISK organisiert 
worden war. Während der Kundge- 
bung in Istanbul eröffneten die Poli- 
zei und linksgetarnte Provokateure 
das Feuer. Bei dem gründlich vorbe- 
reiteten Blutbad kamen 36 Men- 
schen ums Leben und 200 wurden 
verletzt. 


Trotz der blutigen Provokation ein 
Jahr davor nahmen 1978 700.000 
Menschen in Istanbul an der von 
DISK in Zusammenarbeit mit demo- 
kratischen Organisationen vorberei- 
teten 1.Mai-Demonstration teil. Die 
Teilnehmer der Mai-Kundgebung 
1978 wandten sich entschlossen ge- 
gen den zunehmenden faschistischen 
Terror und forderten freie politische 
Betätigung, sowie die Aufhebung 
der Verbots über die Kommunisti- 
sche Partei der Türkei. 


1979 herrschte in 13 Provinzen der 


Türkei das Kriegsrecht, darunter alle 
Industriestädte und die von den kur- 
dischen Bürgern bewohnten Städte. 
In Istanbul wurde am Tag der Arbeit 
Ausgangsverbot verhängt, die Pan- 
zer besetzten alle wichtigen Kreuzun- 
gen. Um ein Massaker zu verhin- 
dern, feierten die Arbeiter den 1. 
Mai in Izmir. Beim Versuch, den 1.. 
Mai in Istanbul zu begehen, wurden 
Hunderte von Menschen festgenom- 
men und mißhandelt, darunter zahl- 
reiche Funktionäre der Arbeiterpar- 
tei der Türkei. 


1980 wurde das Kriegsrecht auf 20 
Provinzen ausgedehnt. Schon Wo- 
chen davor wurde durch das Kriegs- 
recht und die Demirelregierung an- 
gekündigt, daß der 1. Mai in diesem 
Jahr mit allen Mitteln verhindert 
wird. Demnetsprechend wurden am 
24. April 1980 Razzien auf die Zen- 
tralen zahlreicher Gewerkschaften, 
Berufsverbände und demokratischer 
Organisationen durchgeführt, bei 
denen Hunderte von Funktionären 
dieser Organisationen verhaftet wur- 
den, DISK rief zum Widerstand auf 
und organisierte am 30. April einen 
landesweiten Proteststreik, an dem 
sich mehrere Hunderttausend Arbei- 
ter und Angestellte beteiligten. Trotz 
aller Repressalien wurde der 1. Mai 
in den Städten Antalya, Mersin, 
Bursa und Ordu gefeiert. 


Unter der Militärdiktatur konnte der 
Kampftag der Werktätigen 1981 
nicht mit größeren Veranstaltungen 
gefeiert werden. Jedoch ließen die 
Arbeiter auch am 1. Mai 1981 unter 
der massiven Unterdrückung und 
Überwachung in den Betrieben un- 
verkennbar zu verstehen gegeben, 
daß sie sich ihren internationalen 
Kampftag nicht nehmen lassen wer- 
den. Die Arbeiter erschienen in ihren 
besten Anzügen in den Betrieben 
und trugen Nelken an ihren Jacken 
als Symbol des 1. Mai. 


Auch am zweiten Tag der Arbeit un- 
ter der Junta-Herrschaft wird es den 
Generälen nicht gelingen, das Wei- 
terleben der Traditionen des 1. Mai 
zu verhindern. 


Arne Schumacher, HBV-Geschäftsführer in Essen: 


‚„‚vorschläge einiger Politiker 
töricht und gefährlich” 


Türkei-Informationen: Nach dem 12. 
September wurden in der Türkei die 
gewerkschaftlichen Rechte und Frel- 
heiten aufgehoben, annähernd alle 
Gewerkschaften verboten, über 5.000 
Gewerkschafter verhaftet. 52 Ge 
werkschaftsfunktionäre sind von der 
Todesstrafe bedroht. Wie beurteilen 
Sie als Gewerkschafter diese Situa- 
tion? 


Schumacher: Zum einen fühle ich 
mich persönlich ungeheuer betroffen. 
Ich habe zwar erfahren, was es be- 
deutet, um seine persönliche und so- 
ziale Existenz gebracht zu werden, es 
ist für mich aber kaum nachvollzieh- 
bar, was es bedeutet, über Monate, 
manchmal sogar über Jahre einge- 
sperrt oder, wie die 52 Kollegen, von 
der Todesstrafe bedroht zu sein. 
Zum anderen macht es mich betrof- 
fen, daß solche Zustände in einem 
NATO-Land herrschen können, wo 
doch die NATO, zumindest in ihrer 
offiziellen Propaganda, wenigstens 
für die bürgerlichen Rechte und Frei- 
heiten eintritt, die nun von der Mili- 
tärjunta außer Kraft gesetzt wurden 
und mit Füßen getreten werden. Tarif- 
hoheit und Streikrecht sind für mich 
als Gewerkschafter für eine demokra- 
tische Gesellschaft unverzichtbare 
Rechte. Wo diese nicht gewährleistet 
werden, ist die Demokratie aufgeho- 
ben. 

Wenn die Rechte der Arbeitnehmer 
aufgehoben werden, indem man sie 
ihrer Organisationen, ihrer Interessen- 
vertretung beraubt, geht das zugun- 
sten der Unternehmer und derjeni- 
gen, die über das Kapital verfügen 
bzw. das Kapital besitzen. Koalitio- 
nen zwischen Unternehmern und Mi- 
litär gegen die Interessen der Arbeit- 
nehmer hat es in der Geschichte häu- 
fig genug gegeben. 


Türkel-Informationen: In der Bundes- 
republik Ist inzwischen eine Solidari- 
tätsbewegung mit den verfolgten De- 
mokraten und Gewerkschaften in 
der Türkel entstanden. Was können 
Ihrer Meinung nach die Gewerkschaf- 
ten in der Bundesrepublik hierzu bei- 
tragen? 


Arne Schumacher, 40, wurde 
1979 einstimmig zum Bezirks-Ge- 
schäftsführer der Gewerkschaft 
HBV in Essen gewählt. Selt 1975 
hauptberuflich bei der HBV, war 
er 1975 bis 1977 Sekretär In der 
Bezirksverwaltung und 1977 - 
1979 In der Landesleitung der 
HBV Nordrhein-Westfalen. 

ME nei EE EEA ne nn oz Me sn ee nz 
Schuhmacher: Ich möchte diese Fra- 
ge in 2 Teilen beantworten, da m.E. 
zwei Bereiche, nämlich die Organisa- 
tion von Solidarität als Gewerkschaft 
und als Einzelperson, angesprocheh 
sind. 

Im ersten Fall würde ich es mir in der 
Tat wünschen, daß mindestens das 
gleiche Maß an Solidarität, an ideel- 
ler und materieller Unterstützung 
aufgebracht wird, das der DGB ge- 
genüber den polnischen Gewerk- 
schaftern von Solidarnosc organisiert 
hat. Möglicherweise haben wir aber 
auch aus der gemeinsamen NATO-Mit- 
gliedschaft unserer beiden Staaten die 
Verpflichtung abzuleiten, etwas mehr 
zu tun in der aktiven und praktischen 
Solidarität. Ich vermisse das bisher. 
Um die Organisierung praktischer 
Solidarität von Einzelpersonen haben 
wir uns in der Bezirksverwaltung stets 
bemüht und werden das auch weiter- 
hin tun. Hier ist jeder einzelne gefor- 
dert, materiell und ideell zur Unter- 
stützung der Kollegen in der Türkei 
beizutragen, und zwar gemeinsam 
mit unseren Kollegen aus der Türkei, 


denn nur sie können m.E. entschei- 
den, was für eine positive Entwick- 
lung in ihrem Land das Beste ist. 


Türkel-Informationen: Würde das 
konkret bedeuten, daß die Solidarl- 
tätsaktlonen der DISK-Kollegen im 
Exil und der fortschrittlichen Organi- 
sationen von seiten des DGB, der Ein- 
zelgewerkschaften und der Ge 
werkschaftskollegen zu unterstützen 
sind? 


Schuhmacher: Für mich persönlich ist 
das eine Selbstverständlichkeit und im 
Rahmen unserer Möglichkeiten haben 
wir das auch getan. Ausgehend von 
der Auffassung, daß die Solidaritäts- 
anstrengungen mit den Kolleginnen 
und Kollegen in der Türkei noch we- 
sentlich zu verstärken sind, werden wir 
natürlich auch in Zukunft auf unsere 
Gewerkschaft HBV sowie den DGB 
Einfluß nehmen. Angesichts der 
schrecklichen und lebensbedrohlichen 
Situation, in der sich diese Kollegen 
befinden, müssen wir eigentlich all un- 
sere Mittel einsetzen, um ihr Leben zu 
retten, zumindest demokratische Zu- 
stände wieder herzustellen und die ge- 
werkschaftlichen Rechte wieder in 
Kraft zu setzen. Eine solche Verpflich- 
tung ergibt sich nicht nur aus der NA- 
TO-Mitgliedschaft der Türkei, son- 
dern auch aus der Tatsache, daß fast 
jeder von uns im Betrieb mit Kollegin- 
nen und Kollegen aus der Türkei zu- 
sammenarbeitet. Sie sind häufig auch 
Mitglied unserer Gewerkschaft. Unser 
solidarischer Einsatz ist somit auch ein 
Einsatz für die Kollegen unserer eige- 
nen Organisation. Wie bereits gesagt, 
eine wesentliche Steigerung der Aktivi- 
täten in der Solidarität mit den Kolle- 
gen in der Türkei erscheint mir in un- 
seren Organisationen außerordentlich 
notwendig. 


Türkel-Informationen: Zur Zeit leben 
über 2 Millionen Arbeiter aus der Tür- 
kel in der Bundesrepublik. Im Zusam- 
menhang mit der steigenden Arbeits- 
losigkelt wird nun die Einschränkung 
des Aufenthaltes ausländischer Ar- 
beiter und des Zuzuges Ihrer Famillen 
zunehmend diskutiert bzw. prakti- 
ziert. Was halten Sie von der These,- 
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die ausländischen Kollegen seien an 
der Arbeitslosigkeit Schuld? 


Schuhmacher: Das ist natürlich Blöd- 
sinn. Aber so einfach kann man diese 
These nicht abtun, da sie zumindest 
vordergründig einmal aufzugehen 
scheint. Gerade als Gewerkschafter 
müssen wir jetzt immer wieder deut- 
lich machen, daß die Ausländer 
nichts, aber auch absolut gar nichts 
mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
zu tun haben. Und wir müssen uns 
dagegen wehren, daß die Ausländer 
als industrielle Reservearmee miß- 
braucht werden. Arbeitslosigkeit ist 
nicht eine Frage der Ausländerbe- 
schäftigung, sondern ein Problem 
unseres Arbeitnehmerschicksals ins- 
gesamt. Wir können ihr nur begeg- 
nen, wenn wir gemeinsam für den Er- 
halt unserer Arbeitsplätze und unse- 
res sozialen Besitzstandes kämpfen. 
Überall da, wo es den Unternehmern 
und der mit ihnen verbundenen Pres- 
se gelingt, von dieser Aufgabenstel- 
lung abzulenken oder die ausländi- 
schen und deutschen Kollegen an ei- 
nem vermeintlichen Gegensatz zu 
spalten, ist es ihnen auch gelungen, 
die  Arbeitnehmerbewegung zu 
schwächen. In diesem Punkt zeigt 
sich, daß die Solidarität mit den Kol- 
legen aus der Türkei auch ganz un- 
mittelbar unsere eigenen Interessen 
betrifft. 


Türkel-Informationen: Der DGB und 
seine Einzeigewerkschaften haben in 
Stellungnahmen klare Positionen ge- 
gen die Ausländerfeindlichkeit bezo- 
gen. Zahlreiche deutsche Kollegen In 
den Betrieben lassen sich jedoch auf- 
grund ihrer berechtigten Angst vor 
dem Verlust des Arbeitsplatzes in ih- 
rer Haltung des ausländischen Kolle- 
gen gegenüber beeinflussen. Was 
können die Gewerkschaften Ihrer 
Meinung nach tun, um die Furcht die- 
ser Kollegen zu beseitigen, die Aus- 
länder nähmen ihnen die Arbeitsplät- 
ze weg? 
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Schuhmacher: Ich kenne dieses Pro- 
blem auch aus unserer eigenen Orga- 
nisation. Diesen schwierigen Diskus- 
sionsprozeß müssen wir mit viel Ge- 
duld durchstehen. Vor allem müssen 
wir immer wieder auf die wahren Ur- 
sachen der Arbeitslosigkeit hinweisen. 
Diese liegen nun einmal nicht in der 
Beschäftigung ausländischer Kolle- 
gen oder in einer anderen Gruppe in- 
nerhalb der Arbeitnehmerschaft, son- 
dern in unserem Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftssystem. Über Ort, Art und 
Umfang der Produktion entscheiden 
immer noch diejenigen, die Kapital 
besitzen bzw. darüber verfügen. 


Türkei-Informationen: In der Diskus- 
sion zur Ausländerbeschäftigung 
taucht immer wieder das Argument 
auf, die Ausländer, insbesondere die 
Kollegen aus der Türkei, seien nicht 
anpassungs- also nicht integrations- 
fähig. Wie läßt sich Ihrer Meinung 
nach eine soziale Integration verwirk- 
lichen, ist sie ohne gleichberechtigte 
Tellnahme an allen gesellschaftli- 
chen Bereichen überhaupt möglich? 


Schuhmacher: Ich will versuchen, 
diese komplexe Frage so knapp wie 
möglich zu beantworten. Zunächst 
möchte ich auf Begriffe wie Anpas- 
sung und Integration eingehen. Vor- 
ab: die Vorbehalte, die in dieser Fra- 
ge bestehen, werden erfahrungsge- 
mäß von denjenigen formuliert, die 
Kollegen aus der Türkei noch nicht 
einmal von weitem gesehen haben, 
denn sonst kann man zu einer solchen 
Auffassung nicht kommen. Integra- 
tion darf man vor allem nicht mit be- 


dingungsloser Anpassung, oder an- 


ders ausgedrückt, mit Assimilation 
verwechseln. Das kann und darf kei- 
ne Forderung eines Gewerkschafters 


. sein. Soziale Integration bedeutet für 


mich, daß ausländische Kollegen ein- 
bezogen sind in den Kampf um Ar- 
beitnehmerinteressen, daß sie die glei- 
chen Rechte genießen wie. ihre deut- 
schen Kollegen — und zwar bei Wah- 
rung eines Höchstmaßes an kulturel- 
ler Identität. Gerade bei unseren Kol- 


legen aus der Türkei müssen wir be-' 


rücksichtigen, daß sie aus einem völ- 
lig anderen Kulturkreis kommen — 
und hier Mittel zur Verfügung stellen. 
Nicht zuletzt aus der Tatsache, daß 
Ausländer als Steuerzahler wie jeder 
andere Bürger mit zur Existenz unse- 
res Staates beitragen, lassen sich An- 
sprüche gegenüber dem Staat ablei- 
ten, und nicht nur finanzieller Art. 
Ich erinnere hier nur an das bürgerli- 
che Wahlrecht. 


Eine Vielzahl von Problemen sind bis 
heute ungelöst. Die Lösungsansätze, 
die zur Zeit von einigen Politikern 
quasi als schnelle Patentrezepte pro- 
pagiert werden, halte ich für völlig 


untaugliche Mittel. Ich möchte nur 
Stichworte nennen. Eine restriktive 
Politik in der Frage der Familienzu- 
sammenführung z.B. wird Ausländer- 
feindlichkeit eher schüren als abbau- 
en. Auch der Versuch, die Kollegen 
mit ein paar Mark abzuspeisen und 
sie gerade in dieser aktuellen politi- 
schen Situation in ihre Heimat ab- 
schieben zu wollen, wird eher zu grö- 
Beren Spannungen zwischen den Be- 
völkerungsgruppen als zu ihrem Ab- 
bau führen. 

Solche Vorschläge halte ich nicht nur 
für töricht, sondern auch für außer- 
ordentlich gefährlich. Wir müssen ge- 
meinsam darauf achten, daß wir uns 
nicht auseinanderdividieren lassen, 
daß wir uns nicht auseinanderdividie- 
ren lassen, daß wir unseren gemeinsa-' 
men Interessen entsprechende Forde- 
rungen entwickeln und letztendlich 
die Politiker zwingen, ihren Beitrag 
zur sozialen Integration zu leisten. 


Türkei-Informationen: Ist Ihrer An- 
sicht nach ausschließlich die von re- 
aktionären und neofaschistischen 
Kräften geschürte und zum Teil orga- 
nisierte Ausländerfeindlichkeit die 
Ursache für die Verschlechterung der 
Beziehungen zwischen deutschen 
und ausländischen Bürgern oder 
trägt die offizielle Ausländerpolitik 
hierzulande das ihre dazu bei? 


Schuhmacher: Ich glaube, diese Fra- 
ge stellt sich nicht alternativ, denn na- 
türlich wirkt sich beides negativ auf 
die Beziehungen zwischen Deutschen 
und Ausländern aus, beides ist zu- 
gleich gefährlich. Wir als Gewerk- 
schafter haben den neofaschistischen 
Kräften und ihrer traditionellen Aus- 
länderfeindlichkeit klare und deutli- 
che Positionen entgegenzusetzen. 
Diese kritischen Positionen müssen 
wir aber auch als Meßlatte an der of- 
fiziellen Politik anwenden. Ich habe 
bereits gesagt, daß die offizielle Poli- 
tik z.B. den Problembereich der so- 
zialen Integration bisher nicht bewäl- 
tigen konnte. Hier muß noch sehr viel 
erfolgen. Ich möchte aber an dieser 
Stelle auch den Appell an den einzel- 
nen richten, sein persönliches Enga- 
gement zu verstärken und auf den an- 
deren zuzugehen. Ich halte das für 
unverzichtbar, da man m. E. nur über 
die persönliche Erfahrung, das per- 
sönliche Engagement auch überzeu- 
gend Einfluß nehmen kann auf die 
Politik, und zwar in allen Bereichen; 
denn Ausländerpolitik ist ja nicht nur 
eine Frage der Außenpolitik oder der 
innenpolitischen Verhältnisse in der 
gesamten Bundesrepublik, sondern 
auch eine der Landes- und Kommu- 
nalpolitik. Hier müssen wir noch 
Möglichkeiten der Einflußnahme ent- 
wickeln. 
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Rechtsextremisten mobilisieren: 


Rassismus und Ausländerhetze 
bedrohen demokratische Rechte 


Der Bayerische Rundfunk bot 
seinen Hörern am Karfreitag 
und -samstag gleich drei Sen- 
dungen an zum Thema Auslän- 
derfeindlichkeit, das 3. Hessi- 
sche Fernsehen widmete einer 
Diskussion zu ebendiesem The- 
ma 75 Minuten Sendezeit (7.4. 
1982). Zahlreiche Veranstaltun- 
gen, Kongresse, Initiativen 
gegen Ausländerfeindlichkeit 
werden von verschiedensten 
bundesdeutschen und auslän- 
dischen Organisationen und 
Institutionen veranstaltet, un- 
terstützt. Zahllose Beispiele 
ließen sich hier anführen. 


Bisher wurde in der Bundesrepu- 
blik in den Medien dem Thema 
Ausländer noch nie solch ein brei- 
ter Raum gegeben. Viele bundes- 
deutsche Organisationen haben 
sich zum ersten Male zu diesem 
Thema geäußert. 


Was ist passiert? Anfang März z.B. 
hat eine eigens für die Kommunal- 
wahl gegründete Bürgerinitiative in 
Kiel, die „Kieler Liste für Auslän- 
derbegrenzung“ (KLA) 3,7% der 
Stimmen erhalten. Anfang April 
wurde die „Hamburger Liste für 
Ausländerstopp“ (HLA) gegrün- 
det, die nun vor allem in Stadtteilen 
mit hohem Ausländeranteil ihre 
Pamphlete verteilt: Wohnungsnot, 
Rauschgift und Ausländer werden 
in einem Atemzug genannt. Die 
VVN/BdA (Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes/Bund der 
Antifaschisten) in Hamburg konn- 
te nachweisen, daß das HLA-Post- 
fach mit dem der NPD identisch ist. 
Ein WDR-Mitarbeiter, Cemal De- 
mirer, deckte auf, daß die „Bürger- 
initiative Ausländerstopp“ ihre 
Zentrale ebenfalls im Landesver- 
band der NPD hat. Der 1. Vorsit- 
zende der HLA ist Hans-Jürgen 
Sabrautzki, von 1976-1978 Lan- 
desvorsitzender der NPD in Ham- 
burg; einberufen wurde die Grün- 
dungsversammlung von dem stell- 


vertretenden, NPD-Landesvorsit- 
zenden Ulrich Harder. Die VVN 
Hamburg hat inzwischen ein Verbot 
für die HLA gefordert. 


„Deutschland 
den Deutschen“ 


Im Stuttgarter Raum droht seit 
einiger Zeit eine sich „Aktions- 
gruppe Albert Leo Schlageter“ 
nennende Organisation mehreren 
Firmen mit Terroranschlägen, soll- 
ten sie nicht ihrer Forderung nach 
Entlassung der bei den Firmen be- 
schäftigten Ausländer nachkom- 
men. „Deutschland den Deut- 
schen“ — so die beigefügte Losung 
der „Aktionsgruppe“. 

In Nürnberg wurde am 28.3. eine 
Kundgebung der NPD-Jugendor- 


ganisation — trotz Verbotsantrag — 
durchgeführt unter dem Motto: 
„Deutschland den Deutschen - 
Ausländerstopp“. Bei den Ausein- 
andersetzungen mit den Gegende- 
monstranten, die einem Aufruf der 
IG Metall und des Ausländerbei- 
rats gefolgt waren, wurden von der 
Polizei ausschließlich Gegende- 
monstranten vorübergehend fest- 
genommen. Die Gegendemon- 
stranten berichteten von regelrech- 
ten „Greiftrupps“, die offensicht- 
lich die Auseinandersetzungen pro- 
vozieren sollten. 

Auch das ist passiert: Der Antrag 
auf ein Volksbegehren, das von der 
NPD-Organisation ‚„Bürgerinitiati- 
ve Ausländerstopp“ in Nordrhein- 
Westfalen angestrebt wird, um aus- 
ländische Kinder in den Schulen zu 
segregieren, wurde von der Lan- 
desregierung in NRW abgelehnt. 


NPD während einer Wahlaktion 


7 ga 


23 


unter Hinweis auf einen UNESCO- 
Beschluß von 1960, der jegliche 
Diskriminierung im Unterrichtswe- 
sen untersagt. Die NPD-Organisa- 
tion will gegen diese Entscheidung 
vor dem Verfassungsgerichtshof in 
Münster Einspruch erheben. 


Umfeld des 
„Heidelberger 
Manifests“ 


Diese kurze Auflistung neuester 
Aktivitäten neofaschistischer Krei- 
se kann keinen Anspruch auf Voll- 
ständigkeit erheben. Tatsache ist, 
daß sich die NPD und andere 
rechtsextremistische Kreise in der 
BRD viel von einer wachsenden 
Ausländerfeindlichkeit _verspre- 
chen. Kühnen, ehemaliger Bundes- 
wehrleutnant und Führer der „Ak- 
tionsfront Nationaler Sozialisten“ — 
z.Z. in einer vierjährigen Haft — ist 
einer von ihnen, der die Ausländer- 
feindlichkeit als beste Möglichkeit 
bezeichnete, um in der „deutschen 
Öffentlichkeit“ Fuß zu fassen. 

Und die Neofaschisten können sich 
über eine Menge von Heltfershel- 
fern freuen, die sich ihnen bereit- 
willig zur Verfügung stellen, um 
den Parolen einen fruchtbaren Bo- 
den zu bereiten. Interessant ist es, 
die Verbindungen zwischen den 
Neofaschisten und ihren Helfers- 
'helfern aufzudröseln: In Bochum 
und München haben sich verschie- 
dene Gruppierungen zu einem 
Herausgeberkollektiv (u.a. AStA 
Bochum und Arbeitskreis „Mehr 
Ausländer an den Hochschulen“ 
der Universität München) zusam- 
mengetan und das faschistisch-ras- 
sistische Umfeld der Unterzeichner 
des Heidelberger Manifests einge- 
hend untersucht: Die Namen lesen 
sich, als seien sie aus einem Buch 
über die Organisationen von NPD 
und Neofaschismus. Ein paar Kost- 
proben: 


® Schutzbund für das deutsche 
Volk e.V., Heidelberg; 

® Hilfskomitee Südliches Afrika 
— Motto: Solidarität mit Weiß- 
Afrika; 

© Gesellschaft für freie Publizistik 
(G£P) - gegründet u.a. von Kurt 
Ziesel, NSdAP-Mitglied und 
Mitarbeiter des „Völkischen 
Beobachters“ —, unter den re- 
nommierten Mitgliedern befin- 


det sich auch Dr. Gerhard Frey, 
Herausgeber und Chefredak- 
teur der „Deutschen National- 
Zeitung“ und des Nation Euro- 
pa Verlages — beides Organe, 
die auch ihrerseits mit den 
„Heidelberger Professoren“ 
Knüpfstellen haben — Dr. Frey 
ist auch Vorsitzender der Deut- 
schen Volksunion; 

® Deutsche Gesellschaft für 
Anthropologie — der „Heidel- 
berger“ Schade, Prof. Dr. med. 
in Düsseldorf, ist dort Mitglied; 

® Gesellschaft für biologische 
Anthropologie, Eugenetik und 
Verhaltensforschung — gibt die 
Zeitschrift „Neue Anthropolo- 
gie“ heraus, in der einige „Hei- 
delberger“ veröffentlicht ha- 
ben; 

@ Vohwinkel Verlag — Neo Nazi 
Verlag — Veröffentlichungen 
von „Heidelbergern“; 

@ World Anti Communist League 
(WACL) - der „Heidelberger“ 
Prof. Dr. Oberländer, ehemali- 
ger Bundesvertriebenenmini- 
ster, ist „Westdeutscher Vertre- 
ter dieser Organisation“; 


Besonders spannend: 

® Weltbund zum Schutz des Lebens 
(WSL), im Umweltschutz und in 
der AKW-Bewegung aktiv — 
„Heidelberger’’ Prof. Dr. Wer- 
ner Georg Haverbeck ist Präsi- 
dent dieses Bundes, der weitge- 
.‚hende Affinität zu Alt- und Neu- 
faschisten hat. In Haverbeck, so 
die Broschüre, besitzt die gesamte 
„Ausländer raus”-Bewegung ‚ein 
festes Standbein im Bereich der 
Grünen und Alternativen’. 


Lummers 
Verbindungen 


Daß die Vertreter rassistischen Ge- 
dankenguts in Politikerkreisen An- 
klang finden, hat sich im Fall Lum- 
mer, dem Innensenator von Berlin, 
mehr als angedeutet: Wie berichtet 
rühmte sich der „Heidelberger“ 
Schmidt-Kaler, die Ausländererlas- 
se Lummers beeinflußt zu haben — 
unseres Wissens hat Lummer die- 
ser Behauptung noch immer nicht 
widersprochen. Lummer ist inzwi- 
schen auch in einem anderen Zu- 
sammenhang in Verbindung mit 
der NPD ins Gerede gekommen, 
als er sein Bedauern darüber äu- 


Berte, daß die NPD sich in Berlin 
auf Grund der Alliiertenabkom- 
men nicht frei betätigen kann. 

In München macht nunmehr der 
Sozialreferent Hans Stützle mit sei- 
nem Papier zur Familienpolitik 
„Furore“. Stützle äußert sich be- 
sorgt über die „Überfremdung“ 
und scheute keine Mühen, seiten- 
weise ein Buch des Professors Pier- 
re Chaunu, Sorbonne, zusammen- 
zufassen: „Noch ein paar Jahre in 
Saus und Braus, dann wird es (das 
deutsche Modell — d. Red.) das 
Modell des Zerfalls und schließlich 
der Ausrottung sein.“ 


Eine Umkehrfrist von 10, 15 Jah- 
ren wird noch eingeräumt, dann 
„steht unser Volk jenseits des 
Punktes, bis zu dem eine Korrektur 
des gegenwärtigen Selbstausrot- 
tungsprozesses der Weißen denk- 
bar ist“. Der sicherste Weg, diesem 
Schicksal zu entgehen, sind nach 
Chaunu „hauptamtliche Mütter“: 
Wenn sich etliche Frauen — gegen 
Bezahlung — bereit erklärten, quasi 
die Pflicht an Zahl von Geburten 
anderer Frauen mitzuübernehmen, 
können die anderen Frauen weiter- 
hin nur 1 bis 2 Kinder gebären. 


Rassismus trifft die 
Einheimischen 


Ohne solche oder ähnliche Maß- 
nahmen, so die Vision des Sozialre- 
ferenten, muß München zwangs- 
läufig zur „Allerweltsstadt“, zur 
„Durchgangsstation“ verfremden; 
es wird dann nicht mehr Heimat 
sein können, wenn man sich auf 
„fremdländische Zuwanderer“ ver- 
läßt. — Es gibt in München Gerüch- 
te darüber, daß dieses Papier die 
Grundlage der zukünftigen Fami- 
lienpolitik in München werden soll. 
Spätestens hier wird verständlich, 
warum sich inzwischen die bundes- 
deutschen demokratischen Organi- 
sationen nicht raushalten beim 
Thema Ausländerfeindlichkeit. Es 
gilt augenblicklich, auch über die 
Zusammenhänge von Rassismus- 
theorien, Überfremdungsängsten, 
deren Schüren und deren realen 
Grundlagen aufzuklären, um dem 
althergebrachten Modell von Ras- 
sismus und Faschismus entgegen- 
zuwirken. Die Deutschen, die sich 
gegen Ausländerfeindlichkeit enga- 
gieren, tun dies auch für sich, für die 
Erhaltung der demokratischen Rech- 
te. e 


Verwaltungsgericht in Hamburg: 


„Mißhandlungen 


stellen eine politische 
Verfolgung dar” 


Rechtsanwalt Dr. Rolf Geffken, 
Hamburg, schickte uns kürzlich 
eine Interessante Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Ham- 
burg mit der Bitte um Veröftentll- 
chung. 

Aufgrund der grundsätzlichen 
und praktischen Bedeutung die- 
ser Entscheidung für viele asyl- 
suchende Kollegen aus der Tür- 
kel, In der nach ausdrücklicher 
Feststellung des Verwaltungsge- 
richts entgegen den Darstellun- 
gen des Auswärtigen Amtes die 
Praxis der Folter als gegeben zu 
betrachten ist, drucken wir die 
Entscheidungsgründe und die 
Anmerkung des Einsenders in 
leicht gekürzter Fassung ab: 


Verwaltungsgericht Hamburg 

Urteil vom 15.6.1981 — 15 VG A 
430/80 

GG Art. 16 Abs. 2 Satz 2; Ausländerge- 
setz $ 28 (Einzelfall der Verfolgung 
eines türkischen Staatsangehörigen). 
Aus den Gründen: 

„Die Kammer kann entscheiden, ob- 
wohl Beklagte und Bundesbeauftragter 
zur mündlichen Verhandlung nicht er- 
schienen sind. Auf diese Folge sind bei- 
de bei der im übrigen ordnungsgemä- 
Ben Ladung zum Termin gem. $ 102 
Abs. 2 VwGO hingewiesen worden. 
Die zulässige Klage ist begründet. Ein 
fremder Staatsangehöriger hat gem. 
§ 28 AuslG Anspruch darauf, auf An- 
trag als Asylberechtigter anerkannt zu 
werden, wenn er Flüchtling im Sinne 
des Art. 1 Buchst, A des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28.7.1951 (Genfer Konvention — 
GK -) ist ($ 28 Nr. 1 AuslG), d.h. sich 
aus begründeter Furcht vor Verfolgung 
wegen seiner Rasse, Religion, Nationa- 
lität, Zugehörigkeit zu einer bestimm- 
ten sozialen, Gruppe oder wegen seiner 
politischen Überzeugung außerhalb 
seines Heimatlandes aufhält und in die- 
ses nicht zurückkehren kann oder will, 
oder wenn er — was im Ergebnis keinen 
wesentlichen Unterschied bedeutet 
(BVerfGE Beschl. v. 2.7.1980 — 1 BvR 
147, 181 u. 182/80 BVerfGE Bd. 54 
S. 341 = NJW 1980, S. 2641 = DÖV 
1981, S. 21) — politisch Verfolgter im 
Sinne des Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG ist 
(8 28 Nr. 2 AusiG). 


Die Kammer ist zu der Überzeugung 
gelangt, daß der Kläger in sein Heimat- 
land nicht zurückkehren will, weil er 
begründete Furcht hat, dort politisch 
verfolgt zu werden. 

Offenbleiben kann, ob eine solche 
Furcht sich bereits daraus ergibt, daß 
der Kläger — wie er berichtet — in den 
Jahren 1974, 1975 und 1976 von den 
rechtsextremen ‚Grauen Wölfen‘ 
mehrmals tätlich angegriffen und mit 
dem Tode bedroht wurde. Insbesonde- 
re braucht nicht vertieft zu werden, ob 
der türkische Staat damals derartige 
Übergriffe von nichtstaatlicher Seite 
tatenlos hinnahm. Ebenso braucht hier 
nicht darauf eingegangen zu werden, 
ob seit dem Eingreifen der Militärs im 
September 1980 hinreichend wahr- 
scheinlich ist, daß sich derartige Vor- 
kommnisse nicht wiederholen. 
Dahinstehen kann ferner, ob der Klä- 
ger politische Verfolgung befürchten 
muß, weil er seiner Wehrpflicht in der 
Türkei nicht nachkommen will. Keiner 
abschließenden Beurteilung bedarf na- 
mentlich, ob dieser Wehrpflicht neben 
ihrer allgemeinen — asylrechtlich nicht 
einschlägigen — Intention eine Tendenz 
zu politischer Verfolgung innewohnt, 
etwa derart, daß zugleich eine politi- 
sche Disziplinierung und Einschüchte- 
rung von politischen Gegnern, eine 
Umerziehung von Andersdenkenden 
oder eine Zwangsassimilation von Min- 
derheiten bezweckt wird (vgl. dazu 
BVerwG, Urt. v. 31.3.1981 — 9C 6.80 
—, DVBI. 1981, S. 774). 


„Asylbeachtliche 
Verfolgungsfurcht”’ 


Schließlich kann auch unentschieden 
bleiben, ob für den Kläger begründete 
Verfolgungsfurcht deshalb besteht, 
weil ihm in der Türkei eine Bestrafung 
wegen Verunglimpfung des türkischen 
Staates droht. Sucht ein Staat sein An- 
sehen und das seiner wichtigsten Ein- 
richtungen gegen diffamierende Äuße- 
rungen mit den Mitteln des Strafrechts 
zu schützen, so muß darin nicht immer 
— wieder Kläger wohl meint — eine asyl- 
erhebliche Verfolgung liegen. Abzu- 
stellen ist vielmehr darauf, ob der Täter 
mit der Strafdrohung ausschließlich 
oder zumindest auch aus einem der in 
Art. 1 Buchst. A GK genannten Grün- 
de oder aus anderen politischen Grün- 


den getroffen werden soll (Schmitt, 
ZAR 1981, S. 41). Ob indes das bei der 
in dem Strafverfahren gegen den Klä- 
ger maßgebenden Strafbestimmung des 
Art. 159 Abs. 1 des türkischen Strafge- 
setzbuches der Fall ist, braucht letztlich 
nicht geklärt zu werden. 

Denn eine asylbeachtliche Verfol- 
gungsfurcht rechtfertigt sich für den 
Kläger auf jeden Fall aufgrund der 
Mißhandlungen, die er während seiner 
mehrmaligen Haft im Rahmen des ge- 
gen ihn eingeleiteten Strafverfahrens 
erlitten hat. 

Diese Mißhandlungen (Schläge, Ein- 
sperren in einem gegen nächtliche Win- 
terkälte nicht geschützten Raum und 
ähnliches) stellten eine politische Ver- 
folgung dar. Sie beeinträchtigten die 
körperliche Unversehrtheit und die 
Ehre des Klägers in einer die Men- 
schenwürde verletzenden Weise. 


„Weitere Quälereien 


möglich” 


Der Kläger hat aufgrund dieser Erleb- 
nisse auch heute noch begründete 
Furcht vor politischer Verfolgung. 
Einem Asylbewerber, der bereits ein- 
mal politisch verfolgt war, ist die Rück- 
kehr in seine Heimat nur zuzumuten, 
wenn eine Wiederholung der Verfol- 
gungsmaßnahmen mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen ist 
(BVerfG a.a.O.). Es muß mehr als nur 
überwiegend wahrscheinlich sein, daß 
der Asylsuchende im Heimatstaat vor 
solchen Maßnahmen sicher ist; lassen 
sich ernsthafte Bedenken nicht ausräu- 
men, so wirken sie sich zugunsten des 
Asylbewerbers aus aund führen zu sei- 
ner Anerkennung (BVerwG, Urt. v. 
31.3.1981, BayVBil. 1981, S. 662). Ge- 
rade so liegt es im Fall des Klägers. Er 
muß damit rechnen, daß er aufgrund 
des gegen ihn schwebenden Strafver- 
fahrens umgehend festgenommen wird, 
sobald er türkischen Boden wieder be- 
tritt, Darüber hinaus steht nicht ohne 
jeden vernünftigen Zweifel fest, daß 
ihm dann derartige Quälereien, wie sie 
ihm früher zugefügt worden sind, er- 
spart bleiben. Nach wie vor wird über 
Folterungen in türkischen Gefängnis- 
sen berichtet (‚Neue Zürcher Zeitung‘, 
17./18.4.1981 und 10./11.5.1981; ‚Die 
Welt‘, 11.2.1981; ‚Frankfurter Rund- 
schau‘, 17.2.1981; ‚Der Spiegel‘, 
Nr. 12/81, 16.3.1981, S. 156). Die 
Kammer geht zwar davon aus, daß der- 
artige Erscheinungen unter den seit 
September 1980 herrschenden Militärs 
nicht die Regel sind und durchweg 
strafrechtlich verfolgt werden. 
Andererseits kann sie dann, wenn — wie 
vorliegend — ein Türke in heimischer 
Haft bereits einmal gepeinigt worden 
ist, nicht völlig vorbehaltlos sagen, daß 
ihm derartiges nicht wieder zustößt. 
Fortsetzung Seite 28 
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Das gilt um so mehr, wenn es sich — 
wie beim Kläger — um einen politi- 
schen‘ Täter handelt, der sich zudem 
als ein Anhänger linksgerichteter Auf- 
fassungen bekannt hat. Diese Perso- 
nengruppen sollen Folterungen in der 
Türkei am ehesten ausgesetzt sein 
(Auskunft von amnesty international 
an VG Stade vom 3.8.1981; ‚Die 
Welt‘, a.a.O.). Für asylerhebliche Vor- 
gänge außerhalb des Gastlandes, zumal 
solche, die sich vor der Flucht ereignet 
haben (Vorfluchtgründe), braucht mit 
Rücksicht auf den für den Asylbewer- 
ber gegebenen Beweisnotstand kein 
voller Beweis erbracht zu werden; sie 
sind nur hinreichend glaubhaft zu ma- 
chen (BVerwgE Bd. 55, S. 82, 86 = 
NJW 1978, S. 2463 = DVBl. 1978, 
S. 883 = DÖV 1978, S: 447). Das hat 
der Kläger hinsichtlich der für sein Kla- 
gebegehren entscheidenden Umstände, 
insbesondere der Mißhandlungen in 
türkischer Haft, getan. Er hat diese 
Mißhandlungen anschaulich und bis in 
wesentliche Einzelheiten präzis be- 
schrieben. 

Einer begründeten Verfolgungsfurcht 
des Klägers steht nicht entgegen, daß 
er die Türkei mit einem Reisepaß ver- 
ließ, der im März 1976 und damit erst 
nach den Vorkommnissen im August 
1975 ausgestellt worden war. Die Er- 
teilung des Reisepasses bedeutete kei- 
neswegs, daß sich das Strafverfahren 
gegen ihn erledigt hatte. Einmal war 
der Paß nur bis Ende Juni 1976 und 
damit ungewöhnlich kurz befristet. 
Darüber hinaus hat das türkische Straf- 
gericht das zuständige deutsche Gericht 
etwa ein dreiviertel Jahr nach dem 
Weggang des Klägers um dessen Ver- 
nehmung ersucht und damit deutlich 
werden lassen, daß das Strafverfahren 
fortgesetzt werden sollte. 

Zuungunsten des Klägers kann sich 
auch nicht auswirken, daß er sich erst 
gut eineinviertel Jahr nach seiner Ein- 
reise in die Bundesrepublik um die Ge- 
währung von Asyl bemüht hat. Wie er 
glaubhaft bekundet, ist er auf die Be- 
deutung eines Asylantrages erst auf- 
merksam geworden, als er sich wegen 
seiner für Juli 1977 anberaumten Ver- 
nehmung vor dem ersuchten deutschen 
Gericht mit einem Rechtsanwalt in 
Verbindung setzte. 

Nach alledem führt die Klage zum Er- 
folg.“ 

Einsender: RA Dr. Rolf Geffken, 
Hamburg. 


Anmerkung des Einsenders: 

Die Asylrechtsentscheidung des 
Verwaltungsgerichts Hamburg vom 
15.6.1981 gehört zu den knapp 
0,3% stattgebenden Urteilen in 
Asylrechtssachen der Hamburger 
Verwaltungsgerichte 1981. Bei tür- 
kischen Asylbewerbern handelte es 
sich um die im ersten Halbjahr 
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1980 einzige in vollem Umfang der 
Klage stattgebende Entscheidung. 
Um so wichtiger ist es, die Argu- 
mentation in der Begründung der 
Entscheidung genau zu untersu- 
chen. 


„Mißhandlungen 
politisch intendiert’’ 


Der Kläger hatte die Türkei bereits 
1976 — also immerhin 4 Jahre vor 
dem Militärputsch vom September 
1980 — verlassen. 

Er hatte sich der Strafverfolgung 
eines türkischen Gerichts entzogen, 
vor dem er wegen Beleidigung des 
türkischen Staates angeklagt wor- 
den war (Art. 159 Abs. 1 TStGB). 
Zudem hatte er sich der Wehr- 
pflicht entzogen und war in der 
Bundesrepublik von Angehörigen 
der Terrororganisation „Graue 
Wölfe“ bedroht worden. Sein Asyl- 
gesuch hatte er im wesentlichen auf 
diese drei Verfolgungstatbestände 
gestützt. 

Überraschenderweise hat das Ver- 
waltungsgericht aber alle drei Fra- 
gen, insbesondere die, ob eine Ver- 
gleichbarkeit der Bestimmungen 
des türkischen Strafgesetzbuches 
etwa mit den §§ 90 a ff. des deut- 
schen StGB gegeben ist und der 
Kläger somit nicht als politisch ver- 
folgt anzusehen wäre, offengelas- 
sen. 

Das Gericht hat aber vom Kläger 
selbst als sekundär eingeschätzte 
Mißhandlungen während der Dau- 
er der Untersuchungshaft in der 
Türkei als erheblich für die Ent- 
scheidung angesehen. Der Kläger 
war in einem nach zwei Seiten hin 
offenen Raum inhaftiert und somit 
der nächtlichen Winterkälte ausge- 
setzt gewesen. 

Aufgrund des ihm gegenüber ge- 
machten Tatvorwurfes sieht das 
Verwaltungsgericht die politische 
Intention dieser Mißhandlung min- 
destens als indiziert an. 

Das Verwaltungsgericht bejaht 
auch die Frage, ob der Kläger bei 
einer Rückkehr in die Türkei heute 
mit weiteren Mißhandlungen zu 
rechnen hat. 


Diese Feststellung ist um so bemer- 
kenswerter, als sie erheblich ab- 
weicht von den höchst zweifelhaf- 
ten Versuchen einer Bundestagsde- 
legation, in der von der Militärdik- 
tatur regierten Türkei Unterschie- 


de zwischen „systematischer“ und 
„nicht systematischer“ Folter zu 
entdecken (vgl. hierzu Geffken, 
Menschenrechte in der Türkei, Blät- 
ter für deutsche und internationale 
Politik 1981, S. 1096). 

Verblüffend allerdings ist, woraus 
das Verwaltungsgericht die Glaub- 
würdigkeit der Darstellungen des 
Klägers schließt: Es habe bei seiner 
Darstellung „keinerlei Übertrei- 
bung“ vorgelegen, etwa dadurch, 
„daß er . . . wochenlang gequält 
worden sei“. Diese Argumentation 
könnte den Schluß nahelegen, daß 
bei der Schilderung der gerade heu- 
te in der Türkei anzutreffenden 
massiven Folterungen eine Un- 
glaubwürdigkeit der Darstellung 
anzunehmen ist, weil solche nach 
Aüffassung des Gerichts in der 
Türkei nicht vorkämen. Anderer- 
seits erkennt das Gericht ausdrück- 
lich den Tatbestand aktueller Fol- 
terungen in der Türkei an, wobei es 
allerdings — offenbar unter Rück- 
griff auf die Darstellungen des 
Auswärtigen Amtes — diese nicht 
als „Regel“-Erscheinungen an- 
sieht. 


„Folterpraxis 
vorhanden’’ 


Andererseits verdient ausdrück- 
liche Anerkennung, daß das Ge- 
richt explizit — insoweit entgegen 
den Darstellungen des Auswärti- 
gen Amtes — die Praxis der Folter 
in der Türkei gegenüber linksge- 
richteten Verfolgten ausdrücklich 
als gegeben betrachtet. 

Obwohl sich das Gericht selbst zur 
Frage der asylrechtlichen Relevanz 
des Strafverfahrens nicht äußert, 
erkennt es doch indirekt dessen 
Relevanz dadurch an, daß es die 
Nachfrage des türkischen Strafge- 
richts bei dem zuständigen deut- 
schen Gericht ein dreiviertel Jahr 
nach der Flucht des Klägers gegen- 
über der Erteilung des Reisepasses 
als relevanten Verfolgungsgesichts- 
punkt ansieht. Weder die Erteilung 
eines Reisepasses noch die „ver- 
spätete“ Antragstellung nach der 
Einreise werden vom Gericht ge- 
gen den Kläger ins Feld geführt. 
Diese andererseits von den Asyl- 
ämtern sehr häufig und sehr gerne 
benutzten Hinweise können und 
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„Verstöße 


gegen Grundgesetz’”’ 


Die „Initiative Solidarität mit 
den Demokraten der Türkei“ 
veranstaltete am 21.3.1982 ein 
Forum „gegen Ausländerfeind- 
lichkeit“ in Düsseldorf. Berei- 
che, in denen sich Ausländer- 
feindlichkeit extrem zeigt — be- 
sonders gegenüber den Mitbür- 
gern der Türkei —, wurden von 
den Teilnehmern des Forums 
nach den einführenden Refera- 
ten in Arbeitsgruppen unter- 
sucht. 

Prof. Liebe-Harkort machte deut- 
lich, daß die Beschlüsse über die 
„sozialverantwortliche Steuerung 
des Familiennachzugs“ in Wirklich- 
keit auf die Zerstörung von Ehe 
und Familie durch den Staat hin- 
ausläuft. Diese Beschlüsse „sind 
unsozial, unverantwortlich, fami- 
lienfeindlich und schüren den Aus- 
länderhaß. Sie widersprechen den 
Menschenrechten ebenso wie im 
Grundgesetz verankerten Grund- 
rechten.“ 

Als eine wichtige Ursache für die 
ausländerfeindlichen Äußerungen 
in der Bevölkerung wurde die offi- 
zielle Behandlung der Ausländer 
gesehen. Die vom Staat aus gesteu- 
erte politische Entmündigung der 


Ausländer hat auch zur Folge, daß 
die Bevölkerung z.T. die Verach- 
tung dieser zahlenmäßig so großen 
Gruppe übernimmt. „Ausländer- 
feindlich sind nicht nur die Arbeits- 
lage und Wohnsituation der auslän- 
dischen Familien, nicht nur ihre so- 
ziale und medizinische Versorgung, 
nicht nur die Möglichkeiten ihrer 
kulturellen Entfaltung, nicht nur 
die schulischen Möglichkeiten der 
Kinder und damit auch ihre berufli- 
chen Perspektiven. Ausländer- 
feindlich ist ihre gesellschaftliche 
Position in diesem Lande“, so Prof. 
Liebe-Harkort. 


Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Klaus Thüsing kritisierte die 
Rechtsunsicherheiten, in denen die 
Ausländer hier leben müssen. Die- 
se schüchtern die demokratischen 
Kräfte der Türkei in der BRD ein. 
Er appellierte auch an die Gewerk- 
schaften, sich für die Gleichberech- 
tigung der ausländischen Kollegen 
einzusetzen und ihre Leistungen 
angemessen zu bewerten. Peter 
Schütt wies in seinem Beitrag auf 
den Wahlerfolg der Kieler „Liste 
für Ausländerbegrenzung“ hin, an 


der man erkennen kann, daß die 
neofaschistische Ausländerhetze 
auf fruchtbaren Boden fällt. Eine 
zentrale Bedeutung im Kampf ge- 
gen die Ausländerfeindlichkeit 
kommt der Auseinandersetzung 
mit der Behauptung „Ausländer 
nehmen den Deutschen die Ar- 
beitsplätze weg“ zu. Gerd Siebert 
wiederlegte diese Behauptung in 
seinem Beitrag und erklärte, daß 
die ausländischen Kollegen mehr 
noch als die Deutschen von den 
Folgen der Wirtschaftskrise betrof- 
fen sind. 

Während 8,2% der deutschen Kol- 
legen arbeitslos sind, beträgt der 
Prozentsatz der ausländischen Kol- 
legen 12%. Bestimmte Wirt- 
schaftsbereiche würden ohne die 
ausländischen Kollegen zusammen- 
brechen. Berufe mit niedrigem So- 
zialprestige sind besonders den 
Ausländern vorbehalten. So sind 


Prof. Meyer-Ingwersen wies darauf 
hin, daß immer mehr vom ur- 
sprünglichen Integrationskonzept 
abgerückt wird und von den Kul- 
tusbehörden die Bildung von aus- 
ländischen' Regelklassen vorberei- 
tet wird, das heißt die Abtrennung 
der Ausländerkinder von den deut- 
schen Kindern. 

Schon in der Vergangenheit wur- 
den die ausländischen Schüler in 
den Vorbereitungsklassen nicht ge- 
nügend auf den Unterricht in den 
deutschen Regelklassen vorberei- 
tet, auch konnte dieses nicht ge- 
schehen, weil selbst die Lehrer kei- 
ne entsprechende Ausbildung er- 
hielten. 


Ute Jochimsen wies in ihrem Bei- 
trag darauf hin, daß ca. 14,5 Mio. 
Menschen einen Anspruch auf eine 
Sozialwohnung haben, es aber nur 
für 4,2 Mio. Menschen eine gibt. 
Sie zeigte aut, dal auch bei der 
Wohnungssuche die Ausländer be- 
sonders diskriminiert werden. 
Horst Martin brachte vielfältige 
Beispiele, wie man praktische und 
politische Solidarität mit den aus- 
ländischen Nachbarn, Freunden 
und Kollegen üben kann. 

Von diesem Forum wird eine Bro- 
schüre veröffentlicht, die man bei 
der „Initiative Solidarität mit den 
Demokraten der Türkei“, 

c/o Karl-Heinz Stommel, 

Postfach 100682, 

4100 Duisburg, beziehen kann. .® 
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MHP-Funktionär als Biedermann 


Gesuchter 


„Grauer Wolf’ 
kauft Immobilien 


Im April letzten Jahres erklär- 
te noch der hessische Innen- 
minister Griess im hessl- 
schen Landtag: 

„Der türkische Staatsa 

rige Musa Serdar Gelebi Ist zur 
Zeit Im Besitz einer zum Be- 
such einer Sprachschule ein- 
geschränkten Aufenthalts- 
erlaubnis bis zum 30. Juni 1981 
... Deutschen und türkischen 
Zeitungsberichten zufolge wird 
Çelebi in der Türkel mit Haft- 
befehi gesucht. Ihm wird die 
Betelllgung an mehreren Terro- 
ranschlägen vorgeworfen. Ein 
Internationales Fahndungser- 
suchen liegt Jedoch nicht vor.” 
(Drucksache 9/4574). 


In der Zwischenzeit kamen selbst 
Militärstaatsanwälte in Ankara 
nicht umhin, die direkten Bezie- 
hungen zwischen der Terrororga- 
nisation MHP und ihrer Nieder- 
lassung in Europa, der Türk- 
Föderation, offenzulegen. Wäh- 
rend des Verlaufs des MHP-Ver- 
fahrens stellte sich immer mehr 
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heraus, daß Çelebi nicht nur in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzen- 
der der Türk-Föderation, sondern 
bereits während seiner äußerst ak- 
tiven Tätigkeit in der Türkei in 
dieser Terrororganisation eine 
wichtige Rolle gespielt hatte. 
Spätestens seitdem bekannt wur- 
de, daß der Papstattentäter Agca 
trotz aller Warnungen monatelang 
in der Bundesrepublik frei herum- 
laufen konnte, wundert sich nie- 
mand mehr über die duldende Un- 
tätigkeit der bundesdeutschen Be- 
hörden gegenüber rechtsextremi- 
stischer türkischer Terroristen. 

Es dürfte jedoch durchaus interes- 
sant sein zu erfahren, wie der em- 
sige Sprachschüler mit einer ein- 
geschränkten Aufenthaltserlaub- 
nis” das nötige Kleingeld zusam- 
menbrachte, das für einen Immo- 
bilienkauf sicherlich erforderlich 
gewesen ist. 

Es bleibt abzuwarten, ob der Fall 
»Çelebi”, für den eigentlich die 
Kriminalpolizei zuständig sein 
sollte, zumindest die Steuerfahn- 
der auf den Plan rufen wird! 
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Asylurteil 


(Fortsetzung von Seite 25) 


dürfen in der Tat nicht zur Negie- 
rung einer tatsächlich vorhandenen 
politischen Verfolgung führen. Es 
gibt keine „Meldepflicht“ für poli- 
tisch Verfolgte. Wesentliche Kom- 
pensation der politischen Verfol- 
gungsangst ist die erfolgreiche 
Flucht, nicht die Antragstellung 
beim Asylamt. Wenn dies dem ein- 
zelnen politisch Verfolgten auch 
klar ist, so gilt dies noch lange nicht 
für die Asylämter. Auch insoweit 
ist die Entscheidung des Verwal- 
tungsgerichts Hamburg durchweg 
zu begrüßen. ® 


Nationale Frage 


(Fortsetzung von Seite 14) 


die Einheit der kurdischen Nationali- 
sten in den verschiedenen Ländern er- 
reichen wollen und dabei von der 
Gründung eines Großkurdistan aus- 
gehen. Diese Einflüsse verzögern und 
erschweren zusätzlich den gemeinsa- 
men Kampf der kurdischen Demo- 
kraten mit den fortschrittlichen, de- 
mokratischen Kräften in den jeweili- 
gen Ländern, wie das teilweise auch 
in der Türkei zu beobachten ist. 
Eine kurdische Losung bei den dies- 
jährigen Newroz-Feierlichkeiten lau- 
tete: „Biji pistahevgirtin û hevkariya 
demokratên p&sveruyen Kurd ü 
Tirk” (Es lebe die Solidarität und Zu- 
sammenarbeit der kurdischen und 
türkischen fortschrittlichen Demo- 
kraten). In der Tat gelangen immer 
mehr türkische und kurdische Demo- 
kraten zu der Einsicht, daß Erfolge 
im Kampf für Frieden und Demokra- 
tie, im Kampf gegen die herrschende 
Militärdiktatur nur auf der Grundla- 
ge der Einheit aller demokratischen, 
antiimperialistischen Kräfte des Lan- 
des erzielt werden können. Das kur- 
dische Volk in Türkei-Kurdistan ist 
eines der wichtigsten Bestandteile die- 
ser Einheit. Genauso gilt, daß die Be- 
freiung des kurdischen Volkes von 
der rassistischen Unterjochung nur 
durch gemeinsames Vorgehen der 
konsequent demokratischen Kräfte in 
der ganzen Türkei erreicht werden 
kann. 

Gerade in der Emigration, im Aus- 
land, kommen auf die türkischen und 
kurdischen Demokraten besondere 
Aufgaben zu: Hier sind auf beiden 
Seiten die Möglichkeiten größer, die 
verbliebenen nationalistischen Eng- 
stirnigkeiten zu überwinden; sie müs- 
sen mit aller Kraft gegen jegliches 
Hindernis angehen, das ihr gemeinsa- 
mes Vorgehen für ihre gemeinsamen 
Interessen erschwert. 


SDAJ-Bundeskongreß in Düsseldorf 


Solidarität 


mit ausländischen 
Jugendlichen 


Unter zahlreichen internationa- 
len Gästen nahm auch der Vor- 
sitzende des Progressiven Ju- 
gendverbandes IGD, Ahmet 
Muhtar Sökücü, am 6./7. April 
1982 in Düsseldorf an dem 7. 
SDAJ-Bundeskongreß teil. In 
seiner Grußansprache vermittel- 
te Sökücü die solldarischen Grü- 
Be der fortschrittlichen Jugend 
aus der Türkei und wies auf die 
Bedeutung der Internationalen 
Solldarität hin. 

Während des Kongresses stellte 
der SDAJ einen umfangreichen 
Forderungskatalog zur rechtli- 
chen, sozialen und politischen 
Lage der in der BRD lebenden 
ausländischen Jugendlichen 
auf. 

Nachstehend einige Auszüge 
aus diesem Forderungskatalog: 


Ausländische Kollegen sind Teil der 
Arbeiterklasse unseres Landes 


Die SDAJ geht davon aus, daß die bei 
uns arbeitenden und lebenden auslän- 
dischen Kolleginnen und Kollegen Teil 
unserer Arbeiterklasse, die ausländi- 
schen Jugendlichen Teil der Arbeiter- 
jugend unseres Landes sind. Unsere 
ausländischen Altersgenossen haben 
den gleichen Gegner wie deutsche Ar- 
beiterjugendliche: das Großkapital und 
die bürgerlichen Politiker. 

Diejenigen, die Schuld an massenhafter 
Jugendarbeitslosigkeit und mieser Be- 
rufsausbildung sind, haben ein Interes- 
se an der besonderen Benachteiligung 
der jungen Ausländer. Deshalb dürfen 
sich deutsche und ausländische Jugend- 
liche nicht auseinanderdividieren las- 
sen, sondern müssen miteinander le- 
ben, arbeiten und kämpfen, gemeinsam 
gegen Bildungsnotstand und Jugendar- 
beitslosigkeit, gemeinsam gegen Dis- 
kriminierung vorgehen. 

Ausländische Jugendliche sind unsere 
Freunde, wir lernen voneinander, ar- 
beiten gemeinsam und verbringen un- 


sere Freizeit zusammen. Davon lassen 
sich die Mitglieder der SDAJ leiten. 


Ausländische und deutsche Jugendli- 
che: Gemeinsam für die Grundrechte 
der Jugend! 


@ Die vorhandenen Rechte und Mög- 
lichkeiten in allen Lebensbereichen, 
die für deutsche Jugendliche erreicht 
worden sind, müssen in vollem Maße 
auch für die ausländischen Jugendli- 
chen gelten. 

@ Der gemeinsame Kampf gilt der so- 
zialen und rechtlichen Gleichstellung 
ausländischer und deutscher Jugendli- 
cher. Unsere ausländischen Freunde 
müssen vor allem bei ihrer sprachlichen 
Entwicklung, der Pflege ihrer kulturel- 
len Traditionen und in der Bildung be- 
sonders gefördert werden. 

@ Deutsche und ausländische Jugend- 
liche müssen gemeinsam gegen den 
Abbau von erkämpften Rechten und 
für die Verwirklichung der Grundrech- 
te der Jugend eintreten. 


Recht auf Bildung 


@ Mehr Kindergärten und vorschuli- 
sche Einrichtungen sind notwendig. 
Die Kinder ausländischer Kollegen 
müssen in gleichem Maße wie die deut- 
schen Kinder das Recht auf den Besuch 
solcher Einrichtungen erhalten. 

@ Zur Verwirklichung des Rechts auf 


Bildung für deutsche wie für ausländi- 
sche Schüler muß das dreigliedrige 
Schulsystem beseitigt werden. Wir 
brauchen die demokratische Gesamt- 
schule, Ganztagsform als Regelschule. 
In den Gesamtschulen sollen deutsche 
und ausländische Jugendliche gemein- 
sam unterrichtet werden. Hier müssen 
für ausländische Jugendliche Vorberei- 
tungsklassen eingerichtet werden, in 
denen mit zweisprachigem Unterricht 
der Übergang auf Regelschulen vorbe- 
reitet wird. 

@ Die Dauer von Vorbereitungsklas- 
sen darf zwei Jahre nicht übersteigen. 
Sie müssen mit dem Übergang in Re- 
gelklassen enden. 

In Vorbereitungsklassen müssen so- 
wohl deutsche wie auch ausländische 
Lehrer nach einheitlichen Unterrichts- 
inhalten zweisprachig unterrichten. 


@ Es müssen mehr Lehrer eingestellt 
werden, die in kleineren Klassen unter- 
richten. Vorrangig in Vorbereitungs- 
klassen und solchen Regelklassen, in 
denen deutsche und ausländische Schü- 
ler gemeinsam unterrichtet werden, 
muß die Klassengröße auf 15 Schüler 
beschränkt .werden. 


@ In Vorbereitungsklassen und in Re- 
gelklassen mit ausländischen Schülern 
muß den ausländischen Jugendlichen 
die Möglichkeit gegeben werden, sich 
mit Sprache und kulturellen Traditio- 
nen ihrer Heimatländer zu beschäfti- 
gen. 


@ In allen Bundesländern müssen 
Lehrerstudenten im Rahmen ihres Stu- 
diums auf den Unterricht mit ausländi- 
schen Jugendlichen besonders vorbe- 
reitet werden. Das betrifft die Vermitt- 
lung von Grundkenntnissen der Spra- 
chen ebenso wie Kenntnisse über Le- 
bensweise und kulturelle Traditionen 
der Herkunftsländer ausländischer Ju- 
gendlicher. 


® Für alle Lehrer müssen entspre- 
chende Fortbildungsmaßnahmen ange- 
boten werden. Dafür sind sie vom Un- 
terricht freizustellen. Durch zusätzliche 
Lehrkräfte muß gesichert werden, daß 
dies nicht zu Unterrichtsausfall führt. 


@ Schüler und Eltern müssen ebenso 
wie die DGB-Gewerkschaften und die 
demokratischen Organisationen der 
ausländischen Kollegen in der BRD 
wirksame Mitbestimmungsrechte auf 
die Unterrichtsinhalte erhalten. Die 
Unterrichtsinhalte müssen der Völker- 
freundschaft und einer wirklichen Frie- 
denserziehung dienen. Chauvinistische 
und faschistische Lehrinhalte müssen 
aus dem. Unterricht verbannt werden. 
Das gleiche gilt für faschistische Lehr- 
kräfte. 


@ Nationalschulen lehnt die SDA)J 
ebenso ab wie Nationalklassen als Re- 
gelklassen oder ausschließlich mutter- 
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sprachlich unterrichtete Klassen an un- 
seren Schulen. 


Recht auf eine umfassende Berufsvor- 
bereitung und Berufsausbildung 


@ Ausländischen Jugendlichen und 
ihren Eltern sind umfassende zweispra- 
chige Informationen über die Möglich- 
keiten der Aufnahme einer Berufsaus- 
bildung zu geben. 

© MBSE-Kurse müssen abgeschafft 
werden. Statt dessen müssen vollzeit- 
schulische Kurse für junge Ausländer 
an den Berufsschulen eingerichtet wer- 
den. Sie müssen Ausländern einen 
Schulabschluß ermöglichen und auf die 
Aufnahme einer Ausbildung vorberei- 
ten. 

In diesen Kursen muß zweisprachig un- 
terrichtet werden. 

® Keine Mittelkürzungen für die Vor- 
bereitung junger Ausländer auf die Be- 
rufsausbildung. Notwendig ist eine we- 
sentliche Ausgabensteigerung in die- 
sem Bereich. 

® Wenn ausbildungsvorbereitende 
Maßnahmen für junge Ausländer in 
Zusammenarbeit mit Betrieben durch- 
geführt werden, dürfen sie nicht dazu 
dienen, den Betrieben billige Arbeits- 
kräfte zuzuführen. Es ist anzustreben, 
daß Kooperationsbetriebe für die aus- 
bildungsvorbereitenden Kurse allen in 
diesen Kursen befindlichen ausländi- 
schen Jugendlichen qualifizierte Lehr- 
stellen anbieten. 


Recht auf Arbeits- und Ausbildungs- 
plätze 


@ Die Bundesregierung muß Sofort- 
maßnahmen zur Schaffung von Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätzen für deutsche 
und ausländische Jugendliche beschlie- 
Ben. 

® Die Großbetriebe, besonders in 
Gebieten mit hohem Ausländeranteil, 
müssen verpflichtet werden, einen be- 
stimmten prozentualen Anteil ihrer 
Ausbildungsplätze für junge Ausländer 
anzubieten. Alle Ausbildungsberufe 
müssen für ausländische Jugendliche 
geöffnet werden. 


@ Vorrangig in Gebieten mit hohem 
Anteil ausländischer Jugendlicher muß 
der Berufsschulunterricht wesentlich 
verbessert werden. Dazu gehört die 
Reduzierung der Klassengrößen, die 
Verbesserung der materiellen Ausstat- 
tung der Berufsschulen, zweisprachiges 
Unterrichtsmaterial und die Einrich- 
tung von Förderkursen für ausländi- 
sche Lehrlinge. 

Die Zahl der Lehrer muß erhöht, in 
größerem Umfang auch ausländische 
Lehrkräfte hinzugezogen werden. 

® Ausländische Arbeiter und Ange- 
stellte müssen systematisch auf ihr 
Recht auf Wahrnehmung von Bil- 
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dungsurlaub und Weiterbildungsmaß- 
nahmen hingewiesen werden, 


Das Grundrecht auf sinnvolle Freizeit 
auch für ausländische Jugendliche er- 
kämpfen! 


@ Der Mietwucher gegen ausländi- 
sche Kolleginnen und Kollegen muß 
unterbunden werden! 

Ausländischen Familien müssen men- 
schenwürdige Wohnungen zu tragba- 
ren Mieten angeboten werden. 

@ Der Wohnungsnot ist durch ver- 
stärkten Bau von Sozialwohnungen 
Einhalt zu gebieten. 

® Altbaustadtteile müssen, bei Wah- 
rung der Rechte der Mieter vorrangig 
saniert werden. 

@ Bei allen Maßnahmen des Woh- 
nungsbaus und der Städteplanung muß 
der Bildung von „Gettos“ für ausländi- 
sche Freunde entgegengewirkt werden. 
® Vor allem in Stadtteilen mit über- 
durchschnittlicher Zahl an ausländi- 
schen Kollegen sind Beratungssstellen 
einzurichten, die ihnen in ihrer Mutter- 
sprache die notwendigen Informatio- 
nen und Hilfen zu ihrer Wohnungs- 
und Lebenssituation geben können. ' 
© Überall müssen mehr Freizeitein- 
richtungen mit verbesserter materieller 
Ausstattung und vielfältigem Angebot 
eingerichtet werden, über deren Pro- 
gramm die Besucher selber bestimmen. 
® In allen Freizeitheimen, insbeson- 
dere in Gebieten mit einem hohen An- 
teil ausländischer Jugendlicher, müssen 
ausländische Sozialarbeiter und Päd- 
agogen eingesetzt werden. Deutschen 
Sozialarbeitern müssen Fortbildungs- 
angebote gemacht werden, in denen 
sie Grundkenntnisse der. Sprachen so- 
wie der Lebensweise und kulturellen 
Traditionen der Heimatländer der aus- 
ländischen Jugendlichen erhalten. 


Rechtliche Lage der ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen verbessern! 


® Alle ausländischen Arbeiter und ih- 
re Angehörigen, die bei uns leben, 
müssen das Recht haben, die Dauer ih- 
res Aufenthaltes selbst zu bestimmen. 
Die Aufenthaltserlaubnis darf nicht auf 
bestimmte Gebiete beschränkt werden. 
@ Die Arbeitserlaubnis darf nicht an 
bestimmte Betriebe oder Branchen ge- 
bunden sein. Alle Ausländer, die bei 
uns leben, müssen nach fünf Jahren oh- 
ne einschränkende Regelungen das un- 
befristete Aufenthaltsrecht erħalten. 

© Mit der Erteilung des Aufenthalts- 
rechtes müssen alle Ausländer das akti- 
ve und passive Wahlrecht erhalten. 

® Wartefristen, die die Arbeitsauf- 
nahme oder den Beginn einer Berufs- 
ausbildung behindern, müssen beseitigt 
werden. 

@ Das Recht auf Familienzusammen- 
führung ist uneingeschränkt zu gewähr- 


leisten. Die SDAJ fordert, daß alle 
Maßnahmen, die dem entgegenstehen, 
stehen, 
sofort zurückgenommen werden. 
@ Ausländische Kollegen, die in ihrer 
Heimat den Militärdienst ableisten, 
müssen das Recht auf Erhalt ihres Ar- 
beitsplatzes in der BRD haben. 
® Ausländische Kolleginnen und Kol- 
legen müssen das Recht haben, sich ak- 
tiv in demokratischen Organisationen 
politisch zu betätigen, damit sie unein- 
geschränkt an den Kämpfen der Arbei- 
terbewegung teilhaben können. 
@ Ausländische Kollegen müssen 
ebenfalls die uneingeschränkte Mög- 
lichkeit haben, sich in eigenen demo- 
kratischen Organisationen zusammen- 
zuschließen und zu betätigen. Das Ver- 
bot der Generalunion Palästinensischer 
Arbeiter (GUPA) und der General- 
union Palästinensischer Studenten 
(GUPS) ist aufzuheben. 
@ Der in $ 16 des Grundgesetzes ver- 
ankerte Grundsatz: „Politisch Verfolg- 
te genießen Asylrecht“ muß vollständig 
realisiert werden. 


Ausländerfeindlichkeit in der BRD be- 
kämpfen! Gegen reaktionäre Entwick- 
lungen! 


® Ausländerfeindliche Hetze muß 
verboten und unter Strafe gestellt wer- 
den! 

© Die NPD-Aktion „Ausländer- 
stopp“ muß ebenso verboten werden 
wie die NPD und alle anderen faschisti- 
schen Gruppierungen. 

© In allen Medien muß das Verständ- 
nis für unsere ausländischen Freunde 
gefördert werden. Es müssen Berichte 
und Informationen zur Lage der Aus- 
länder in unserem Land und über ihre 
Heimatländer, die politischen Struktu- 
ren und ihre Kultur veröffentlicht wer- 
den. Demokratische Ausländervereine 
müssen an der Erarbeitung beteiligt 
werden. 

® Die SDAJ fordert das Verbot der 
reaktionären Ausländerorganisationen. 
Die tätigkeit der türkischen „Grauen 
Wölfe“ und der sogenannten Ideali- 
stenvereine muß unterbunden werden! 
® Die Unterstützung reaktionärer 
Regimes durch die Bundesregierung 
muß sofort beendet werden. Statt des- 
sen ist die Tätigkeit der demokrati- 
schen Organisationen der in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden 
Ausländer zu unterstützen. Die Zu- 
sammenarbeit von Bundes- und Län- 
derbehörden mit den Geheimdiensten 
reaktionärer Regimes zur Verfolgung 
ausländischer Kolleginnen und Kolle- 
gen, die bei uns leben, muß beendet 
werden. Die Botschaften und andere 
Vertreter von reaktionären Regimes 
dürfen keinen Einfluß auf Bildung, 
Ausbildung, Arbeit und alle anderen 
Lebensbereiche ihrer Staatsbürger ha- 
ben, die in der Bundesrepublik leben 
und arbeiten. e 


Bei den OÖstermärschen am 
10.4.-11.4.1982 nahmen Hunder- 
tausende teil und forderten Frie- 
den durch Abrüstung. Auch hier 
lebende und arbeitende Kolle- 
gen aus der Türkei nahmen am 
Ostermarsch ’82 teil. 

Am 10.4. sprach in Arsbeck der 
Vorsitzende der Metaller-Ge- 
werkschaft MADEN-IS und Mit- 
glied des DISK-Vorstandes, Meh- 
met Karaca. Karaca, der auch 
Mitglied des Präsidiums des 
Friedenskomitees der Türkei ist, 
protestierte entschieden gegen 
die Verhaftung der Mitglieder 
des Friedenskomitees in der Tür- 
kei und rief zur Solidarität mit 
den 52 DISK-Gewerkschaftern 
auf. ° 


Geschichte der 
Arbeiterklasse 


(Fortsetzung von Seite 17) 


konnte, nur so ist es mir möglich 
gewesen, die Aufgabe zu bewälti- 
gen, aber wie schon gesagt, der 
Umfang neuer Erkenntnisse, die 
neuen Kommentare und die nötig 
gewordene Korrektur einiger theo- 
retischer Verzerrungen lassen es 
mir berechtigt erscheinen, hier 
von einem neuen Werk zu schrei- 
ben.” 

Die Autorin, als engagierte Wis- 
senschaftlerin und Kolumnistin, 
aber auch als aktives Mitglied des 
Friedenskomitees der Türkei von 
der Junta steckbrieflich gesucht, 
mußte ihr Buch notgedrungen oh- 
ne Zugangsmöglichkeit zu weite- 
ren Quellen und Dokumenten in 
der Türkei beenden. Sie weist in 
ihrem Vorwort auch darauf hin, 
daß es heute, unter den Bedingun- 
gen dieser Militärdiktatur, unmög- 
lich geworden ist, ein derartiges 
oder ähnliches Werk über die Ent- 
stehung und Entwicklung der Ar- 
beiterklasse zu veröffentlichen. 
„Ich hoffe nicht nur, ich bin zuver- 
sichtlich,” heißt es weiter in dem 
Vorwort: „daß dieses Buch eines 
Tages in einer freien und demo- 
kratischen Türkei erneut vervoll- 
ständigt und verlegt wird.” 

Die vorliegende, sorgfältig editier- 
te Veröffentlichung, die sich vor 
allem für Bildungsseminare'und in 
der Gewerkschaftsarbeit mit den 
Kollegen aus der Türkei unent- 
behrlich machen wird, hat Aus- 
‚sicht, den diesbezüglichen Erfolg 
der ersten Auflage noch zu über- 
treffen. 


Interview 
(Fortsetzung von Seite 22) 


Türkei-Informationen: Nach unseren 
Informationen waren Sie maßgeblich 
an der Gründung eines Vereins der In- 
ternationalen Freundschaft beteiligt. 
Welche Beweggründe hatten Sie, el- 
nen solchen Verein zu gründen, wel- 
che Ansätze und Erwartungen haben 
Sie und wie sieht die praktische Ar- 


beit des Vereins aus? 
Schuhmacher: Ich muß zunächst die 
Fragestellung etwas korrigieren: 


Maßgeblich war mein Einfluß sicher- 
lich nicht. Aber ich freue mich, daß 
es uns mit unseren Anstrengungen ge- 
lungen ist, diesen Verein auf den Weg 
zu bringen. 

Die Zielsetzung des Vereins ist sehr 
vielschichtig, aber vielleicht lassen 
sich zwei Schwerpunkte beschreiben. 
Zum einen wollen wir mit dem Ver- 
ein, unseren Mitteln und Möglichkei- 
ten entsprechend, dazu beitragen, 
daß unsere ausländischen Kollegin- 
nen und Kollegen, insbesondere die- 
jenigen aus der Türkei, als größte Be- 
völkerungsgruppe, besser in unserer 
Stadt zurecht kommen. Hierbei han- 
delt es sich nicht um große politische 
Aktivitäten, sondern häufig ganz ein- 
fach um praktische Fragen und auch 
um viel Kleinarbeit. Ein besonderes 
Anliegen ist es uns, das hier schon be- 
stehende Zentrum zu erhalten und 
nach Möglichkeit noch wesentlich 
auszubauen. Wie schon erwähnt, 
sind wir der Überzeugung, daß die 
Kollegen aus der Türkei eine Mög- 
lichkeit der Begegnung, daß sie 
Räumlichkeiten haben müssen, in de- 
nen sie ihre eigenen kulturellen Ver- 
anstaltungen, ihre Seminare durch- 


führen, unter sich sein können, da sie 
nach unserer Auffassung den ganz 
verständlichen Wunsch haben, ihre 
nationale Identität zu bewahren. Der 
zweite Schwerpunkt liegt darin, ein 
Ort der Begegnung zu sein, für alle 
Nationalitäten, eine Möglichkeit des 
miteinander Diskutierens und des ge- 
meinsamen Handelns zu eröffnen. 


Türkel-Informationen: Es gibt eine 
Reihe ähnlicher Organisationen In 
der Bundesrepublik, allerdings ein- 
malig ist es, daß angesehene Gewerk: 
schaftsfunktionäre des Ortes einem 
solchen Verein vorstehen. Welche Be- 
deutung kann man einem solchen::“ 
Verein beimessen, den Gewerkschaf- 
ter zur Verbreitung der internationa- 
len Freundschaft und Solidarität 
gründeten? 


Schuhmacher: Einmal ist es sehr na- 
heliegend, daß sich Gewerkschafter 
für solche Aufgaben zur Verfügung 
stellen, schließlich sind unsere auslän- 
dischen Kollegen fast ausschließlich 
Arbeitnehmer, zudem auch in hohem 
Maße Mitglied unserer eigenen Orga- 
nisation. Zum zweiten glaube ich 
aber auch, daß es sehr wichtig ist daß 
wir als Repräsentanten der Einheits- 
gewerkschaft einen solchen Verein 
betreiben. So erhält er von vornher- 
ein einen überparteilichen und über- 
konfessionellen Charakter, was ich 
für eine für seine Wirksamkeit ganz 
wesentliche Voraussetzung halte. 
Denn so hat er die Chance, integrie- 
rend zu wirken und auch ernster ge- 
nommen zu werden bei den Ge- 
sprächspartnern, die wir bei der Be- 
wältigung der Probleme in dieser 
Stadt so dringend brauchen. Alle an- 
deren, sicherlich auch begrüßenswer- 
ten Ansätze gemeinsamer Aktionen 
scheitern häufig daran, daß eine be- 
stimmte politische oder konfessionel- 
le Gruppierung einem solchen Verein 
seine wesentliche Prägung gibt. Aus 
solchen Erwägungen heraus haben 
wir Wert darauf gelegt, daß wir als 
verantwortliche Gewerkschaftsfunk- 
tionäre am Ort zu den Mitbegründern 
und Trägern dieses Vereins gehören. 
Es soll aber hier nicht der Eindruck 
entstehen, als ob dies in allen Ge- 
werkschaften unbestritten sei, bisher 
beschränkt sich das Engagement auf 
vier bis fünf Gewerkschaften. Wir 
müssen in den Kreisen unserer deut- 
schen Gewerkschaftskollegen noch 
viel mehr für diese Idee werben. 
Vielleicht können wir das aber am be- 
sten dadurch tun, daß wir nicht zu 
viel reden, sondern mit der konkreten 
Arbeit weitermachen. Der sich ein- 
stellende Erfolg ist immer der beste 
Werber für eine Sache. 


Türkel-Informationen: Wir danken für 
dieses Gespräch und wünschen wei- 
terhin viel Erfolg. 


Situation ausländischer Kinder und Jugendlicher 


Eltern gegen Kultusminister-Erlaß: 


„Keine »ausländische« 


Regelklassen’’ 


Der inzwischen vom Kultusmini- 
ster des Landes unterschriebe- 
ne Erlaß zur Bildungssituation 
ausländischer Kinder in Nord- 
rhein-Westfalen hat nicht nur 
bei den Lehrern, sondern auch 
bei den Eltern eine intensive 
Diskussion und Ablehnung aus- 
gelöst. Dies führte dazu, daß in 
einigen Städten türkische EI- 
terninitiativen gegründet wur- 
den. Öffentlich hervorgetreten 
sind bisher insbesondere die 
Initiativen in Recklinghausen, 
Gelsenkirchen, Köln und Duis- 
burg. 

Der Erlaß wurde Ende März vom 
Kultusminister unterschrieben. 


Er tritt zum 1.8.1982 in Kraft. Die- 


Tatsache, daß der Erlaß zu Be- 
ginn der Osterferien unterzeich- 
net wurde, läßt vermuten, daß 
eine erneute Protestwelle sel- 
tens der Lehrer und der Eltern 
auf diese Weise verhindert wer- 
den solite. 


Die Elteminitiativen haben öffent- 
liche Diskussionsveranstaltungen 
organisiert, an denen z.B. in Reck- 
linghausen etwa 300 und in Gelsen- 
kirchen 200 Eltern teilnahmen. 


Sie setzten sich insbesondere für 
folgende Forderungen ein: 


@ Die ausländischen Schüler soll- 
ten gemeinsam mit den deut- 
schen Kindern beschult werden. 

— Eine unverzichtbare Vorausset- 

zung dafür ist, wie betont wurde, 

die ausreichende Vorbereitung der 
ausländischen Kinder für den ge- 
meinsamen Unterricht in den Re- 
gelklassen. In den Vorbereitungs- 
klassen müßte man jedoch auch die 

Muttersprache berücksichtigen, be- 

sonders am Anfang gewisse Unter- 

richtsinhalte in der Muttersprache 
vermitteln, beide Sprachen aufein- 
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ander beziehen, so daß ein schritt- 
weiser, rationeller, für die Kinder 
nachvollziehbarer Übergang von 
der Muttersprache zur deutschen 
Sprache gewährleistet wird. 

— Daher sei die Bildung national- 
homogener Vorbereitungsklassen 
ebenso notwendig wie der Einsatz 
der ausländischen Lehrer in diesen 
Klassen. 

— Entschieden widersprachen die 
Eltern der im neuen Erlaß vorgese- 
henen Möglichkeit, daß Regelklas- 
sen aus nur ausländischen Schülern 
eingerichtet werden können. Man 
sieht hier eine Gefahr, daß so die 
Diskriminierung der ausländischen 
Schüler festgeschrieben und den in- 
tegrationsfeindlichen Tendenzen 
Tür und Tor geöffnet werden. 
Hierzu sagte ein Vater in Reckling- 
hausen: „Es kommt nicht darauf 
an, wieviel ausländische Schüler in 
einer Regelklasse sitzen. Es geht 
vielmehr darum, wie gut die aus- 
ländischen Schüler für den gemein- 
samen Unterricht in den Regelklas- 
sen vorbereitet wurden. Gerade 
hier liegt das Problem. Darum 
kommt eben einer guten Vorberei- 
tung eine enorme Bedeutung zu. 
Da diese Aufgabe vernachlässigt 
wird, leiden darunter ausländische 
wie deutsche Kinder. Diese Situa- 


tion wird leider dann gegen die Op- 
fer selbst ausgenutzt. Gegen unsere 
Kinder wird Stimmung gemacht. 
Bedauerlicherweise lassen sich 
manche deutsche Eltern in dieser 
Richtung manipulieren ...“. 

Eine Kernforderung, die sich durch 
alle Veranstaltungen sowie Unter- 
schriftenaktionen zog, betrifft den 
Muttersprachenunterricht, den Un- 
terricht über das Heimatland und 
den Religionsunterricht. Die Eltern 
fordern für diesen Bereich 5 - 6 Wo- 
chenstunden in der regulären Stun- 
dentafel. 

Für diese Forderungen haben die 
Elterninitiativen mehrere tausend 
Unterschriften gesammelt. Die 
Recklinghausener Elterninitiative 
hat die Unterschriften dem Kultus- 
ministerium vorgelegt und dort in 
einem Gespräch ihre Forderungen 
erläutert. 

Das Bemerkenswerte an dieser 
Entwicklung ist wohl die Tatsache, 
daß immer mehr türkische Eltern 
die Notwendigkeit sehen, sich für 
die Verbesserung der Bildungssi- 
tuation ihrer Kinder einzusetzen. 
Die obenerwähnten Initiativen ha- 
ben mit der Gewerkschaft Erzie- 
hung und Wissenschaft (GEW) zu- 
sammengearbeitet, was sicherlich 
als positiv einzuschätzen ist. Denn 


letztendlich wird wohl das gemein- 
same Vorgehen von Eltern und 
Lehrern nicht unwesentlich sein. 
Ebenso interessant ist der Aspekt, 
daß türkische Vereine unterschied- 
licher politischer Richtungen die 
Elterninitiativen unterstützten. 

Der Erlaß ist nunmehr unterschrie- 
ben. Die Elterninitiativen haben si- 
cherlich bei der Umformulierung 
der Entwürfe eine Rolle gespielt. 
Wenn man jedoch den Erlaß an 
den Forderungen der Elterninitiati- 
ven mißt, so kann man feststellen, 
daß wesentliche Forderungen nicht 
berücksichtigt wurden. 

Es ist zu erwarten, daß die Initiati- 
ven ihre Ziele weiterhin verfolgen 
und versuchen, sie zumindest an- 
satzweise durchzusetzen. e 


Auszüge aus dem 
Unterrichts-Erlaß 


von NRW: 


Betr.: Unterricht für ausländische 
Schüler 

Bezug: Runderlaß vom 24.5.1976 — 
ll A 4.36-6/1 Nr. 1460/76 — (GABI. 
NW, S. 279) 


1. Regelklassen 


1.1 Ausländische Schüler besu- 
chen grundsätzlich ebenso wie 
deutsche Schüler die Klassen in der 
für sie gemäß § 9 SchVG zuständi- 
gen Schule, in deren Schulbezirk 
bzw. -einzugsbereich sie wohnen 
(Regelklassen). 

1.2 Ausländische Schüler nehmen 
grundsätzlich am gesamten Unter- 
richt teil. Sie erhalten bei Bedarf zu- 
sätziichen Förderunterricht in 
Deutsch. 

1.3 Um deutsche und ausländische 
Schüler ihrer Leistungsfähigkeit 
entsprechend bestmöglich zu för- 
dern, ist in Klassen mit hohem Anteil 
von Schülern mit Sprachschwierig- 
keiten eine zeitweilige äußere Diffe- 
renzierung möglich. 

1.4 Sofern die organisatorischen, 
curricularen und personellen Vor- 
aussetzungen es zulassen, kann an 
Schulen der Sekundarstufe | Grie- 
chisch, Italienisch, Portugiesisch, 
Serbokroatisch, Spanisch und Tür- 
kisch als Muttersprache anstelle 
einer Pflichtfremdsprache angebo- 
ten werden. 

Die Entscheidung darüber trifft die 
obere Schulaufsichtsbehörde. 


1.5 Regelklassen, die ausschließ- 
lich von ausländischen Schülern be- 
sucht werden, sollen grundsätzlich 
‚vermieden werden. 


Sie dürfen von der Schulaufsicht nur 
im Einzelfall und nur in solchen Ge- 
bieten zugelassen werden, in denen 
der Ausländeranteil so hoch ist, daß 
eine die Integration fördernde Klas- 
senbildung gemeinsam für alle deut- 
schen und ausländischen Schüler 
nicht zustande kommen kann und 
alle anderen, für die Schüler zumut- 
baren pädagogischen und organisa- 
torischen Maßnahmen ausgeschöpft 
worden sind. 

Auch in diesen Klassen gelten 
gleichermaßen die allgemeinen 
Richtlinien und Lehrpläne. Die Un- 
terrichtssprache ist Deutsch. 

In jedem Fall sind im Schulbezirk 
bzw. im Schuleinzugsbereich ge- 
meinsame Veranstaltungen mit 
deutschen Schülern durchzuführen. 
Hinsichtlich des Muttersprachlichen 
Ergänzungsunterrichts wird auf Nr. 
5 verwiesen. 


2. Vorbereitungsklassen 


2.1 Für schulpflichtige ausländi- 
sche Schüler, deren Kenntnisse in 
der deutschen Sprache noch nicht 
die Teilnahme am Unterricht einer 
Regelklasse ermöglichen, werden 
bei Bedarf Vorbereitungsklassen 
eingerichtet. 


Ziel der Vorbereitungsklasse ist aus- 
schließlich die schnellstmögliche 
Eingliederung der ausländischen 
Schüler in die ihrem Alter oder ihrer 
Leistungsfähigkeit -entsprechende 
Regelklasse. ; 
Darum sollen die Schüler,in der 
deutschen Sprache so intensiv ge- 
fördert werden, daß ihre Verweildau- 
er in der Vorbereitungsklasse in der 
Regel zwei Jahre nicht überschrei- 
ten muß; ein vorzeitiger Übergang 
ist anzustreben. 

Für Schüler, die während des Schul- 
jahres den Schulbesuch aufnehmen, 
ist die Bildung weiterer Vorberei- 
tungsklassen („Auffangklassen“) bei 
Bedarf möglich. 


2.3 Vorbereitungsklassen sind Teil 
der Schule, an der diese eingerichtet 
werden; das gilt auch dann, wenn 
sie im Gebäude einer anderen Schu- 
le untergebracht sind. In einer Vor- 
bereitungsklasse sollen nicht mehr 
als zwei Jahrgänge unterrichtet wer- 
den. Bei „Auffangklassen“ kann 
hiervon abgewichen werden. 


2.7° Bestimmungen für den Unter- 
richt in der Grundschule 


2.7.2 Die Schüler beginnen mit 
dem Lese-Schreib-Lehrgang in der 
deutschen Sprache. 

2.7.3 Schüler, die später in das 
deutsche Bildungswesen eintraten 
(„Seiteneinsteiger“), wegen ihres Al- 
ters und mangelnder Deutschkennt- 
nisse einer Vorbereitungsklasse der 
Jahrgangsstufe 4 zugewiesen wur- 
den und innerhalb des laufenden 
Schuljahres nicht so hinreichend 
gefördert werden konnten, daß sie 
am Unterricht in der Regelklasse 5 
einer weiterführenden Schule teil- 
nehmen können, werden nicht ver- 
setzt und wiederholen die Vorberei- 
tungsklasse def Jahrgangsstufe 4 
oder gehen in die Regelklasse 4 
über. Bei Besuch der Regelklasse 4 
erhalten sie zusätzlichen Förderun- 
terricht oder nehmen an anderen 
Fördermaßnahmen der Klasse teil. 


5. Muttersprachlicher Ergän- 


zungsunterricht 


5.4 Voraussetzung für Einrichtung 
und Durchführung des Mutter- 
sprachlichen Ergänzungsunter- 
richts ist insbesondere die regelmä- 
Bige Teilnahme von mindestens 15 
Schülern gleicher Muttersprache. 
Über Ausnahmen entscheidet die 
untere Schulaufsichtsbehörde. An- 
gemeldete Schüler sind für die Dau- 
er eines Schuljahres zur regelmäßi- 
gen Teilnahme verpflichtet. ® 
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Kultur 


Am 21.1.1982 wäre Nazim Hik- 
met 80 Jahre alt geworden. Aus 
diesem Anlaß veranstaltete FI- 
DEF einen Kulturabend, an dem 
sich zahlreiche Kulturschaffen- 
de aus der Türkei und der Bun- 
desrepublik beteiligten. 


Die von ca. 2000 Menschen be- 
suchte Veranstaltung wurde mit 
einer Rede des Bildhauers Mehmet 
Aksoy eröffnet. Im weiteren Pro- 


grammverlauf trugen die Schau- 


spielerin Meral Taygun (Kollektiv- 
Theater West-Berlin) und der kur- 
dische Volkssänger Heval den Le- 
benslauf des Dichters, verbunden 


Im Krefelder Friedenschor wirken deutsche und ausl. Kollegen mit 


mit einem Abriß der historischen 
Entwicklung der Türkei bis zum 
heutigen Tage, vor. Der Beitrag 
der beiden Künstler wurde beglei- 
tet von Gedichten Hikmets, die 


Neo-Nazis stürmen 


Was die Nazis und ihre Verbünde- 
ten von Ausländern halten, ver- 
künden sie — mit staatlicher Dul- 
dung — täglich millionenfach mit 
ihren diversen Flugblättern, Zei- 
tungen, Plakaten und Wand- 
schmierereien. Ihre besonders 
ausgeprägte Allergie ‚gegenüber 
Kunst und Künstlern, zumal aus- 
ländischen Ursprungs, wurde Mit- 
te März in West-Berlin auf eine 
makabre Art erneut sichtbar: 

In der Nacht zum 15.116. März 
drangen sie in die Räume des 
Kollektiv-Theaters auf der Kant- 
straße ein und verwüsteten sie 
dermaßen, daß mehrtägige Reno- 
vierungsarbeiten erforderlich 
wurden. Sie gaben sich damit 
nicht zufrieden, daß sie das ge- 
samte Mobiliar und alle Kostüme, 
Accessoires und Dekorteile des 
kleinen Ensembles zerkleinerten: 
Sie vergaßen nicht, an den Wän- 
den ihre eindeutige Unterschrift 
zu hinterlassen. Bezeichnender- 
weise inszenierte das Kollektiv- 
Theater, in dem auch die bekann- 
te Schauspielerin und Hikmet-In- 
terpretin Meral Taygun und der 
Schriftsteller und Regisseur Va- 
sif Öngören mitarbeiten, in die- 
sen Wochen das Stück „Küche 
der Reichen” von Öngören, in 
dem die Geschichte eines faschi- 
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„Kollektiv-Theater”’ 


stischen „Grauen Wolfes” erzählt 
wird, der von Großkapitalisten 
auf Andersdenkende gehetzt 
wird. 

Zu dem Vorfall erklärte Meral Tay- 
gun in einem Pressegespräch: 
„Dem Umstand, daß sich zur Tat- 
zeit niemand von uns in den Räu- 
men befand, verdanken wir wahr- 
scheinlich ein Menschenleben.” 
Fraglich ist, ob die Ensemble-Mit- 
glieder auch beim nächsten 
„Sturm” mit soviel Glück rechnen 
können. 


Täter hinterließen ihre Unterschrift 


z.T. von Tahsin Incirci vertont und 
unter seiner Leitung vom Arbeiter- 
chor West-Berlin gesungen wur- 
den. "Die Vielseitigkeit der Werke 
Hikmets wurde durch die Bearbei- 
tung des Komponisten Incirci er- 
neut unter Beweis gestellt. Beson- 


ders eindrucksvoll war der Auftritt: 


der Volksliedinterpretin Sümeyra. 
Der Krefelder Friedenschor und 
der Bremer Kinderchor unter der 
Leitung Hevals trugen ebenfalls 
zum Programm bei. Großen Beifall 
erhielt der Schriftsteller Peter 
Schütt, der in seinen selbst vorge- 
tragenen Gedichten Solidarität mit 
den Ausländern in seinem Land 
übte. Auch die Folkloregruppe 


‚fehlte an diesem Abend nicht. 


Während der Veranstaltung wurde 
das Militärregime in der Türkei 
aufs schärfste verurteilt. Die 
Künstler solidarisierten sich mit 
den von der Todesstrafe bedrohten 
52 Gewerkschaftern. 

Neben den verschiedenen Bücher- 
und Informationsständen fand eine 
Gruppenausstellung mit Künstlern 
wie Ismail Coban, Mehmet Güler 
statt. 


Das Engagement Hikmets für Frie- 
den und Internationalismus charak- 
terisierte dieses von Arbeitern ver- 
anstaltete Kulturereignis. Nazim 


Hikmet lebt weiter, kämpft weiter 


für den Frieden, für die Befreiung 
der unterdrückten Völker und der 
Arbeiterklasse, aus der er seine 
Kraft schöpfte. e 


HEV AL: Kurdische 
und türkische Lieder 


Nun liegen sie auf einer Musik- 
cassette vor: Lieder von Heval, 
dem bekannten kurdischen Inter- 
preten und Liedermacher, dessen 
Name durch eine Reihe von Kon- 
zertveranstaltungen quer durch 
Europa, nicht nur unter kurdi- 
schen und türkischen Kollegen 
ein Begriff geworden ist. 

Heval, selbst aus Türkei-Kurdi- 
stan stammend, legt auf dieser 
Cassette einen repräsentativen 
Querschnitt seines Wirkens vor: 
Der z.Zt. im Exil lebende Künstler 
singt nicht nur Lieder aus den un- 
erschöpflichen Kulturtraditionen 
des kurdischen Volkes, die selbst 
einer brutalen rassistischen Un- 
terdrückung trotzten und heute 
wie eh und je lebendig sind. Auf 
der Cassette werden auch Lieder 
vorgestellt, die er mit einem Kin- 
derchor einstudierte. Für alle In- 
teressenten der Musiktraditionen 
Türkei-Kurdistans, aber auch für 
alle, die praktisch erleben möch- 
ten, was ein engagierter Künstler 
zur Freundschaft und kämpferi- 
schen Solidarität der beiden Völ- 
ker in der Türkei beizutragen ver- 
mag, ist’diese Cassette uneinge- 
schränkt zu empfehlen. (Der 


Künstlername „Heval” bedeutet 
soviel wie Freund, Kampfgefähr- 
te). 


HEVAL: Lieder aus Türkei-Kurdistan 
unter Mitwirkung des Bremer Kinder- 
chores. 10.- DM. Bezugsanschrift: FI- 
DEF, Lichtstr. 31, 4000 Düsseldorf 1 


Zweisprachig leben — 


zweisprachig: lernen 


Unter dieser programmatischen 
Bezeichung hat der Oldenbourg- 
Verlag eine neue Reihe gestartet, 
die mit diesem Lehrwerk beginnt. 
Dieser erste Teil des dreibändigen 
Türkisch-Kurses enthält 12 von 
insgesamt 40 geplanten Lektio- 
nen. 

Neben der Vermittlung von gram- 
matischen Grundkenntnissen und 
einem Grundwortschatz von 1500 
Wörtern bezwecken die Autoren, 
durch ihr wissenschaftliches aber 
auch gewerkschaftliches Engage- 
ment in Fachkreisen und darüber 
hinaus als konsequente und über- 
zeugende Verfechter der Zwei- 
sprachigkeit bekannt, mit ihrem 
dreibändigen Lehrwerk auch eine 
Verständigung mit Schülern, EI- 
tern und Kollegen aus der Türkei 
zu ermöglichen: 


Dazu heißt es im Vorwort: 
„Ohne intensive und spezifische 
Spracharbeit ist ein Schulerfolg türki- 
scher Kinder in unseren Schulen 
nicht abzusichern. Voraussetzung für 
diese Spracharbeit ist, daß zunächst 
einmal die Lehrer einen Überblick dar- 
über erhalten, wie sich die Mutter- 
sprache der Kinder im Deutschen un- 
terscheidet und welche Verwirrungs- 
faktoren in diesem Unterschied ent- 
halten sind. 

Deshalb ist eine sehr gute Ausbil- 
dung für die beteiligten Lehrer erfor- 
derlich. Alles, was sie nicht wissen, 
wird für die Schüler um ein Vielfaches 
belastender. Eine weitere Vorausset- 
zung für erfolgreiches Arbeiten ist, 
daß die Schüler ihre Muttersprache 
auch hier In der Bundesrepublik aus- 
bauen und begreifen lernen. Eine un- 
entwickelte, brüchige, lexikalisch 
dünne und grammatisch unsichere 
Muttersprache ist die schlechtest 
mögliche Grundlage für einen wirksa- 
men Deutschunterricht.” 


Dieses Lehrbuch, das gegenüber 
dem mittlerweile zum Standard- 
werk avancierten „Problemorien- 
tierten Türkisch-Kurs” der Auto- 
ren grundlegende konzeptionelle 
und methodische Änderungen 
aufweist, orientiert sich inhaltlich 
am Bildungswesen und richtet 
sich mit dieser Eigenschaft in er- 
ster Linie an alle, die Deutschun- 
terricht für Türken erteilen. Lehrer 
und Lehrerstudenten, aber auch 
MBSE-Kursleiter und VHS-Dozen- 
ten sind als Benutzerkreis ange- 
sprochen. 

Die Autoren sind seit 1974 an der 
Universität Essen tätig. Bis 1979 
arbeiteten sie an dem DFG-Pro- 
jekt „Zweisprachigkeit türkischer 
Schüler"; gegenwärtig ent- 
wickeln sie im Rahmen eines Pro- 
jektes an dem neugegründeten 
„Institut für _Migrationsfor- 
schung, Ausländerpädagogik 
und Zweitsprachenerwerb” der 
GHS Essen schulbezogene 
Türkisch-Kurse für Lehrer und 
Lehrerstudenten und geben als 
Dozenten selbst Kurse. 


Türkisch für Lehrer I 

Dr. J. Meyer-Ingwersen/Dr. R. 
Neumann, 224 Seiten, ISBN 
3-486-84801-1, 19,80 DM, Olden- 
bourg-Verlag, München 1982 


Internationale Tage 


Vom 20.-23.5. wird die Stadt Es- 
sen im Jugendzentrum „Internatio- 
nale Tage“ veranstalten, an denen 
sich zahlreiche Kulturgruppen aus 
dem In- und Ausland beteiligen 
werden. Der NRW-Künstlerverein 
SAN-DER wird u.a. mit einer Aus- 
stellung von Werken Mustafa Ca- 
kirs, Untertagebergmann, und 
Aydin Karahasans, Vorsitzender 
des SAN-DER, mit Volksliederin- 
terpretationen des Sängers und 
Saz-Spielers Hamdi Tanses und mit 
einer Dichterlesung des Schriftstel- 
lers Yücel Kaya vertreten sein. Po- 


diumsdiskussionen, Informations- 
und Spezialitätenstände werden das 
kulturelle Geschehen begleiten. @ 


„Volksliteratur in 


der Türkei” 

Turhan Dikkaya, langjähriger Re- 
dakteur beim WDR, zuständig für 
türkische Sendungen, hält auf Einla- 
dung von San-Der einen Vortrag 
zum Thema: „Volksliteratur und 
Volksdichtung in der Türkei”. 

Die Veranstaltung findet am 21. Mai 
1982 um 19.30 in der Volkshoch- 
schule Essen, Hollestraße 75, statt. 


am Samstag, 8. Mai 1982 
in Duisburg 
Am Samstag, den 8. Mai 1982 findet in Duisburg eine Demonstration 
und Kundgebung gegen Hinrichtungen und Folter in der Türkei und 
Kurdistan und Massaker gegen das kurdische Volk statt. 


Die Proteste richten sich auch gegen Ausländerfeindlichkeit und die 
Aushöhlung des Asylrechtes in der Bundesrepublik. 


Wir erwarten Eure Solidarität 
und eine aktive Teilnahme 
an der Demonstration und 

derKundgebung. 


Wendet Euch bei Fragen bitte an: 

E BIRKOM Ebertplatz 12, 5000 Köln 1, Tel. 0221/12 48 48 

E FIDEF Lichtstraße 12, 5000 Düsseldorf 1, Tel. 0211/66 42 84 

m Komkar westendplatz 34, 6000 Frankfurt/M. 1, Tel. 0611/728125 


BIRKOM (Antifaschistisches Einheitskomitee), CEPHE-BIRLIK YOLU (Front-Einheitsweg), 
DEVRIMCI SOL (Revolutionäre Linke), DIB-FAK (Einheit für Demokratie), FIDEF (Föderation 
der Arbeitervereine der Türkei in der BRD), GERCEK (Solidarität mit der Zeitung Gercek), 
ISCI GERCEGI (Arbeiterwahrheit), ISCININ SESI (Arbeiterstimme), KKDK (Fortschrittlich-de- 
mokratische Arbeitervereine), KOCKAK (Kulturverein Kurdistans), KOMKAR (Döderation 
der Arbeitervereine aus Kurdistan i.d. BRD), KURTULUS (Befreiung), MALA GELE KURD 
(Kurdische Volkshäuser), PROLETER DAYANISMA (Proletarische Solidarität), TEKOSIN 
(Kampf, DENGE-KOMAL 


TREFFPUNKT: 


König-Heinrich-Platz um 11.00 Uhr 


